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Zwei Dinge werden schnell mit dem Leben fertig: Dumm­
heit und Liederlichkeit. Die einen verlieren es, weil sie es 
zu bewahren nicht den Verstand, die andern, weil sie nicht 
den Willen haben. Wie Tugend ihr eigener Lohn, ist 
Laster seine eigene Strafe. Wer eifrig dem Laster lebt, 
endigt bald, im zwiefachen Sinn: wer eifrig der Tugend 
lebt stirbt nie. Die Untadelhaftigkeit der Seele teilt sieb 
dem Leibe mit : und ein gutgeführtes Leben wird nicht 
nur dem Werte, sondern selbst der Zeit nach ein langes sein. 

Balthasar Gracian 



Einleitung 

Vorbemerkungen 

In jedem Staat gibt es Leute, die für den_Lebenskampf unfähig 
sind. Jeder Staat.wird sich daher auch vor das Problem gestellt sehen, 
wie er solche Leute behandeln will. Zunächst fragt sich, ob er sich 
solcher Leute, die ja dem Staatswesen nur hinderlich sind, überhaupt 
annehmen sol}l·) und wenn ja, in welcheQI Masse und in welcher 
Form. 

Die erste Frage ist rein ethischer Natur. Jedes Volk wird seine 
Entscheidung hierüber auf Grund seiner momentanen ethischen lde- \ 
ale und Glaubensgewissheiten2) treffen müssen. Für den kultivierten I 
Europäer ist es heute eine Selbstverständlichkeit, dass der Staat seine ' 

fürsorgerische Hand über den Schwachen halte. 
Ebenfalls von ethischem Charakter ist die zweite Frage nach dem 

Umfang des zu gewährenden. Schutzes. Somit ist auch hierüber die 
Entscheidung von den zur gegebenen Zeit in einem Volke herrschen­
den Grundauffassungen und Idealen abhängig. 

Es ist unverkennbar, dass in unserem J ahrhundert die sozialpoliti­
schen Postulate im Rechtsdenken des zivilisierten Europäers eine 
herrschende Stellung einnehmen. Dabei ist hier das Wort «sozial>) in 
dem Sinne zu verstehen, wie es die sozialistische Partei aufgefasst 
haben will, nämlich als die grösstmögliche Gewährung von staat­
lichem Schutz gegenüber dem Einzelnen, mit andern Worten, als das 
Eintreten der Allgemeinheit für das Wohlergehen des lndividuums3 ) .  
Ob allerdings die heute sehr weitgehende Rechtsentwicklung zum 
Wohlfahrtsstaat hin auf die Dauer dem Staatsganzen förderlich sei, 
ist eine andere Frage, die wir hier aber unberührt lassen können, da 
es ja nicht unsere Aufgabe ist, eine staatspolitische_ Auseinander­
setzung iiber Wert und Unwert dieser Entwicklungstendenz zu führen. 
Was für uns allein wichtig ist und was wir hier deshalb festhalten 
wollen, das ist die Ta_tsache, dass im Laufe der Zeit viele so.zialpoliti­
sche Ideale in unserm Recht weitgehend ihre Verwirklichung gefun­
den haben. 

Wir geben in der Folge einen geschichtlichen Abriss über die 
Geschichte des Vormundschaftsrechts. 0::. aber dieses Gebiet sehr 

1) Vgl. dazu die rassenhygienischen Betrachtungen von John Haykraft bei Zuru kzoglu 
S. 52/ 5 3 ·  Ferner Rive : Die Vormun dschaft im Rechte d. Germanen S. 1 65, wo er iiber 
die altgerm. Einrichtung auf Island spricht, wonach altersschwache und arbeitsunfähig·e 
Leute in Zeiten der Not beseitigt werden durften. ' · 

2) Ortega y Gasset S. 27/28,18/39 (•System vo-n Ueberzeugungen•), 74· Hegner S. 27 
3l Eugen Huber: Ueber soziale Gesi nnung S. 23, 38 ,  3 9, Rittmeyer S. 16/17. 



weitliiufig ist, rnüssen wir uns darauf beschränken, die Entwicklun" 
der vormundschaftlichen Prinzipien aus <len die verschiedenen "e� 
schi��Itlichen Epochen beherrschenden Ideen zu erklären4) .  

"' 

. Die Von��un�schaft im altgermanis·chen Recht war ursprünglich 
eme ausschhesshche Angelegenheit der Familie und hatte lediglich 
zum Zweck�, das Familienvermögen zu erhalten. Eine Einmischung 
des Staates m das Vormundschaftswesen der Familie bestand nicht. 
Vormund wurde der nächste Verwandte in der Erhfol"eordnun" 

Im Mittelalter erlangte der Staat dann allmählich Einfluss a';;f das 
Vormundschaftswesen. «Die Einmischu�g des Staates äusserte sich 
dadurch, 

.
dass in der Reihenfolgeordnung der Beruftmg zur Vormund­

schaft weitgehende Beschränkungen und Spezialisierun"en ein"riffen 
1' d f 'h 

"' "' ' 
< Ie arau genc tet waren, vermehrte Garantie für die gute Führuna 
der Y ormundschaftsgeschäfte zu gewähren» (Rive ) .  Ja in den Städte� 
setzte sich mit d�r Zeit die Regelung durch, wonach im Interesse einer 
guten Fürsorge dem Mündel statt dem geborenen, ein erkorener Vor­
mund bestellt wurde, der allerdings immer noch in verwandtschaft­
li�her �eziehung zum Mündel stehen musste. Es wurde damit also 
<he Reihenfolge de� Berufung zur VormunJschaft, die sich streng 
nach der Erbfolge nchtete, durchbrocheli zu Gunsten eine1· besseren 

. :Fürsorge für das Mündel. Noch einen Schritt weiter geht die später 
aufkommende Regelung, wonach die entfernteren Verwandten in 
ih�er Eigenschaft als geborene Vormünder «sogar jedem Dritten 
���c�en musst�n, wenn dieser den Vermögensinteress<;!n des Pupillen 
gunstigere Bedmgungen und eine grössere Garantie bot. Dieser Fall 
w�rde ��n� als vorha�den angesehen, wenn jener versprach, den 
MmderJ�hng�n auf se1�e Kosten zu ernähren, ·das Vermögen des­
selben mit 10 % zu verzmsen und ausserdem durch Realkaution oder 
d�rch Büq�en seine Fähigkeit zur Erfüllung nachwies». (Rive I 34) .  
D1e�e. 

Enh�Icklung deutet schon stark in der Richtung zum modernen 
Individuahsmus, der bekanntlich als Folgeerscheinung auch die Er­
�tarkung der Staatsgewalt und die Herabmindemng der Familie in 
1hrei: Selbständigkeit und ihrer politisch bedeutsamen Stellung mit 
sich brachte. 

Im Vormt�ndschaftsrecht wirkte sich diese Entw�kluna in -der 
�eise

_ 
aus, <lass sich die Notwendigkeit verfliichtigte, dass au�schliess­

hch <he Verwandten die Güter des Mündels zur Verwaltung im Inte­
resse der Erhaltung des Familienvermögens an sich nehmen mussten 
denn durch diese teilweise Enthebung der politischen Funktione� 
;erlor die Familie .au�h ihre weitgehende politische Selbständigkeit 
m der Staatsorgamsatwn, und damit fiel fiir sie auch im .gleichen 

4) Die folgenden Ausführungen beruhen vornehmlich auf nachstehenden literarischen 
U�terlag�n: Rive: Die Vor"!undschaft im Recqte der Germanen, Braunschweig x862• 
Rive: Die Vormundschaft Im deutschen Recht des Mittelalters 2. Bd. 1866. Zelle, 
Reform der Vormundschaftsgeset.gebung, Berlin 1 87o. Winkler, Die Geschlechts­
v�rmuodschaft in !hrer geschichtlichen Entwicklung, Diss. iur. Zürich 1868. Kraut: 
Die Vormundschaft nach den Gru.ndsätzen des Deu

_
tschen"Rechts 3. Bd. Göttingen,. 

1836, 1847, 1859. Eug. Huber: System und Geschichte des schweizerischen Privat­
rechts Bd. x Basel, 1886. 

Masse die Notwendigkeit dahin, quasi als politisches Gemeinwesen 
einen politisch bedingten, autonomen Finanzhaushalt zu führen. 

Fassen wir kurz und schematisierend zusammen: Durch die Er­
starkung der Staatsmacht verändert sich das Verhältnis des Indivi­
duums zum Kollektiv. Ursprünglich war dieser Gegensatz gegeben 
durch das Ve1·hältnis Individuum-Familie (Sippe) .  Später lautet die 
das erwähnte Verhältnis bezeichnende Formel: Individuum-Staat. 

Der Staat übernimmt einen grossen Teil der ihrer Natur nach durch 

die Gemeinschaft zu erledigenden Aufgaben, die ursprünglich durch 

den Familienverband erfüllt wurden. An Stelle des früheren Familien­
interessens tritt nun das Interesse des Staates. Das heisst im Vormund­
schaftsrecht nichts anderes, als dass eben das alte Prinzip der Erhal­

tung des Vermögens im Interesse des Mündels als Mitglied der Fami­
liengemeinschaft abgelöst wird durch das Prinzip der Erhaltung des 

. Vermögens im Interesse des Mündels als Staatsbürger. So erklärt sich 

auch, weshalb die Ordnung des geborenen Vormundes zu Gunsten 

des erkorenen verlassen wurde. 
Das Denken des Menschen der mittelalterlichen Zeit war aber 

noch nicht sQ weit entwickelt, dass es den Gegensatz Staat-Individuum 

stark empfunden hätte. Das zeigt sich im Vormundschaftsrecht he­
sonders schön darin, dass man die mannigfachen Bevormundungs­

o-ründe der vorangehenden Zeit als vollkommen richtig empfand und 
deshalb daran nicht die geringste Änderung vornahm. Die Einmi­

schung des Staates in die vormundschaftlichen Angelegenheiten 

brachte neben der Einführung des erkorenen Vormundes lediglich 

noch Neuerungen auf dem administrativen Gebiet der Vonnund­
schaftsführung. 

Die geistige Entdeckung vom Wert des Individuums aber blieb 

einer späteren Zeit vorbehalten: der Aufklärung. Sie erst hat . den 

Menschen bewusst als individuelle Persönlichkeit erkannt und die 

politischen· Folgen darau.ll gezogen. Die Denker der damaligen Zeit 

waren die Wegbereiter zu der extremsten Form des Individualismus, 

<ler dann in der Französischen RevoJ•.1tion seinen imposantesten Aus­

druck erhalten und seine radikalste gesetzliche Verwirklichung er­

langt hat. Persönliche Freiheit hiess das Schlagwort. Im Vormund­

schaftsrecht führte dieser ins iiusserste getriebene Individualismus zu 
einer eigenartigen Koll!\equenz. Sie zeigte sich vor allem in einer Än­

derung der Voraussetzungen zur Entmündigung. Während des Mittel­

alters und his zur Französischen Revolution bildete generell jede In­

feriorität, war sie psychischer oder physischer Art, einen Entmündi­

gungsgrund. So wurden Wahnsinnige wie auch Altersschwache und 

körperlich Gehrechliehe der Vormundschaft unterstellt. Hier brachte 

die mit der Revolution einsetzende moderne Gesetzgebung eine Neue­

rung. Die Entmündigung war nur noch über Geisteskranke zulässig, 
nicht mehr aber über körperlich Gebrechliche. (ccf 489, Code Napo­

leon) .  Das in dieser Zeit in der Gesetzgebung verwirklichte Prinzip 

der persönlichen Freiheit duldete die gegen den Willen des physisch 

Behinderten erfolgende Entziehung der Handlungsfähigkeit nicht 

mehr. Die radikale Durchführung des Prinzips der persönlichen Frei-



heit in der französischen Gesetzgebung ist aus der Revolution erklär­
lich. In scharfem Kampf haben die Franzosen diese Rechte erkämp· 
fen müssen. In der Schweiz, wo die neuen Rechtsprinzipien mehr evo­
lutionsmässig Eingang gefunden haben, ist es auch nicht zu dieser 
scharfen Durchdringung des Vormundschaftsrechts durch den Grund­
satz der persönlichen Freiheit gekommen. Die Beseitigung des Bevor­
mundungsgrundes wegen körperlicher Gebrechlichkeit ist in den 
meisten Kantonen erst mit der Einführung des ZGB erfolgt. Nur 
W aadt, W allis und Baselland hatten diesen Entmündigungsgrund 
schon früher aus ihren Gesetzen entfernt. (Eug. Huber 618 f) . 

Die Durchsetzung der aufklärerischen Ideen vom Wert der Per­
sönlichkeit hat im Vormundschaftsrecht aber noch eine weitere Folge 
gezeitigt. Sie hat auf dem Gebiet der vormundschaftlichen Fürsorge 
eine ausserordentliche Neuerung gebracht. 

Bis in die neueste Zeit hinein diente die Vormundschaft in aller­
erster Linie der Erhaltung des Mündelvermögens. Die persönliche 
Fiirsorge war belanglose Nebensache. Die mittelalterlichen Zustände 
i� der vormundschaftlichen Behandlung von Geisteskranken spiegeln 
d1e Goslarer-Statuten wieder, wonach - wie Rive I 168 sagt - «der 
Vogt den Sinnlosen, der keii:J.en Vormund hat, in Gewahrsam nehmen 
oder aus der Stadt bringen lassen soll. Der Rat, welcher bei Minder· 
jährigen zur eventuellen Anordnung de,r Vormundschaft berufen war, 
wird hier nicht zur Tätigkeit aufgefordert, ebensowenig ist dem Voat 
aufgegeben, ihnen einen Vormund zu bestellen, und daraus zieht 
Goeschen den Schluss, dass eine Vormundschaft über geisteskranke 
Personen, wenn sie nicht abgesehen von ihrer Geisteskrankheit in 
Vormundschaft sich befänden, nicht stattfindet». 

Die allgemeine Verbreitung der aufklärerischen Ansicht von dem 
Wert der Persönlichkeit hat sich im Vormundschaftsrecht in ent­
sprechender Weise geäussert. Dem Menschen wurde nicht mehr bloss 
ein Vormund gegeben, weil er Träger eines Vermögens war, dessen 
Bestand es zu erhalten galt, sondern es wurde ihm auch ein Vormund 
beigegeben, damit dieser dazu noch für dessen persönliches W ohler· 
gehen sorge. Der für den Le.qenskampf Untaugliche sollte trotz seiner 
Untüchtigkeil ein menschenwürdiges Dasein fristen können. Heute 
hat sich sogar allgemein die Auffassung durchgesetzt, wonach die Per­
sonalfürsorge in den Dienst der Realfürsorge zu treten habe. 

Schliesslich ist hier noch ein kurzes Wort ·zu sagen über die Ge­
schlechtsvormundschaft. Weibliches Geschlecht bildete bei uns bis in 
die neueste Zeit noch einen Bevormundungsgrund. Im ZGB ist er nun 
abgeschafft. Weshalb er früher bestanden hat, darüber orientiert 
Winkler gut: «Bei den alten Germanen beruhte die Staatsorganisation 
auf konsequent durchgeführter Gemeindeautonomie, und innerhalb 
derselben war die Familienautonomie wieder sehr stark. Die Verfol­
gung von streitigen Ansprüchen geschah ursprünglich auf dem Wege 
der Fehde. Später bildete sich in subsidium eine gewisse Rechtspflege 
der Gerichte, welche aber nur Schiedsgerichte waren, aus. Da aber 
diese Schiedsgerichtsbarkeil nur anstelle des Fehdewesens trat und 
die Gerichte in der Volksversammlung gehalten wurden, zu der nur 
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Waffenfähige Zutritt hatten, so bedurften die waffenunfähigen Freien 
zur Verfolgung eines Anspruchs einer V ertretu:ug eines - durch die 
Verwandten gewährten Schutzes. Zu diesen Waffenunfähigen gehör­
ten insbesondere die Frauen und es ist daher die Waffenunfähigkeit 
der ursprüngliche Grund der Geschlechtsvormundschaft, wie jede Art 
von Vormundschaft überhaupt». (Winkler 27/28, anderer Meinung 
Rive I 75 ff) .  

Daraus erhellt auch, warum die Geschlechtsvormundschaft im heu· 
tigen Recht keine Berechtigung mehr hat. Dass sich das Institut der 
Geschlechtsvormundschaft noch bis weit in die moderne Zeit hinein 
erhalten konnte, erklärt Winkler damit, dass es sich dabei vor allem 
um einen alten Zopf handle, den abzuschneiden man lange sich noch 
geweigert habe. Die heute nur noch leicht beschränkte Handlungs· 
fähigkeit der Ehefrau ist nicht mehr etwa ein Überrest der alten Ge­
schlechtsvormundschaft, sondern hat ihre Ursache in der Notwendig· 
keit und im Interesse eines erspriesslichen Familienlebens. 

Nach diesem kurzen geschichtlichen Exkurs wollen wir wieder 
an unsere einleitenden Bemerkungen über die sozialisierenden Ten· 
denzen im schweizerischen Vormundschaftsrecht anknüpfen und 
wollen festhalten, dass unser modernes Vormundschaftsrecht im heu- \ 
tigen Stadium der geschichtlichen Entwicklung als ein in erster Linie 
der persönlichen Fürsorge dienendes Institut zu betrachten ist5 ) .  Wir 
sind heute zwar geneigt, dies als eine Selbstverständlichkeit hinzu­
nehn_Ien. Das ist es aber durchaus nicht. Hier sei lediglich daran erin­
nert, dass im altgermanischen, wie auch im älteren römischen Recht, 
die Vormundschaft eine Angelegenheit der Familie war, und dass 
- in grossen Zügen gesprochen - das Vormundschaftsrecht noch 
in der Weise ausgestaltet war, dass der Vormund für seine Pflicht, 
dem Mündel Unterhalt zu gewähren, durch andere Rechte und Vor· 
teile hinlänglich entschädigt wurde. So, sagt Friedrich 6), war die alt­
deutsche Vormundschaft, die Munt, weniger eine Institution zum 
Wohle des Mündels selbst, als eine solche im Interesse des Muntin· 
habers. Das kam deutlich darin zum Ausdruck, dass jeweils der 
nächste Erbe zur Vormundschaft berufen wurde, der als solcher das 
Mündelvermögen an sich nahm, um es vor Schädigungen zu bewah­
ren und um auf diese Weise seine Erbanwartschaft zu sichern 7). Dabei 
war die Übernahme der Vormundschaft keine Pflicht, sondern ein 
Recht, worauf der zur Vormundschaft Berufene beliebig verzichten 
konnte. Fand sich aber kein Verwandter, der sich zur Führung der 
Vormundschaft bereit erklärte, so blieb der Schutzbedürftige eben 
unbevormundet. 

Darin zeigt sich aber auch die Zwecksetzung des damaligen Vor­
mundschaftsrechts. Sie zielt unmissverständlich in erster Linie auf 
die Erhaltung der Vermögenswerte innerhalb der Familie ab. 

Durchgehen wir die Gesetzbücher früherer Zeiten, so werden wir 

s) Lüscher: Beiratschaft s. I I. 
6) Friedrich : Bevormundungsfälle S. 3· 
7) Vgl. die Reihenfolge der Berufung zur Vormundschaft im altgermanischen Recht 

in der Graugans bei Rive S. 30/Jr. 



durchwegs feststellen können, dass bis zum Erlass des Zivilgesetz­
buchee stets die vermögensrechtliche Seite der Vormundschaft im 
Vordergrund stand. Zwar sind. schon in einigen kantonalen Privat­
rechten Ansätze zu einer vormundschaftlichen Fürsorgepflicht für 
das persönliche Wohlergehen des Mündels vorhandenS) .  Doch waren 
diese Fälle in der verschwindenden Minderzahl. 

Demgegenüber stellt das ZGB ausdrücklich die Pflicht des Vor­
mundes zur persönlichen Fürsorge für das Mündel auf. So hat nach 
Art . . 405 der Vormund eines unmündigen Mündels alle erforderlichen 
Anordnungen zu treffen, die dessem Unterhalt und Erziehung dienen, 
und nach Art. 406 hat sich die Fürsorge über einen im Mündigkeits­
alter stehenden Bevormundeten auch «auf den Schutz und den Bei­
stand in allen persönlichen Angelegenheiten» zu erstrecken. Dabei ist 
man allgemein der Meinung, dass die Fürsorge für das persönliche 
W obiergehen des Mündels vor der Fürsorge für sein Vermögen den 
Vorrang habe, indem die vormundschaftliche Besorgung der ver� 
mögensrechtlichen Angelegenheiten in den Dienst der persönlichen 
Fürsorge zu treten habe9) .  

Diese Entwicklung auf dem Gebiet der Vormundschaft ist, vom 
humanitären Standpunkt aus betrachtet, als ein bemerkenswerter 
Fortschritt zu bezeichnen und hat namentlich in unserer Zeit gewiss 
ihre Berechtigung. 

Das wird uns am besten klar, wen� wir uns hier vorwegnehmend 
den. allgemeinen Begriff der Unfähigkeit vergegenwärtigen. Er ist 
an sich gemeinverständlich: Unfähigkeit bedeutet soviel wie Unver­
mögen einer Person, die an sie gestellten Anforderungen zu bewäl­
tigen. 

Die Ursachen dieser lnsuffienz sind auf zwei miteinander aufs 
engste verbundene Faktoren zurückzuführen. Einmal auf die psy­
chische, insbesondere intellektuelle Veranlagung oder die geistigen 
Qualitäten des Menschen und dann auf die durch äussere Umstände 
an den Menschen gestellten Anforderungen. Worauf es für ·die Be­
stimmung des Fähigseins oder der Tauglichkeit, bzw. des Unf:ihig­
seins oder der Untauglichkeit ankommt, das ist das Verhältnis dieser 
beiden Faktoren zueinander. Solange der Faktor geistige Qualitäten 
denjenigen der äussem Umstände übersteigt oder ihm die Waage hält, 
haben wir den Normalfall des Fähigseins oder der Tauglichkeit vor 
uns. Im umgekehrten Fall sprechen wir von Unlähigkeit. Dieses zu­
letzt erwähnte Bild kann sich - dem oben Gesagten zufolge - auf 
zwei Arten ergeben: Entweder, indem bei Gleichbleiben der geistigen 
Fähigkeiten die Anforderungen des alltäglichen Lebens derart an­
steigen, dass sie dem Menschen über den Kopf hinauswachsen (Bei­
spiel: Direktor eines im rapiden Aufstieg begriffenen Untemehmens) 
oder indem bei Konstanz der Anforderungen des täglichen· Lebens 
die geistigen Fähigkeiten unter das Niveau der durch die Anforde­
rungen des Lebens gesetzte Höhe sinkt (Beispiel: Entwicklung einer 
Psychose) .  
8 )  V gl. Friedrich S .  4 und die dort zitierte Literatur. 
9) Lüscher S. n. 

6 

Wir sehen also, dass die Ursachen für die Insuffienz einer Person 
und damit auch die Ursachen für das Notwendigwerden von Fürsorge 
- ·- gleichsam mathematisch ausgedrückt - in einem Missverhältnis 
von äussem Umständen und individuellen Fähigkeiten besteht. 

Nun haben sich aber diese Anforderungen an den Menschen mit 
«1en wachsenden Schwierigkeiten des modernen Rechtsverkehrs un·· 
!!:emein erhöhtlO) .  Die Folge davon ist, dass die Tauglichkeit zum 
selbständigen Leben in unserer Gesellschaft im allgemeinen ahge· 
nommen hat. Es werden heute gewiss mehr Menschen für unfähig 
jl;elten als noch vor ca. 50 J ahren. 

Von ärztlicher Seite11 )  ist denn auch festgestellt worden, dass der 
verschärfte Lehenskampf in unsern modernen Daseinsverhältnissen 
Eelbst Ursache für manche psychische Schädigungen hildet12 ) .  

E s  erweist sich somit, dass der Fürsorge in unserer Zeit eine er­
höhte Bedeutung zukommt. Den grösseren Anforderungen, die das 
moderne Lehen an den Einzelnen stellt, muss auf der andern Seite 
auch ein grösseres Schutzbedürfnis entsprechen. Dieser ethischen For­
derung auf vermehrte Schutzgewähnmg kommt aber das schweize­
rische Vormundschaftsrecht weitgehend entgegen. Das gelangt nicht 
nur in der erheblichen Ausweitung des fürsorgerischen Aufgaben­
kreises des Vormundes zum Ausdruck. Ebenso zeigt sich die soziale 
Richtung des modernen Vormundschaftsrechts auch darin, dass die 
Anzahl der Entmündigungsgründe beträchtlich erhöht wurde. Heute 
sollen nicht nur die Geisteskranken in den Genuss des vormundschaft­
lichen Schutzes gelangen, sondern auch noch eine ganze Anzahl weite­
rer, sozial versagender Menschenkategorien {Art. 370 ZGB). Ob aller­
dings die zweifellos sozialer Gesinnun� entsprungene Erweiterun�-t 
der Entmündigungsgründe dem Institut der Vormundschaft zum Vor­
teil gereichte, ist eine andere Frage. Sie wird uns im Laufe dieser Aus­
einandersetzung noch zu beschäftigen haben. 

Weiter erkennt man den sozialen Zug in unserem Vormundschafts­
recht auch darin, dass in der heutigen Entmündi�-tun�-tsordnung die 
Belange der Familie ausdrücklich mitberücksichtigt werden (ZGB 
370 ) .  

. 

Aus diesen knappen Ansführun�en i�t immerhin zu entnehmen, 
wie auch in diesem Rechtsgebiet oder l!erade in diesem Rechtsgebiet 
eines unserer Ideale von «sozialer Gerechtigkeit» sich Bahn �ehrochen 
hat. Herkommend von einer mehr egoistischen Zwecken dienenden 
Einrichtung, hat sich heute die Vormundschaft zu einem Institut der 
a1lumfassenden Fürsorge für das Mündel herausgestaltet. Diesen Cha­
rakter hat es aber erst erlangt, als der Staat die Vormundschaft in den 
Bereich seiner Aufgaben zog und für die wirksame Durchführun� 
dieser in unserem Vormundschaftsrecht liegenden Fürsorgetendenzen 
sorgte13 ) .  

to) Vgl. Birnbaum : Die krankballe Willensschwäche und ihre Erscheinungsformen, 
s. 3 14 

1,) Bumke : Über nervöse EntartungS. 84/8 s.·weygraridt in Mschr. f. Krpsych. VIII 694-
12) Vgl. Egon Friedell : Das Altertum war nicht antik, Abhandlung •Der Mensch 

der Zukunft• S. 49/5o. 
I 3) Friederieb S. 3 .  
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Sind die ethischen Fragen darüber, dass den schwachen Rechts­
genossen vom Staate aus Hilfe gewährt werden muss, und in welchem 
Masse das zu geschehen hat, einmal entschieden, so erhebt sich so­
gleich diejenige nach den Möglichkeiten der Verwirklichung der ge­
stellten Forderung. Wie diese Aufgabe zu lösen sei, das ist Sache 
jedes einzelnen Staates. Jeder Staat wird die der Eigenart seiner 
Rechtsordnung gernässen Institutionen schaffen müssen, die geeignet 
sind, den für das Leben in dieser rechtlichen Gemeinschaft Untaug­
lichen vor unnötigen Schädigungen zu bewahren. 

Wie wir schon vorweggenommen haben, ist dieses Institut in unse­
rem Staate die Rechtsfigur der Entmündigung. Was wir exakt darun­
ter zu verstehen haben und wie dieses Institut aus der Eigenart 
unserer Rechtsordnung zu erklären ist, das zu zeigen, wird unsere 
nächste Aufgabe sein. 

§ 1. Rechtsfähigkeit, Handlungsfähigkeit, Entmündigung 

I. Die Rechtsfähigkeit 

l. Allgemeine Bedeutung 
Art. ll Abs. l sagt kurz und bündig : «Rechtsfähig ist jedermann». 

Dieser fundamentale Satz unserer Rechtsordnung bedeutet die gleich­
mässige Anerkennung aller Menschen als Person oder Rechtssubjekt, 
was mit andern Worten sagen will, dass eben jede Person Träger von 
Rechten und Pflichten istl ) .  " Dies wird denn auch in Absatz 2 des 
gleichen Artikels ausdrücklich gesagt : «Für alle Menschen bestc::ht 
demgernäss in den Schranken der Rechtsordnung die gleiche Fähig­
keit, Rechte und Pflichten zu haben». Damit wird die Person zum 
Selbstzweck erhoben, im Gegensatz zu den Sachen, die nur Mittel zum 
Zweck sind2) .  ' 

Wichtig ist dabei zu wissen, welche Überlegung zu dieser gleichen 
Behandlung aller Menschen geführt hat. Denn gleichmässig behan­
deln kann man vernünftigerweise nur, was seinem Wesen nach gleich 
ist. Es muss demnach ein allen Menschen gemeinsames Merkmal 
geben, das die juristische An'erkennung der ausnahmslosen Gleichheit 
sämtlicher Menschen bezüglich ihrer Stellung als Rechtssubjekt hat 
bewirken können. 

Dieses Merkmal, worin sämtliche Menschen übereinstimmen, hat 
man in der Natur des Menschen als vernunftbegabtes Wesen er­
blickt3) .  So schreibt Egger4) : «Der Sinn der Pers4;m liegt in ihrem 
Wesen als vernunftbegabtes, der Selbstbestimmung fähiges Wesen». 

Anknüpfend an diese menschliche Eigenart hat man dem Men­
schen noch weitere Eigenschaften zuerkannt, die als Rechtsgüter zu 

I ) Burckhardt : Einführung S, I 1 3  
z) Burckhardt : Einführung S .  I 14 

3) Burckhardt : Einführung S, 1 1 4  •Vernünftigerweise sind alle vernünftigen Wesen, 
m. a. W. alle Menschen als Person gleich.• 

4) Egger : Komm. z. Personenrecht Art. 1 t N. 2.  

8 

erklären nach den heutigen ethischen Idealen als ein unbedingtes 
Gebot der Humanität gilt und die richtigerweise auch im heutigen 
Privatrecht durch die ·sogenannten Persönlichkeitsrechte als unent­
ziehbare und unveräusserliche Rechte geschützt sind. Damit hat das 
Recht der Persönlichkeit eine reichere Ausgestaltung erfahren5) .  

Auf diese in  einem tief ethischen Glauben wurzelnde Grundkon­
zeption von der Person in unserem Privatrecht, ja in unserer Rechts­
ordnung überhaupt, hinzuweisen, schien mir besonders wichtig. 

Einmal erlangt die prinzipielle Anerkennung des Menschen als 
Rechtssubjekt dort ihre besondere Bedeutung, wo wir es mit Geistes­
kranken zu tun haben, denen jeder bewusste Wille abgeht. Hier 
könnte man doch «versucht sein, sich zu fragen, ob man da praktisch 
überhaupt noch von einer Person reden könne»6). Gerade bei der 
Entmündigung ist aber die geistige Einstellung derjenigen Personen, 
die mit dem zu bevormundenden oder bevormundeten Geisteskranken 
in irgend einer Weise zu tun haben, für dessen richtige Behandlung 
in rechtlicher wie in rein fürsorgerischer Hinsicht von grosser Be­
deutung. Die Geltung dieses Grundsatzes wird die erwähnten Perso­
nen in moralischer wie auch in rechtlicher7 ) Hinsicht daran hin­
dern, Geisteskranke menschenunwürdig zu behandeln. 

Des weitern ist für uns wichtig, den Grund zu kennen, der zu dieser 
Anerkennung der Persönlichkeit geführt hat. Es ist die dem mensch­
lichen Wesen eigene Fähigkeit der Vernunft und der Selbstbestim­
mung. Wir sehen also, dass das Prinzip der Rechtsfähigkeit schliess­
lich auf der Überzeugung von der menschlichen WillensfreiheitB) be­
ruht. Diese Feststellung erhält dort ihre besondere Bedeutung, wo es 
darum geht, das Wesen der Lasterhaftigkeit zu umschreiben oder die 
Lebensweise eines Lasterhaften zu bewerten - denn bekanntlich 
bildet ja nach ZGB 370 auch der lasterhafte Lebenswandel einen 
Grund zur Entmündigung. 

2. Die rechtliche Bedeutung 
Rechtsfähig sein, b_edeutet nach unserer positivrechtlichen Ord­

nung nicht mehr und nicht weniger, als eben die F1ihigkeit zu be­
sitzen, «in den Schranken der Rechtsordnung Rechte und Pflichten 
zn haben». Damit ist aber noch nichts gesagt über deren Ausübung 
und Verwertung. Um durch sein eigenes Handeln solche begründen 
und darüber verfügen zu können, bedarf der Rechtsfähige noch einer 
weiteren Fähigkeit, der sogenannten Handlungsfähigkeit. 

5) Tuor : Lehrbuch S. 54/55· 
6) Naef : Entmündigung von Geisteskranken S. 2. 
7) Burckhardt : Methode S. I98 • Inhaber ein�s Rechts zu sein, über das ein anderer 

n a c h  B e  I i e b e n  verfügen kann, wäre nur der Schein eines Rechts und hätte 
keinen Sinn. Diese .Fähigkeit, Rechte auch blass zu haben, oh11e darüber verfiigen 
zu können, erhält einen Wert dadurch, dass der gesetzliche Vertreter öffentlich­
rechtlich verpflichtet ist, in meinem Interesse zu handeln und dafür dem Staat 
verantwortlich ist • ,  

8) V gl. Mezger : Grzfr. d. N.- u. SL. Heft 124, S. 16.  
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II. Die Handlnngsfähigkeit 

Während die Rechtsfähigkeit also nur bedeutet, dass der Mensch 
Rechte und Pflichten hahe.Q kann, setzt ihn nun die Handlungsfähig· 
keit instande, Rechte und PfHchten zu begründen und über diese zu 
verfügen. Es ist evident, dass diese Fähigkeit für den Menschen von 
primärem Wert ist. Besitzt nun aber nach unserem Recl�t der �ensch 
die Rechtsfähigkeit allein schon durch die Tatsache semer Existenz, 
so ist für den Besitz der Handlungsfähigkeit jedoch die Erfüllung 
einiger Minimalanforderungen nötig :  

I.  Der Mensch muss mündig sein. Nach schweizerischem Recht 
tritt Mündigkeit mit Vollendung des zwanzigsten Lehensjahres von 
Gesetzes wegen oder mit Heirat oder durch vorzeitige Mündigkeits­
erklärung ein (ZGB 14, 15 ) .  

Die Voraussetzung der Mündigkeit bildet das formale9 ) Element 
im Begriff der Handlungsfähigkeit. Fehlt sie, so ist die Folge davon 
beschränkte HandlungsunfähigkeitlO ) .  (Art. 19 ZGB ) .  

Der formalen Natur dieser V oraussetzüng entsprechend, ist auch 
die bei ihrem Fehlen bedingte Beschränkung der Handlungsfähigkeit 
eine rein formale, rein juristische, im Gegensatz zur tatsächlichen 
Handlungsunfähigkeit bei fehlender Urteilsfähig�eit. Di�se . Fest­
stellung ist - wie wir noch sehen werden - für die Entmundigung 
ipl allgemeinen und für die Entmündi�ung wegen lasterhaftem Le­
benswandels von grosser Bedeutung. . 2. Der Mensch muss urteilsfähig sein. Fehlt ihm diese Fähigkeit, 
so ist die Folge davon völlige Handlungsunfähigkeit gernäss Art. 18 

ZGB. Als urteilsunfähig wird vom Gesetz bezeichnet, wer infolge von 
geistigen Störungen gehindert ist, «v�rnu�ftgemäss �u handel':»· 
(ZGB 16) .  Aus dieser Formulierung ergibt sich, dass nut der Urtetls­
fähigkeit nicht nur die Fähigkeit zu einer richtigen Urteilsbildung 
gemeint sein kann, sondern es muss noch dazukom�en, dass d�r zu 
einer :·ichtiuen Urteilsbildunu fähige Mensch auch die Kraft zu emem 
der richtig;n Erkenntnis ge�ässen Verhalten aufbringt. Es 1�1Üssen 
demnach alle diejenigen geistigen Kräfte ungestört ihre Funktion er­
füllen können, die fiir die Bildung und Ausführung eines Entschlusses 
notwendiu sind. Mit andern Worten : Es muss sowohl die intellektuale 
wie auch

"' 
die emotionale Seite der Urteilskraft im erforderlichen 

Masse vorhanden seinll ) ,  und zwar immer in bezug auf einen he­
stimmten Tatbestand. Ob daher Rechtsunwirksamkeit einer Handlung 
uegeben sei entscheidet sich nicht darnach, ob eine Person nach psy-"' ' 

h . 
chiatrischer Auffassung allgemein als geisteskrank anzuse en se1, son-

. dern eben darnach, ob in bezug auf die in Frage stehende Rechts­
handlung die zur Vornahme eines vernünftigen Handeins erforder­
lichen Geisteskräfte vorhanden oder nicht vorhanden waren. Deshalb 

9) Vgl. Tuor 58. 
to) Tuor : Lehrbuch 58 .  Friedrich 3 3  ff. 
n) Egger : Komm. Art. 1 6  N. 4· Vgl. Liechti S. 6/7. Tuor 6o. Bleuler S. 45 3 ·  

Dukor : Eheverbot S .  23 Anm. 1 2 . Wyrsch 267. BGE 55 I I  229. 
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hat auch der Richter in jedem Einzelfall, da die Rechtsunwirksam· 
keit einer Handlung behauptet wird, zu prüfen, ob bezüglich der ge­
gebenen Rechtshandlung bei der handelnden Person infolge ihrer. 
geistigen Störung die zu einem fre!en Willensentschluss notwendigen 
.Flihigkeiten wirklich fehlten oder nicht. 

Den hier erörterten Begriff der Urteilsflihigkeit bzw. U rteilsun­
fähigkeit werden wir bei Behandlung · der Entmündigungsvoraus­
setzungen wieder antreffen. 

Nun spricht das Gesetz dem Menschen die Handlungsfähigkeit ver· 
mutungsweise zu. Die Menschen sollen ihre Interessen selbst wahr­
nehmen und ihre rechtlichen Beziehungen selbst ordnen. 

Diese Regelung hat solange ihre Berechtigung, als sich zwei ihre 
Interessen in vernünftiger Weise wahrende Menschen gegenüber­
stehen, verliert sie aber, wo dies nicht mehr der Fall ist. Indem nun 
unser Privatrecht die Rechtswirksamkeit rechtlichen Handeins von 
dem Vorhandensein der Handlungsfähigkeit abhängig macht, will es 
eben jener empirischen Tatsache gerecht werden, dass nicht alle 
Menschen über gleiche geistige Fähigkeiten verfügen oder an sich 
normale Geisteskräfte durch bestimmte Umstlinde beeintr;ichtigt sein 
können (ZGB 16) .  Es gewä-hrt also dem Schwachen Schutz, indem es 
ermöglicht, dass der Richter denjenigen von einer eingeg:mgenen 
Verbindlichkeit befreien kann, der die fragliche Rechtshandlung in 
einem Zustand der Urteilsunfähigkeit vorgenommen hat. 

Da nun aber die Handlungsfähigkeit regelmässig vermutet wird, so 
trifft in Anwendung von Art. 8 ZGB allerdings stets denjenigen die 
Beweislast, der von der Urteilsunfähigkeit Rechte für sich ableiten 
will. Richtig bemerkt Miillerl 2 )  dazu, dass die Berufung auf Art. 1 8  
ZGB dort nicht mehr viel nütze, wo die verursachten Schäden andere 
als vermögensrechtliche sind. 

II I. Die Entmiindigung 

1. Allgemeiner Aspekt 
Art. 18 ZGB trägt aber nur  r ler Tatsache Hcchnung, dass es im 

normalen Lebensgang mitunter Fälle geben kann, in denen dem Men­
schen die Fähigkeit zur Beurteilung eines bestimmten Sachverhalts 
eben abgeht. Diese Bestimmung regelt also die Ausnahme vom Prinzip 
der stets vermuteten Handlungsfähigkeit. 

Die Erfahrung lehrt aber, dass es auch Menschen gibt, die für den 
grössten Teil ihrer Lebensbeziehungen nicht das richtige Verständnis 
aufbringen, denen es an einer sachgemässen Beurteilung ihrer recht­
lichen Bindungen und Beziehungen mangelt, kurz, denen es in der 
Mehrzahl der Fälle an der Urteilsfähigkeit fehlt. Bei diesen Leuten 
ist also nicht die Urteilsfähigkeit die Regel, sondern just das Gegen­
teil : .Die Urteilsunfähigkeit. 

Es ist einleuchtend, dass solche Menschen der ständigen Gefahr 
ausgesetzt sind, von Dritten ausgebeutet zu werden. Wollte man .alle 

1 2) Müller : Die Entmündigung Geisteskranker, S. 27 insbes. Anm. r .  
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d�rch ihre Unfähigkeit angerichteten Schädigungen ihres Vermögens 
mit Berufung auf Art. 18 ZGB ausgleichen, so würde das in eine un­
endliche Reih� von Prozessen führen. Ihre Untauglichkeit für den 
Lehenskampf m den gegebenen Verhältnissen würde früher oder 
später ihren finanziellen �uin bewirken. Dazu kommt, dass derartige 
Mensche� s�hr o�t auch die Sorge für ihr körperliches W obiergehen 
vernachla�sige�, Ja. ma�chmal dieser Aufgabe mit einer beängstigen­
den V erstandmslosigkeit gegenüberstehen. 

Diesen Tatsachen hat sieh unsere Rechtsordnung nicht verschlos­
sen, und aus der Erkenntnis heraus, dass es eine Unhilligkeit wäre, den 
Schwachen der menschlichen Rücksichtslosi"keit, die ihm von Seiten 
d�r S�ärke�en d�oht,

. 
preiszugeben und das� es ferner auch logisch 

em WI.dersmn ware, m der Regel Urteilsunfähi"e als Urteilsfähige zu 
behandeln, wurde in unserem Recht das lnstit�t der Entmiindi"un" 
geschaffen. 

t> t::-

2. Rechtlicher Aspekt oder die rechtliche Durchführung. 

.. 
�nt�1ün�igung hed�utet den Entzug der formalen Handlungs­

fahigkeit. Sie setzt den m der Regel als für die Teilnahme am Rechts­
verkehr untauglich Erkannten in den rechtlichen Zustand in dem er 
sich vor der Mündigkeit befand1 3 ) .  Er wird wieder beschränkt hand­
lungsunfähig 

.
im Sinne von Art. 19 ZGB. Die Versetzung in diesen 

Zustand bewukt, dass die entmündigte Person im Einzelfall vom 
«Nachweis des Vorhandenseins einer geistigen Störung in der ver­
langten Schwere und zur Zeit des Abschlusses des fraglichen Rechts­
geschäftes»14) entbunden ist. Auch ist es ihr verunmö"licht sich in 
e:hebliche� Umfange am Rechtsverkehr zu beteilig�n. D�mit ist 
emmal erreicht, dass der Entmündigte durch seine unvernünftirren 
Handlungen sich selbst keinen Schaden mehr zufügen kann. 

t> 

Durch den Entzug der formalen Handlungsfähigkeit wird aber 
auch Raum geschaffen für einen gesetzlichen Vertreter, den Vor­
mtmd, der nun an Stelle des Mündels die Handlungsfähigkeit ausübt, 
d. h. der dessen vermögensrechtliche Interessen wahrnimmt. Wir 
haben jedoch früher schon darauf aufmerksam gemacht, dass sich die 
Fürsorge der modernen Vormundschaft in der Weise erweitert hat 
dass heute zu den vormundschaftlichen Fürsorgeaufgaben auch di� 
Sorge um das persönliche Wohl des Mündels zu zählen ist. Der Vor­
mund hat demnach nicht nur dle Funktion, in die durch den Entzu(J" 
der Handlungsfähigkeit entstandene Lücke einzuspringen. Darübe� 
hinaus fällt ihm heute auch die Pflicht zu, sich um das körperliche 
und geistige Wohl des Mündels zu kümmern. 

Somit erfährt denn das Mündel einen zweifachen Schutz. Einen 
passiven, indem es durch den weitgehenden Ausschluss vom Rechts­
verkehr davor bewahrt wird, sich selbst Schaden zuzufügen. Durch 
die Bestellung eines Vormunds soll dann aber aktiv dafür gesorgt 
werden, dass die Angelegenheiten des Mündels, und zwar sowohl die 

1 3 )  Friedrich S. 1f· Naef S. 6. 
14) Naef S. 6. 
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vermögensrechtlichen, wie auch diejenigen, die sein persönliches 
Wohl betreffen, doch erledigt werden15).  

Inwiefern der heute ausgedehntere Schutz der Vormundschaft ge­

rechtfertigt ist, ja sich durch die komplizierteren Daseinsverhältnisse 

geradezu aufdrängt, darauf haben wir an anderer Stelle aufmerksam 

gemacht. 

� 2. Begriff, Zweck und Wirkung der Entmündigung 

I. Begriff und Rechtsnatur der Entmündigung 

I. Der Begriff 
Die Entmündigung ist der Entzug der Handlungsfähigkeit durch 

eine staatliche Behörde in Ausübung staatlicher Hoheitsgewaltl).  
Demnach sind für die Entmündigung zwei Momente begriffswesent­
lich : Die Ausübung der staatlichen Hoheitsgewalt und die damit 
herbeigeführte Einwirkung auf die rechtliche Stellung des Indivi­
duums als Handlungsorgan2). 

An dieser Stelle sei aber darauf hingewiesen, tlass Entmündigung 
und Bevormundung nicht identische Massnahmen sind. Wie schon 
erwähnt, schafft erstere nur Platz für die Einsetzung eines Vormun­
des. Die Entmündigung muss aber nicht notwendig die Bevormun­
dung nach sich ziehen. Sie kann auch bestehen ohne Vormundschaft. 
Die Entmündigung bewirkt nur die Möglichkeit zur Errichtung einer 
Vormundschaft, mit andern Worten, sie bildet bei mündigen Perso­
nen wohl die unerlässliche3 ) Voraussetzung, aber noch keinen Grund 
zur Vormundschaft. Wenn Art. 385 ZGB vorschreibt, dass die Be­
stellung des Vormundes mit aller Beförderung betrieben werden solle, 
so· verleiht er damit nur einer in der Regel aber nicht ausnahmslos 
bestehenden Notwendigkeit Ausdruck4 ) .  

2 .  Die Rechtsnatur 
Nach Naef5 ) - welcher Umschreibung wir uns hier anschliesl!len 

möchten - ist die Entmündigung zu umschreiben «als ein rechts­
gestaltender Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, durch welchen 
einer mündigen Person die formelle Handlungsfähigkeit entzogen 
wird». 
a) Die freiwiJiige Gerichtsbarkeit 

Guldener6) definiert die freiwillige Gerichtsbarkeit als das «obrig­
keitliche Verfahren zur Rechtsverwirklichung auf dem Gebiete des 

15 )  NaefS. 6. 
t) Tuor z58. Kaufmann Komm. N. t in Vorbem. zn Art. 369-375 ZGB. Müller z6. 

.Friedrich 44· Naef 7 · Egger Komm. 369 ZGB N. t .  
z) Friedrich 44· 
3 )  Vgl. BGB 3 1  I 230· 
4) Zipkes : Die vorläufige Fürsorge vor der Bevormundung 1oo, Naef 14. 
5) Naef 9· 
6) Guldner : Das schweiz. Zivilprozessrecht Bd. I S. 34· 



.�riv?trechts», als ein «Verfahren, an welchem nur eine Partei bctei­hgt Ist». In ma�chen Kantonen spielt sich nun aber das Entmündi­gungsverfahren In d�n Formen eines eigent1ichen Zivilprozesses ab. Dennoc� handelt es Sich auch hier nicht um ein Verfahren der streiti­gen Genchtsbarkeit, wie Naef7 ) richtio- erkannt hat. Nach Burck-hardtS ) ]' t " ] ' h d 0 
. Ieg . nam Ic as Wesen des Zivilprozesses darin, «ein ZWiscl�en .zwei Personen bestehendes Rechtsverhältnis abzuklären». Entm�mdigung .. 

hedeut�t aber . ,Entzug der Handlungsfähigkeit, und von emer Ahklarung emes zwischen Behörde und Interdizenden he­stehenden �echtsverhältnisses als sich gleichwertig g�geni.iberste­hend� Parteie� �ann wohl kaum die Rede sein. Es fehlt danach eben d�s fur den Zivilprozess begriffswesentliche Merkmal des Zweipar­teienverfahrens9 ) . 
\ Ist nun die Entmündigung eindeutirr als ein Akt der nichtstreiti-1 gen Ger�chtsha�keit10)  anzuerkennen, 0so steHt sie aber anderseits auch kemen remen Verwaltungsakt dar, zu weichet Annahme das , Verfahren vo� den Verwaltungsbehörden - wie es einio-e Kantone kennen - leiCht verleiten könnte. Damit man nämlich \on einem : �erwaltung.�ak� red�n kann, ist es nötig, dass ein öffentlich-recht­h��es ,V erhaltms ZWischen Obrigkeit und. Bürger gestaltet werde. Ent­mundigung bedeutet aber nicht Eingriff in ein derartirres Verhältnis sonde�n �ufhe��g ei?er privatrechtlichenl l )  Fähigkeit. Was bei de; E.ntmundigung offenthch:rechtlich ist, das ist lediglich das Verfahren, · mcht aber, was durch das Verfahren bewirkt wit·d. h )  Der Rechtsgestaltungsakt. In der Literatur ist eine Zeitlang die Dis!<ussion darum "C "an n·en ob dem Ent .. d '  1 'd k "' '"'' '" ' mun Igungsentsc Iei -onstitutivel 2 )  oder deklarative 1 a )  Bedeut�mg z�.k�mme. Es ist zwar richtig, dass bei einer Entmündi­gung emes volhg Urteilsunfähigen · der Entscheid nur eine An"lei­chung der rechtli�hen Verhältnisse an einen tatsächlich schon g�f!,e­benen �ustand brmgt. Auf Grund dieser Tatsache könnte man denn at��h �eicht zu. der Ansicht von der deklarativen Wirkung der Ent­mun.�I.gung ne.Igen, indem man in dem Entscheid eben lediglich eine B�statigung emes tatsächlich schon vorhandenen Zustandes sieht. DI�se Betrachtungsweise ist aber unklar. Sie übersieht nämlich den ZWischen der rec�tl.ichen Sphär� nn�I der _tatsiichlichen Sphäre he-· stehenden Unterschied. DeklaratiOn m der juristischen Sprache he-
7) Naef 7 . 
8) Burckhardt : Einführung 1 2 8. 
9 ) VgL weitere diesbezü�lic?e Auseinandersetzung, die aber nicht mehr d i rekt die Recht�nat�r der Entmund1gung zum Gegenstand hat : Naef 8 . _V'gL 1� diesem Zusammenhang auch BGE 2 Nr. 5 r . : Eine Auseinandersetzung ube; d1e Zulassung von Verwandten mit zivilrechtlicher Beschwerde vor Bundes­gencht. 

10) Naef7 . · 

n )  B�rck?ardt, Methode 1 97 :  •Handlungsi'ahigkeit ist ein Begriff des P�ivatrechts . . . • 1 2) Fnednch 47· Naef 9 -
I J )  Naegeli : Bevormundung und beschr. Handlungsfähigkeit S. sj9, Hombercrer r z t .  Lü�:cher 1 3 ,  " 

deutet eben nicht Bestätigung ein�s tatsächlichen Verhältnisses, 
sondern Bekräftigung eines rechtlichen Sachverhalts. 

Wäre nun aber die Entmündigung lediglich eine Bestätigung eines 
schon rreaebenen J'uristischen Zustandes, so würde daraus folgen, dass 0 0 
die rechtliche Ano-leichung an die tatsächlichen Verhältnisse schon 
früher stattgefund�n ha..t, denn bestätigen kann man logischerweise 
nur was schon besteht-oder bestanden hat. Es müsste demzufolge der 
Ent�uo- der Handlungsfähigkeit eiltweder schon in einem der Ent­
mündigung vorgängigen Verfahren geschehen sein, oder dann müsste 
das objektive Recht die gegebenen Rechtsfolgen von Gesetzes wegen 
an das Eintreten eines bestimmten Tatbestandes geknüpft haben. 
Weder das eine noch das andere trifft zu. Bis zum Erlass des Entmün­
digungsentscheides erfährt der völlig urteilsunfähige Mündige in 
keiner Hinsicht eine andere zivilrechtliche Behandlung als der Hand­
lungsfähige. Sie haben sich beide in gleicher Weise auf Art. 18 ZGB zu 
berufen wenn sie die Rechtsunwirksamkeit einer Rechtshandlung 
we<Yen �ano-elnder Urteilsfähigkeit bewirken wollen. Erst mit dem 
En�mündia�nasentscheid treten die schützenden Folgen der Entmün-o 0 

- d' dio-una ein. Somit ist auch für den völlig Urteilsunfähigen erst m Ie-
se� Moment die erwähnte Angleichung vollzogen. Die Entmündigung 
wirkt also konstitutiv und zwar auch in den Fällen, wo die Handlungs­
fähigkeit einem völlig urteilsunfähigen Geisteskranken entzogen wird. 

Ein weiteres Argument für diese Ansicht liegt - wie Friedeich 14) 
richtio- sieht - darin, dass die Beschränkung der Handlungsfähigkeit 
nicht �infach mit dem Dahinfall der Entmündigungsgründe ipso iure 
wieder aufo-ehohen ist, sondern eben solange andauert, bis die Ent­
mündio-unu

0 
wieder durch einen behördlichen Akt aufgehoben wird 0 0 • 

h ( 432--c-438 ZGB ) .  «Soll�e nun aber emer rechtsgestaltenden Auf e-
bung nicht auch ein rechtsgestaltender Beginn der Entmündigung 
entsprechen ?». . Endlich lässt sich für diese Ansicht anführen, dass durch dte Ent­
mi.indiuung ja nur die formale Handlungsfähigkeit entzogen wird, die 
natürli�he Handlungsfähigkeit davon aber in keiner Weise berührt 
wird 1 5 ) .  Darin zeigt sich aber, dass die Entmündigung im Grunde 
<>enommen «nichts anderes ist, als die Umkehrung der vorzeitigen 0 
Mündigerk1ärung1 6 ) » 

11. Der Zweck der Entmündigung 

In der Folge wird nun kurz darüber zu sprechen sein, welche 
konkreten Ziele das positive Recht im einzelnen mit der Entmündi­
o:un<>smassnahme und der Vormundschaft verfolgt. Betrachten wir die Art."' 

369 und 370 ZGB, so stellen wir fest, dass sie gemeinsam zwei 
Zwecke im Auge haben. Erstens die Fürsorge für das Mündel und 
zweitens den Schutz von Dritten vor dem Mündel. Art. 370 ZGB sieht 

14) Friedrich 48. 
r s) Friedrich 47, wo er auch auf die Folgen für die Beweislastverteilung hinweist. Naef9 . 
1 6) Egger Komm. Art. 369 N. r .  Müller 26. Naef 9· Friedrich 52, 
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d��m noch einen �esonderen Schutz d�r Familienangehörigen des 
Mundeis vor. An d1eser Stelle ist mehr überblickshalber eine kurze �arstellung der einzelnen Zwecke deJ: Vormundschaft zu geh�n. Eine 
emgehende Behandlun·g hierüber findet sich im Hauptteil. 
I. Der Zweck der Fürsorge für das Mündel 

Die primäre Zwecksetzung in unserm Vormundschaftsrecht he­
steht nun zweifellos in der Fürsorge für das Mündel. 

.. Durc� die Ent�ündigung wird aber lediglich erreicht, dass das 
Munde} m erhehhchem Umfang für die Teilnahme am Rechtsver­
kehr ausscheidet. Der Schutz dieser vormundschaftlichen Massnahme 
bezieht sich also rein auf das Mündelvermöaeu und ist zudem auch 
in dieser Hinsicht nur passiver Natur. 

0 

Obwohl zwar Entmündigung 'und Vormundschaft an sich ver­
schiedene Massnahmen darstellen und deshalb stets scharf voneinan­
der zu trennen sind, so ist doch nicht zu übersehen, dass in den aller­
meisten Fällen der Entmündigungszweck gerade der ist, eine Vor­
mun.dschaft errichten zu �önnen. Nun haben wir aber schon oben17 )  
ausemandergesetzt, dass siCh der vormundschaftliche Schutz sowohl 
auf die vermögensrechtlichen wie auch auf die persönlichen Ange­
legenheiten erstreckt. 

Hier ist aber noch auf das zwischen den beiden vormundschaft­
lichen Aufgabenkreise bestehende Verhältnis - auf das Verhältnis 
zwischen persönlicher und vermögensrechtlicher Fürsor"e - auf-
merksam zu machen. 0 

. In den konkreten _Bevor�un?ungsfällen werden wohl diejenigen 
die grosse Mehrzahl bilden, m denen für das Mündel in beiderlei Be­
zi�h�g, also sowohl in vermögensrechtlicher wie auch in personeller 
Hmsicht, gesorgt werden muss. Dabei wird es oft schwer sein, die 
beiden Fürsorgetätigkeiten streng auseinanderzuhaltenlS ) .  In Kon­
fliktsfällen wird jedoch die Realfürsorge in den Dienst der perso­
nellen Fürsorge zu treten haben19 ) .  Dadurch erhält die Personalfür­
sorge die Priorität vor der Realfürsorge. Deshalb hat die Anordnuna 
einer Vormundschaft auch dann ihren guten Sinn, wenn gar kei: 
Vermögen vorhanden ist. 

Dass eine Vormundschaft auch über vermögenslose Menschen er­
richtet werden kann, ergibt sich aber auch daraus, dass die Art. 405 
und 406 ZGB die Sorge für das persönliche Wohl des Mündels zu den 
Aufgaben des Vormundes rechnen. · 

Bede?ken wir, aus welch ·sozialer Grundkonzeption die Regelung 
der heutigen Vormundschaft entstanden ist, so erscheint diese Rang-

. o.rdnung der beiden Fürsorgeaufgallen durchaus als gegeben. Prak­
tisch gesehen, ist aber eine stets beiden Fürsorgeaufgaben gerecht 
werdende Lösung überhaupt nur denkbar, wenn in Konfliktsfällen . 
die vermögensrechtliche Fürsorge zu Gunsten der personellen wirkt. 

17) Vgl. obrn S. s, 1 2 .  
r 8) Zipkes 1 00. Rittmeyer 46 tf. Naef 6 inesbes. 14. 
19) Lüscher 13 und dort zitierte Literatur. 

Bei den obigen Ausführungen ist besonders auf die zwischen Ent­
mündigung und Vormundschaft bestehende Zweckverbindung zu 
achten. Erst wenn man sich diese vor Augen hält, kann man den im 
Vormundschaftsrecht steckenden, weitgehenden Schutz des Mündels 
richtig erfassen. 
2; Schutz der Familie 

In Art. 370 ZGB wird auch der Schutz der Familie als Entmündi­
gungszweck anerkannt. Man könnte darin eine Durchhrechung20 ) 
des vormundsGhaftlichen Fürsorgeprinzips sehen, weil ja hier die 
Entmündigung nicht mehr zu Gunsten des Entmündigten selbst wirkt, 
sondern mit Rücksicht auf die Interessen Dritter angeordnet wird. 
Durchbrochen · ist der fürsorgerische Grundsatz aber nur dann, wenn 
man annimmt, dass nur bei einer Unfähigkeit zur Besorgung höchst 
individueller Angelegenheiten entmündigt werden .darf und die An­
gelegenheiten der Familie als ausserhalh des Rahmens der persönli­
chen Angelegenheiten befindlich zu betrachten sind. Doch damit 
schneiden wir ein Problem an, zu dessen Diskussion uns hier noch die 
nötigen Vorkenntnisse fehlen. Eine eingehende Auseinandersetzung 
über diesen Gegenstand bleibt dem Hauptteil vorbehalten. 
3. · Schutz der Sicherheit Dritter 

Als weiterer Zweck gilt sowohl in Art. 369 als in Art. 370 ZGB der 
Schutz der Sicherheit Dritter vor Gefährdung durch das Mündel. Da 
die Gefährdung - wie wir noch sehen werden21 ) - hier eine selbst­
ständige Voraussetzung bildet, d. h. dass also entmündigt werden 
kann, wer die Sicherheit anderer gefährdet, ohne selbst schutzbe­
flürftig zu sein, so ist damit das vormundschaftliche Fürsorgeprinzip 
auch durchhrochen22) . Bestimmungen derartigen Inhalts finden sich 
sonst in den verwaltungsrechtlichen Verwahrungsgesetzen ·der Kan­
tone und in den Paragraphen über die sichernden Massnahmen im 
Strafrecht. Im Vormundschaftsrecht stellen sie aber eine zweckfremde 
Bestimmung dar. 

Weshalb diese Bestimmung hat ins Entmündigungsrecht Eingang 
finden können und welche Bedeutung ihr heute zukommt, das werden 
wir ehenfalls im Hauptteil zu zeigen haben.-

111. Die Wirkungen de.r Entmiindigung 

Die Wirkungen der Entmündigung sind mannigfaltig. Sie he­
schränken sich nämlich nicht nur auf das privatrechtliche Gebiet . 
Auch das öffentliche Recht knüpft an sie verschiedene, für den Be­
troffenen recht nachteilige Folgen. Hinzu kommen einige Wirkungen 
tatsächlicher Natur, die daher rühren, dass die Entmündigung im 
Volke als entehrend angesehen wird. 

20) Naef 1 1  
2 I )  siehe unten S. 92 ff". · 

22) Naef 1 1 . 



Wir gehen hier einen überblick auf die drei erwähnten �rte� von 
Wirkungen. Von besonderem Interesse sind für unsere Arhe1t dte tat­
sächlichen Wirkungen. Im Laufe unserer ferneren Untersuchung�n 
werden wir es nämlich vorwie"end mit denjenigen Bestimmungen 1m 
Gesetz zu tun haben, die zum

" 
grössten Teil Schuld sind an dem der 

Entmündiauna anhaftenden, diffamierenden Odium. An gegebener 
Stelle werden �ir uns auch darüber auseinandersetzen müssen, inwie­
fern diese 'im Volk herrschende Meinung von der ehrenmindernden 
Wirkung der Entmündigung berechtigt ist. 

l . Die zivilrechtliehen Wirkungen 

Die unmittelbare und gewollte Wirkung ist - wie gesagt - �er 
Verlust der formalen Handlungsfähigkeit. Das bedeutet Besch�an­
kunrr der H andlungsfähio-keit in dem durch Art. 19 ZGB vorgezeich-" " d '  . z neten Umfanae. Danach kann sich der Entmün 1gte nur m1t u-
stimmunu de; Vormundes verpflichten. Es fehlt ihm also die Ver­
pflichtun"gsfähigkeit. Nach Ahs. 2 des gleichen Artikels verbleiht il��� 
aber die Möglichkeit des reinen Rechtserwerbs23 ) ,  u�d ebenso -�e�alt 
er die Fähigkeit, Rechte auszuü,ben, die ihm um semer Personhch­
keit willen zustehen. Allerdings erfährt dieser Grundsatz durch das 
positive Recht einige Beschränkungen. So ist die Eheschlies��mg von 
der Zustimmung des Vormundes resp. Vorn�undschaftsb�ho�de ab­
hängio- (99 ZGB ) .  Auch die Adoption ist zustlmtnungshedurftlg (2�5 
und 422 ZGB ) ,  und nach 285 I ZGB soll dem Ent�ündi�ten.auc� d1e 
elterliche Gewalt entzogen werden. N aef24)  sche1�� �mr .ncht1? zu 
sehen, wenn er darin eine Beschränkung der Recht�falug�e1t �-r�hck�. 

Nach Absatz 3 des Art. 19 Z GB wird auch d1e Dehktsfah1gke1t 
durch die Entmündigung nicht berührt. . . 

Aus der Bestimmung von Art. 19 ZGB geht smmt �-eu�hch hervor, 
dass die Entmündigung nicht an die Frage der naturheben Hand­
lungsfähigkeit rühren will. In der Tat begründet der Entz';lg de�. f��­
malen H andhmgsfähigkeit noch keine Ve�mutung der Urtellsunf�hlg­
keit25 ) . Diese muss in jedem Einzelfall w1eder nach den allgememen 
Beweisregeln gernäss Art. 8 ZGB nachgewiesen werden. Deshalb k�nn 
der Entmündigung in bezug auf den wirklichen Geistesz�sta�.d k�m� 
präjudizielle Bedeutung zukommen, ·  «wenn ihr auch m1t l�.ucks1cht 
auf die ihr beim gesetzlichen Verfahren vorang�he�den Er�1t�lungen 
eine gewisse tatsächliche Bedeutung als Bewe1sm1ttel hezughch des 
Geisteszustandes des Entmündigten zukommen kann»26 ) · . 

Diese Regelung ist am besten dazu �ng�tan zu �ewu��n, «dass 
auch der Geisteskranke von der Entmundtgung mcht starker he­
troffen wird, als nötig ist»27 ) .  

23 )  Egger Komm. Art. 369 N. 6o . .  
24) Naef r6. 
2s) BGE 56 TI r6z. Vgl. Staudinger Komm. zum BGB § 6 N: 9· 
26) Staudinger Komm. zum BGB § 6. N. 4 ' '  

27) Egger Komm. 369 N.  6o. 

2. Die öffentlichrechtlichen Wirkungen 
Wir heschriinken uns hier darauf, ·einige öffentlichrechtliche Be­schränkungen aufzuziihlen, die eine Entmündigung nach sich ziehen können. Die Aufzählung ist nur beispielhaft. Hier sind zu nennen : Unfähigkeit, bestimmte Ämter zu bekleiden (Art. 2 und 55 BeG) . Ausschluss von. der militärischen Dienstpflicht für Offiziere und Unteroffiziere ( Art .. 18 MO ) .  Versetzung ins provisorische Anstel­lungsverhältnis bei der Post (Art. 231 PO) .  Als einschneidenste öffentlichrechtliche Wirkung ist aber wohl der Entzug der politischen Ehren und Rechte anzusehen, welche Massnahme fast alle Kantone gegenüber Entmündigten vorsehen. Sie ist es nicht nur deshalb, weil sie eine weitere Beschränkung der persönlichen Rechte bedeutet, sondern weil sie unzweifelhaft eine jener Ursachen dafür bildet, dass die Entmündigung als eine entehrende Massnahme in Verruf steht. D\lrch den Entzug der bü rgerlichen Ehren und Rechte bewirkt sie aber indirekt auch die Unfähigkeit zur Ausübung bestimmter quali­fizierter Berufe, wie Arzt, Rechtsanwalt usw., da bekanntlich Per­sonen in clieseu Berufsgruppen in den bürgerliehen Ehren und Rech­ten stehen müssen28 ) .  

3. Die tatsächlichen Wirkungen 
Ansset· den vom Gesetz gewollten Wirkungen zieht di� Entmündi­gung aber noch eine Anzahl unbeabsichtigter, jedoch für den von dieser Massnahme BetroffP.nen besonders nachteilige Folgen nach sich. Wir wollen sie ku rz als die Nebenwirkungen bezeichnen. Sie habe� ihre Ursache darin, dass die Entmündigung in der Meinung des Volkes heute noch als eine Strafe29 )  und Schande30) gilt. Die Gründe für diese volkstümliche Ansicht sind mehrfach. Auf einen -1den Entzug der politischen Rechte - haben wir schon hingewiesen. Als weiterer und besonders schwerwiegender Grund ist die Tatsache anzusehen, dass unsere Entmündigungsordnung in Art. 370 ZGB -wie man sich in der Literatur auszudrücken pflegt - stark moralisch gefärbte Entmündigungsgründe enthält. Eine auf Grund dieses Arti­kels ausgesprochene Entmündigung enthält damit zum vornherein auch eine moralische Verurteilung3 1 ) .  Dadurch erhält sie aber die Wirkung einer · Strafe32 ) ,  während sie doch bestimm�ngsgemäss eine Massnahme zlllll Wohle der Schwachen sein soll. 
Ein weiterer Grund ist darin zu suchen, dass durch die Entmündi­gung auch die Sicherheit Dritter ge�chützt werden soll. Dadurch ist ein polizf)i}icher Zug in. ein an sich fürsorgerisches Institut hinein­getragen worden33 ) .  

z8) Naef 1 8 .  
z9) Sternberg : Entmündigungsordnung 236. Crasemann i n  Mschr. t: Krpsych. Vlll 470. Wanner : Bewährung 4/5 . 
30) . In Frankreich findet sich diese Meinung noch stärker ausgeprägt. 
3 1 )  siehe unten S. 68. 
p) Zipkes ro3 .  Naef 19. 
33 )  Zipkes roJ,. Naef 19. 



Als letzten Grund für ihre diskriminierende Wirkung ist schliess­
lich die Entmündigungsmöglichkeit wegen Freiheitsstrafe zu nennen. 
Ihre Verhängung hängt in diesem Falle ellen mcht - wie es dem 
vormundschaftlichen Fürsorgeprinzip entsprechen würde - von 
einem konkreten Schutzbedürfnis ab, sondern allein von der Dauer 
der Freiheitsstrafe. Dadurch wird der Eindruck erweckt, dass hier der 
Entzug der Handlungsfähigkeit als straferschwerend zu der Freiheits­
strafe hinzutrete, wie das im alten Recht noch der Fall war34 ) .  

Die hier aufgezählten Gründe bilden das Fundament für die im 
Volke herrschende Auffassung von der Entmündigung als einer ent­
würdigenden Massnahme. Den deutlichsten Ausdruck findet diese 
Meinung in den Worten von Cohn35 ) .  Nach ihm büsst der Entmün­
digte seine persönliche, wirtschaftliche und politische Freiheit, sein 
ganzes ethisches Dasein ein : «Sie bedeutet den Untergang der Per­
sönlichkeit, den Verlust des Rechts für sich zu denken und zu han­
deln, für sich und andere zu erwerben und zu ver1iussern, für sich zu 
sterben und zu kämpfen, kurz, den geistigen Tod des Entmündigten». 

Man kann diese Worte als iibertriebea bezeichnen und sich darauf 
berufen, dass tlas Gesetz die an die Entmün•ligung sich knüpfenden 
Folgen genau umschrieben habe und die juristische Betrachtung 
dieser Folgen nicht zu einem Ergebnis von solcher Tragweite kommen 
könne. Doch damit ist an der Volksmeinung höchstens Kritik geiibt, 
aber noch nichts geändert. Ändern könnte man diese Volksmeimmg 
nur, indem man alle d iejenigen Momente ans dem Institut der Ent­
mündigung entfernen würde, die diese Ansicht erzeugen. 

Diese tatsiichlichen Nebenwirkungen werden in ihrer negativen 
Seite dadurch verstärkt, dass sie nicht auch, wie die rechtlichen, mit 
der Aufhebung der Entmiiluligung •lahinfallen, sondern meist sehr 
nachhaltig noch über die Entmündigung hinaus andauern. So beein­
trlichtigen sie dann vorwiegend 11ie wirtschaftliche Persönlichkeit36 ) .  
J a  diese Beeinträchtigung im wirtschaftlichen Fortkommen kann 
dennassen sein, dass nur noch ein Wolmsitzwechsel die Situation zu 
retten vermag37 ) .  

Als besonders ungerecht müssen «l icse Wirkungen dort empfun­
den werden, wo · sie einen unverschul«let sozial versagenden Menschen 
treffen. Unter särntlichen Entmündigten werden aber gerade diese 
Menschen in der überwiegenden Mehrzahl sein. Um so eher, finde ich, 
sollte man darauf bedacht sein, möglichst alle diffamierenden Ele­
mente aus unserer Entmündigungsordnung zu streichen, um endlich 
das Institut der Entmiindigtmg auch als das erscheinen zu lassen, was 
es ist und sein soll. 

Schliesslich ist noch auf eine Nebenfolge hinzuweisen, die aus­
schliesslich die Geisteskranken trifft. Man hat nämlich ärztlich fest­
gestellt, dass die Entmündigung oftmals sehr ungünstig auf den ge-

34) Zipkes 1 0 1 .  Naef 19 .  
35 )  Cohn in Jur. Wochenschrift 54, 3 1 6 .  
3 6) Zipkes z o z ,  vg -:-Fr"iedrich�74-_- ·· ·-
37) Naef 1 9. 2 0  

s?ndheitlichen Zustand des Geistesgestörten einwirkt38 ) .  So kann em �-on� Kranke�1 a�s ungerechtfertigt empfundener Eingriff in seine personhebe F�e1he�t g�sumlheitsschädliche Erregungszustände ver­ursachen und xhn VIellmcht gerade in seinem Wahn bestärken. 
. Wir �ehen s�mit, ?ass die Wirkungen der Entmündigung sehr e��schne1dend smd, Ja . manchmal geradezu verhängnisvoll sein konn��· l!m so eher muss gefordert werden, dass in jedem einzelnen EI_Itm�nd.Igungsfall d�s Vorhandensein eines Entmündigungsgrundes nut pemhcher Genamgkeit geprüft werde. 

§ 3. Entmündigungsgründe 
und Entmündigungsvoraussetzunge-n 

I. Die Entmündigungsgründe des ZGB 

Die Entmündigungsgründe sind in Art. 369-372 ZGB abschlies­send aufgezählt1 ) .  Es sind Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunk­sucht, lasterhafter Lebenswandel Verschwendun()' Misswirtschaft 
�reiheitsstrafe .von über einem J �hr und das eig��e Begehren. E� smd demnach msgesamt acht. Das ist eine bemerkenswerte Anzahl bedenkt man, dass in Frankreich2)  nur wegen Geisteskrankheit ent: mündigt werden kann, in Deutschland3) nur weuen Geisteskrankheit und Trunksucht. Vor allem wird auffallen, d;'ss es sich bei einer ganzen Anzahl von . Entmündigungsgründen um moralisch gefärbte Bevormundungsbestlmmungen handelt. Es sind dies die in Art. 370 aufgeführten Gründe der Trunksucht, des lasterhaften Lebenswan­dels, der Verschwendung und der Misswirtschaft. über die Zweck­mä�sigkeit dieser Bes�im�mng ist man in der Literatur stets geteilter �emung. gewe_sen. M1t dx�ser Arbeit möchten wir einen Beitrag zu •heser D1skussi�n gehen, mdem wir uns hier einmal prinzipiell mit dem Wesen der m Art. 370 aufgezählten Gründe auseinandersetzen. 

II. Entmündigungsgrund u.ncl Entmiindigungsvorau.ssetzung 

Bevor wir uns aber auf eine eingehende Behandlunu einlassen ist 
hier vorgängig �iniges festzuhalten. Einmal ge�ügen Gei�teskrankheit, 
Trunksucht, lasterhafter Lebenswandel usw. a1lein noch nicht zu 
einer Entmündigung. Mit Ausnahme des Falles von Art. 371 ZGB 
w? allein die. Tatsache der einjährigen Strafe die Entmündigung be: 
wukt, �uss m· allen andern Entmündigungsfällen hinzutreten, dass 
durch dxe anormale Geistestiitigkeit oder das sonstige asoziale Be- / 
nehmen bestimmte im Gesetz umschri�bene, gesellschaftsschädliche f 
38) Landauer, in jur.-psych. Grzfr. 2 .  Heft, S. 7/8.  Naef 1 9 .  Zip�es 1 0 1 .  
1 )  Vgl. Kaufmann Komm. Vorb. z .  2. Abschnitt N. 4· Friedrich 5 1 .  
2) ccf. art. 4.�. 
J )  BGB § 6. 21 



Auswirkungen in Erscheinung treten. Erst wenn diese beiden Tat· 
sachen gegeben sind, ist der Tatbestand der Entmündigung erfüllt. 

Im Anschluss an diese Feststeilung einige Bemerkungen zur Ter­
minologie. In der Literatur wurden bis zum Erscheinen der Disser­
tation von Naef die Ausdrücke Entmündigungsgrund und Entmündi­
gungsvo.rAussetzung nicht scharf unterschieden. �an sprach bald von 
den:_ C':..eisteskrankheit, bald von del(Unfähigkeit zur 'Besorgitng der 
eigehen:-A:n.ge-le"genheitei_yals von einem EntmiindigungsgrÜnd.-Dass 
· diese · Terminolögie uriz.utreffend ist, hat N aef4) als erster erkannt. 
, Nach ihm ist Geisteskrankh_eit oder Unfähigkeit, für sich aJlein be-
trachtet, nur Entmün�,ig�t_!!gsvor:!!_u��tzüiig. -Erst das Zusammen­
treffen beider Vöra-Üssetzungen bildet nach seiner Terminologie den 
Entmündigungsgrund. . 

Die Entmündigungsvoraussetzungen wiederum teilt er ein in psy· 
chiatrische, worunter Geisteskrankheit und Geistesschwäche zu ver­
stehen ist, und juristische, womit er die Unfähigkeit zur Besorgung 
der eigenen Angelegenheiten, den Schutz der Sicherheit Dritter usw. 
bezeichnet. 

Diese Terminologie möchten wir auch unserer Arbeit zu Grunde 
legen. Analog dieser Einteilung werden wir auch im Art. 370 ZGB 
die den Entmündigungsgrund bildenden Voraussetzungen scheiden. 
So bezeichnen wir Trunksucht, lasterhafter Lebenswandel, V er· 
schwendung und Misswirtschaft als die moralisch wertenden Voraus­
setzungen, während wir die durch die moralische Minderwertigkeit 
verursachten sozialen Folgezustände der Gefahr des Notstandes usw. 
als die juristischen Voraussetzungen ansprechen wollen. 

Wenn in der Folge etwa von Geisteskrankheit oder Trunksucht 
als von einem Entmündigungsgrund gesprochen wird, so geschieht 
das nur der Abkürzung wegen. Gemeint ist dann immer, dass auch 
die entsprechende juristische Voraussetzung erfüllt sei. 

111. Das Verhältnis zwischen den psychiatrischen bzw. moralisch 
wertenden und den juristischen V oraussetzzmgen 

Psychiatrische und juristische Voraussetzungen müssen miteinan-
der in ursächlicher Beziehung stehen. Erst _}f_t;mn_ sicJL.also die Er-( fülll:lng derj�tr:.��-9§.�h.e.n_Y9.rJ!!!��!.�.��� �J�. eine Wirku11g der g�istlgeil 
Krankheit darstellt, darf entmündigt werden5 ) .  Fehlt die eine oder 

' andere Vörimssetzu·ng oder ihre ursächliclie Verknüpfung, so ist eine 
Entmündigung unstatthaft. Es sind demnach beide Voraussetzungen 
in gleicher Weise notwendig. Dagegen möchte Endemann6) der juri- . 
stischen Voraussetzung die Praepoilderanz geben. Der Grund hiefür 
ist darin zu suchen, dass in dieser Voraussetzung der durch die Ent· 
mündigung angestrebte Zweck : die Verhihderung der sozialen Aus· 

wirkung krankhafter Geistestätigkeit, deutlich zum Ausdruck kommt. 

4) Naef 36/37. 
s)  Sternberg: Entmündigungsrecht • 7-
6) Endemann, in jur.-psych. Grzfr., Bd. I, Heft 4, S. r 3 .  

Weiter handelt es sich hier auch um eine Voraussetzung, deren Vor· 

haudensein oder Abwesenheit von jedem Laien geprüft werden kann, 

während die Feststellung der psychiatrischen Voraussetzungen für 

den Laien praktisch unmöglic� ist7). 
• • 

Die leichtere Feststeilbarkeit berechtigt aber noch mcht dazu, 

dieser Voraussetzung den Vorrang zu geben. Würde man das zu· 

lassen, so bestünde emstlich Gefahr, dass sozial versagende Mensc��n 

kurzerhand entmündigt würden, ohne dass vorher einge
_
hen

_
d ge�ruft 

worden wiire ob die betreffenden Menschen auch wirkheb eme,n 

rreistiuen Def�kt aufweisen. Es bedarf hier wohl keiner Erklänmg, 
"' t> l .. 
dass eine solche Praxis untrag 1ar warc. . . 

Es ist somit schon aus praktischen Erwägungen am Prmzip der 

Gleichwertigkeit der beiden Voraussetzungen festzuhalt�n. . . .  
Diese Feststellun()' ist meines Erachtens besonders wichtig f4r das 

Verfahren im EntmUndi"Ull"'SProzess. Aus ihr ergibt sich, dass die 
t> t> ' l  G ' k ' psychiatrische Voraussetzu?g jedesmal mi� p�inl�c 1er enamg eiL 

festgestellt werden muss. Dieser Grundsatz Ist ubngens auch aus der 

Bestimmung von Art. 374 ZGB zu entnehmen. ' 

Was wir hier von den Voraussetzungen des Art. 369 gesagt haben, 

gilt selbstverstiindlich in gleicher Weise auch fiir den Art. 370 ZGB. 



1. Kapitel 

Mängel in der Person des lnterdizenden 

A. Die Mängel in der Person des lnterdizenden 

nach Art. 369 ZBG. 

§ 4. Geisteskrankheit und Geistesschwäche. 

J. Begriff und Bedeutung 

Nach Art. 369 ZGB bilden Geisteskrankheit und Gei�.tess
chw�che 

im Verein mit den im Gesetz anfgefilhrten Folgezustanden emen 

Entmündigungsgrund. z . . d 1 ' Geistige Störungen sind biologische Vorgänge und �stau 
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Aus dieser verschiedenen Betrachtungs'":eise und vo� a e� aus 

d r Tatsache dass die Psychiatrie ihre besummte Ternunolog1e be· 
e ' . k . b sitzt haben sich einige Schwieng eiten erge en. . 

kl . d j A t 369 ZGB spricht das Gesetz von Geisteskran _1e1t un 
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Bedeutung beibehalten �ollen .oder ob I�nen m der recht· 

liehen Verwendwlg ein anderer Smn bei�ulegen sei. 
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Hier ist zu sagen, dass das Gesetz die Re�elunt;> er 0ese �; 

liehen Verhältnisse bezweckt. Deshalb kann s1ch d1� Frage auc� nur 

darnach entscheiden, ob die psychiatrischen. Begnffe �er �els
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krankheit und Geistesschwäche für die prakllsc�.en. Bedur�msse es 

rechtlichen Gesellschaftslebens sich als zweckmassig erweisen oder 

nie
�� ist deshalb zuerst zu untersuchen, was Geistes�rankheit un� 

Geistesschwäche fiir den Mediziner bedeuten. Al Geisteskrankheit -

h�ichnet �! ..!!�r die Psychosen. Man kann sie umschreiben als Vor· 
gänge, die sich im gesamten körperlich-seelischen Bereich abwickeln 
· nnd geistige Funktionen aufheben, vermindern oder abändern 1 ) .  
Das kennzeichnende Merkmal der Psychosen ist ihr «genetisches Mo· 
ment»2 ) . Sie entwickeln sich aus einer normalen Persönlichkeit heraus 
a]s etwas Neues und Fremdes und stellen einen echten Krankheits· 
prozess dar3 ) .  Mit dem Namen G��stesschwäch�·�bezeichnet der Psy· · 
chiater einen Zustand von intellektue11er Schwäche, die entweder an· 
geboren ist, oder in frühen Jahren sich schon gebildet hat. In der 
Sprache der Psychiatrie nennt man derartige Zustände Oligophrenien. 

Das Gebiet der geistigen Störungen weist aber nicht nur diese 
beiden Arten von geistiger Fehlentwicklung und Beschränkung auf. 
Als weitere Arten seelischer Störungen treten neben die Geisteskrank­
heiten und die Geistesschwäche die sogenannten Psychopatien4 ) ,  d. h. 
Abnormitäten des Charakters. Sie äussern sich vor allem in der' Stö­
rung der Affektivität. Ferner -- den Psychopatien verwandt - sind 
hier die Neurosen5 ) ;i;ll nennen. Darunter sind Vorgänge zu verstehen, 
die nur das Psychische betreffen. 

Wir sehen also, dass durch die Verwendung der Ausdriicke Geistes· 
krankheil und Geistesschwäche in der Entmiindigungsordnung nicht 
all�, und was vor allem wichtig ist, nicht alle fiir das Rechtsleben 
bedeutsamen geistigen Störungen berücksichtigt worden sind - dies 
wenigstens solange, als wir die beiden Ausdrücke in ihrer psychiatri· 
Hchen Bedeutung verwenden. Würden wir im Entmündigungsrecht 
nun an diesen psychiatrischen Begriffen festhalten, so wäre die Folge 
davon, dass eine ganze Anzahl von geistig Gestörten durch die Ent· 
mündigung nicht erfasst werden kann und damit auch nicht des aus 
der Entmündigung sich ergebenden Schutzes teilhaftig wird. 

Dieser Erkenntnis folgend, ha� die Rechtssprechung denn auch 
diese Begriffe nicht in ihrer eu�en psychiatrischen Bedeutung ver· 
wendet. Dies geht besonders klar aus einem Bundesgerichtsent· , 
scheidG ) hervor, worin ausdrücklich festgestellt wird, dass für die · 
Entmündigung nicht nur ein von der psychiatrischen Wissenschaft 
als Geisteskrankheit bezeichneter Zustand juristisch erheblich sei, 
sondern dass «ein wie immer gearteter Geisteszustand dauernder Art, 
der den Betreffenden. ;i;lll' Besorgung �einer Angelegenheiteri untaug­
lich macht», als fiir eine Entmiindigung geniigend erachtet werden 
könne. 

Gernäss dieser Umschreibung haben also Jie Begriffe Geistes· 
krankheil und Geistesschwäche für die juristischen Zwecke gegen· 
r )  Wyrsch 44, ßumke : Lehrbuch 275 · Gruhle : Hwb. Krim I 554· Mezger : Kriminal-

politik 32. ßumke : Irrtümer 79· 
2) Gruhle. : Hwb. Rw. li 639. 
3 )  Mezger : Kriminalpolitik p. Mezger, in Grenzfr. d. N.- S L, Heft 1 24, S. 1 1 .  
4) Binswanger , Lehrbuch �o9. Lange bei Hoche : Hh. d .  ger. Psychiatrie 5 23/5 24. 

Bleuler 392 ff. Binswanger : Leitfaden 23. 
5) Binder : Der Begriff der Neurose S .  4-6, 15. Wyrsch 4+· 
6) BGE 62 II 264. Vgl. Eschle 53/54, der eine ähnliche Umschreibung des Krankhaften 

gibt. 



I über der psychiatrischen Bedeutung eine Erweiterung in dem Sinne 
edahren, dass darunter jeder anormale Geisteszustand zu verstehen I ist, der eine für das Rechtsleben bedeutsame Inferiorität der mensch· 
" liehen Fähigkeiten bewirkt. Daraus geht aber mit a1ler Deutlichkeit 
hervor, dass eben nicht entmündigt wird, weil jemand geisteskrank 
ist oder genauer : weil eine Person von einer bestimmten Geistes· 
krankheil befallen ist, sondern nur weil und insofern eine geistige 
Krankheit im rechtlichen Zusammenleben der Menschen sich nach· 
teilig auswirkt. Deshalb kann es auch prinzipiell gleichgültig sein, 
um welche Art und um welchen Grad geistiger Erkrankung es sieht 
vom medizinischen Standpunkt aus betracbtet, im konkreten Ent-

\ müudigungsfall handelt. Wichtig ist für den Juristep nur, dass eine l geistige7 )  Abnormität vorliegt und dass sich diese Verkehrtheil im \ sozialen Geschehen schädigend auswirktS ) .  
Die medizinische Frage, wie im konkreten FaJI die Geisteskrank­

heit biologisch beschaffen sei, hat für den Juristen nur sekundäres 
Interesse. Sekundär deshalb, weil die medizinischen Erhebun{)"en erst 
in dem Moment juristisch bedeutungsvoll werden, wenn einn:'al posi­
tiv festgestellt ist, dass infolge der Krankheit momentan ein Fürsorge· 
hedürfnis in dem durch die Vormundschaft vorgezeichneten Um· 
fange vorhanden ist. Da nämlich - wie wir noch sehen werden -
eine Entmündigung nur bei dauernder Unfähigkeit sich rechtfertigt, 
so ist bei jedem Entmündigungsentscheid darauf zu achten, ob dieses 
Fürsorgebedürfnis voraussichtlich noch während längerer Zeit an· 
dauern werde oder nicht. Hier kann aber die medizinische Bestim­
mung der Art und der spezie1len BeschaffenheiL der Krankheit wert· 

i vollen Aufschluss geben. Insofern ist auch die biologische Beschaffen· 
i heil einer Krankheit juristisch beachtenswert. weil _si,ch aus ihr 
Schlüsse auf die mutmassliche Dauer der Unfähigkeit ziehen lassen. 

Da es aber - wie gesagt -, vom gesellschaftlichen und juristischen 
Standpunkt aus betrachtet, prinzipiell keine Rolle spielt, welche 
geistige Störung die soziale Schädigung verursacht, sondern allein 
das Mass der sozial schädlichen Auswirkung einer Geistesgestörtheit 
wesentlich ist, so kann auch nichts darauf ankommen, ob eine Person 
wegen Geisteskrankheit oder wegen Geistesschwäche entmündigt 
wird . . . es sei denn, dass anerkannlermassen die eine psychische 
Krankheit (z. B. die Geistesschwäche} regelmässig eine sozial schäd· 
lichere Auswirkung erzeuge als die andere (die Geisteskrankheit ) . . 
Dies ist aber nicht" der Fall. 

Dieser Gedanke ist in unserer Entmündigungsordnung folgerich· 
tig durchgeführt. Nach ZGB 369 und der dazugehörigen Praxis _macht 
es keint'n Unterschied, ob wegen Geisteskrankheit oder wegen Geistes· 
schwäche entmündigt wird. Die Wirkungen bleiben die gleichen. 
Daraus leitet Naef9) richtig ab, dass die «Worte Geisteskrankheit und 
7) Hier ist aber ausdrücklich darauf hinzuweisc;n, dass nur eine geistige Abnormität 

entmündigungsrechtlich erheblich werden kann, niemals aber eine körperliche Ge­
brechlichkeit. In diesem Sinne schon BGE 14, s661567. 

8) Vgl. auch Naef 43 · 
9) Naef 41/42. 

Geistesschwäche nicht zwei qualitativ oder qua�titativ verschie�ene 
Begriffe bezeichnen können», indem er argumentiert, dass eben «�.den· 
tischen Wirkungen auch identische Vor!lusset�.ungen gegenuber· .� 

I 
stehen» müssen. Geisteskrankheit und Geistessch�ache haben desl�alb 
im schweizerischen Entmündigungsrech� nur die B���utung en�es ! 

Sammelbegriffs, womit siimtliche geistige Abnormitaten gememt 
sindlO ) .  . . . 

Die juristische Betrachtungsweise, wonach die soZia_len Wukungen 
der Geisteskrankheit für eine entmündigi:mgsrechthche Erfas�ung 
die auc;schlaggebende Rolle spielen, .könnte leicht dazu verlmten, 
einen juristischen Begriff der Geisteskrankh�i�. anzuneh�en. Man 
könnte nämlich einen nach Grad und lntensit�t der soz�alen Aus· 
wirkungen sich bestimmenden, juristischen Begnff der Geisteskrank· 
heit bilden Dieser Irrtum ist verschiedentlich 1 1 )  begangen worde?. 
Irrtümlich · ist diese Anschauung, weil sie die juristische und. die 
psychiatrische Voraussetzung in ?er. V: eise miteinander ve�qu�ckt, 
dass die rechtlichen Elemente der JUnstlschen Vora�ss�tzung m emen 
an sich medizinischen Begriff, wie er in .der �sy�hiat�sc?en Voraus· 
setzung als <Yeistiue Anomalie vorhanden Ist, hmemproJeZier� w�rden. 
Damit wirdt-aber�'>der Gegensatz, wie wir ihn zwischen psychia�rischer 
und juristischer Voraussetzung angenommen �aben, wenn mcht ge· 
rade aufgehoben, so doch so weitgehend verwischt, dass man kaum 
noch von zwei Voraussetzungen sprechen kann. . 

Eine derartige Interpretation des Begriffs der Geisteskrankheit 
birgt aber die Gefahr in sich, dass ' im Entmündigungsprozess sozu· 
sagen nur noch das Vorhandensein der juristischen Voransse�zungen 
geprüft wird und die Prüfung der and�rn F��g�, o? auch eme (Y see· 
lische Störung vodiege, und ob weiter dte Unfa�tg�ett zur Be�ore�mg 
der Angelegenheiten auch wirklich mit der geistig�.n t:nzul�ngl�ch· 
keit in ursächlicher Verknüpfung stehe, zur Nebensachlichkeit wud. 
Das ist aber nicht der Sinn des Gesetzes, denn nach klarer Ge��tzes· 
vorschrift �<oll ja nicht jede Unfähigkeit zur l!esorg�mg der v<:�m�gens· 

htlichen und persönlichen Angelegenheiten eme Entmundigu�g rec d' . . d '  'I U he m nach sich ziehen, sondern eher( nur teJentge, te 1 ue . rsac 
einer anormalen Geistestätigkeit des Menschen hat. Es 1st daraus 
deutlich ersichtlich, dass Jer Gesetzgeber durch di�se Regelung den. 
Kreis derjenigen · fürsorgebedürfti!!en Personen, die �er vormund· 
schaftliehen Hilfe teilhaftig werden sollten, beschranke� �ollte. 
Diesem Willen wird aber am besten nachgelebt, wenn �an m Jedem 
Entmündigungsverfahren die beiden Voraussetzungen emer gesonder· 
ten Prüfung unterzieht. ' . .-

Wie wir gesehen haben, bedeutet Geisteskrankheit und Getstes· 
schwäche in der Entmi.indigungsvora?ssetzung des .Art. ?69 ZGI! so· 
viel wie seelische Abnormität. Insoweit handelt es sich hier um emen 

10) Hartrnann. d' 1 1) Vgl. Egger Komm. 369 N. 25. Reinhardt r.p. Lüscher z7. Naef .S. 44 hat teeen 
Irrtum aufgedeckt. 
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I 1 • � 

1\(� . .  , 

l l  v\..: 



psychiatrischen Begriff. Deshalb kan? �her auch �ie Pr�fu�g der 

Frage, ob im konkreten Fall eine ge1s�1ge An�mahe vorl.�eg
e, stets 

dem Psychiater überlassen werden. J a  s1e muss Ihm sogar uberlassen 

�erden, denn nur ein Verfahren, worin auch diese Voraussetzung 

sachgemäss geprüft wird, kann die nötigen Rechtsgarantien gegen un· 

gerechtfertigte Entmündigungen bieten. Gem�iss A�_t. �74 ZGB hat 

denn auch der Richter in jellem Fall von Entmundigung wegen 

Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ein psychiatrisches Gutachten 

erstellen zu lassen. 
Ist demnach für die Abklärun" der Frage, ob die psychiatrische 

Voraussetzung gegeben sei, der M"'ediziner allein massgeben�, �-\ aber and�!.sei�� ��.� �sychiater dort ausgeschlossen, w_
o es. um die. Beur· 

teilung der JUristischen Voraussetzungen geht. H1er 1st a_llem der 

Richter zuständig. Er entscheidet, ob zufolge der. Krankh�It der In� 
l terdizend an der Besorgung seiner Angelegenhe�ten verhmdert. se1 

und ob er in dem Mass schutzbedürftig sei, dass dte Anordnung emer 

Vormundschaft als gerechtfertigt erscheint. . . . . 
Haben nun .beide «<nstanzen», der Psychiater w1e der Richter, dw 

ihnen zur Beurteilung zustehenden Fragen im bejahenden Sinn.e 

beantwortet sind also die beiden Voraussetzungen erfüllt, so ist damit 

der Entmüu'digungsgrund gebildet, ·oder wie man sich ausdrückt, «die 

Geisteskrankheit im Sinne des Gesetzes» gegeben. 
«Mit dieser Geisteskrankheit im Sinne des Gesetzes ist also gar 

nichts anderes gemeint als der juristische Begri!f der Ent.mü?di­

gungsbedürftigkeit, der sich zusammensetzt aus emer ps.yc�I�tnsch 

zu bestimmenden geistigen Störung und bestimm�en, nach JUristischen 

Kriterien zu ermittelnden, sozialen Fol!!;eerschem.ungen. So gesehen, 

scheint es mir besonders einleuchtend, dass die Worte Geis�eskrank· 

heit und Geistesschwäche, ohne die zusätzlich verlangten . Ausserun· 

gen betrachtet nur einen Begriff der psychiatrischen W1ssenschaft 

darstellen kön�en, der von dieser allein zu bestimmen ist»1 2 ) .  Und 

richtig fährt Naefl3) weiter, dass es sich bei der Entmündigung we�J;en 

Geisteskrankheit und Geistesschwliche im Grunde genommen nur um 

einen Anwendungsfall von Art. 16 ZGB �a.n�le, denn al�ch dort be· 

deuten die beiden Ausdrücke einen medtzimschen Begnff, der a_lle 

geistigen · Abnormitäten umfasst «nnd de� al� ju:istisch.er -��gnf�, 

gleich wie hier die Entmündigungsbedürftigkeit., the Urteilsfahigkett 

zur Seite steht». 
ll. Die Dau.er 

Nach ausdrücklicher Vorschrift des Gesetzes darf eine Entmiindi· 

rrun" über den Interdizenden nur dann aus-gesprochen werden, wenn 

�r d�uernd des Beistandes und der Fürsorge bedarf. Zu _diese� Forde· 

rung führen aber auch rein praktische Überlegungen. Fan.�rse�ts muss 

auf die Person deren Entmündigung in Frage steht, Rucksicht ge· 

nommen werde'n. Wir haben eben gesehen, dass nach volkstümlicher 

n) Naef 45 · 
1 3) Naef 4S · 

Auffassung der Entmündigung ein Makel anhaftet, welcher sich selbst 
nach der �ufhebung der Entmündigung. im wirtschaftlichen und ge· 
sellschafthchen Leben sehr nachteilig· auswirken kann. Es ist deshalb 
�us humanitä�en Gründen bei der Verhängung dieser Massnahme 
aussers�e Vorsicht geboten und jedes übereilte Handeln zu vermeiden. 

.. W �1ter darf auch nicht übersehen werden, dass eine voreilige Ent· 
m�nd1gung unnötigerweise Arbeit und unter Umständen ein schönes 
Stu�k . K?sten verursachen kann, darin nämlich, wenn nach einem 
·lang'_'V1er�gen Verfahren kurz darauf die völlige Genesun" des Patien· 
ten emtnt.� und die �ntinündigung deshalb wieder aufgeh�ben werden 
muss, wof�r dann Wieder ein besonderes Verfahren nötig ist. · 

Das ze1g� uns, dass bei der Anordnung der Entmündigungsmass· 
n�hm�. Vo�s1cht am Platze ist. Sie soll nur dort verhängt werden wo 
nac? arzthcher Voraussicht die geistige Störung und die dad�rch 
bedm�te Fürsorgebedürftigkeit dauernder Art sein wird t 4 ) .  

Bel den Schwachsinnszustämlen stellt sich in dieser Hinsicht kein 
Proble�, weil sie ihrer Natur nach dauernder Art sind. Auch in man· 
ch�n Fall�n v�n Geisteskrankheit kann die lange Dauer oder die Un· 
he1lba��ell lll_lt grosser Bestimmtheit vorausgesagt werden. In sol· 
chen Fallen wud man ohne Bedenken die Entmündigung anordnen. 
. Das extreme Gegenstück zu diesen dauerhaften Krankheitsformen 

bdde.t der akute Anfall, der in kurzer Zeit von selbst wieder ver· 
schwmd�t o.der durch geeignete Pflege bald wieder geheilt werden 
kann. H1e� 1st be�.omlers an einen akuten Anfall von Melancholie zu 
denk�n. ?lesen Fallen geht typisch das Merkmal der Dauerhaftigkeit 
ab. S1e fallen deshalb von allem Anfang an für eine Entmündigung 
ausser Betrachtl5 ) .  

Schwierigkeiten hinsichtlich der Entmiindi"ungsbedürftigkeit 
wegen Unbestimmbarkeil der voraussichtlichen Dat�er bieten folgende 
Gruppen von Fällen : 
I. Die Fälle, bei denen im Anfangsstadium hinsichtlich des Dauer· 
charakters prima ,vista nichts ausgesagt werden kann. Als Beispiel 
�ag der be1 Naef16 )  angeführte Fall eines Psychotikers dienen der 
emen akute� Anfall mit anschliessendem Übergang in einen Sch�ebe· 
�ustand erleidet, von dem sich aber noch nicht sagen lässt wie er sich 
m Zuk�ft entwickeln wird. In derart gelegenen Fällen h�lte ich, wie 
Naef7 d�e Anor?nung einer vorläufigen Beistandschaft fiir ratsam�r 
als d�e emsc.hneidende Mass�1ahme der Entmündigung. 
2. �me w:e1tere. Gruppe b1lden die Fälle, deren Prognose für die 
Heilung eme Zeitdauer nennen, bei der man sich streiten kann ob sie 
d�m vo�undsc�aftsrechtli�hen Begriff der Dauer entsprech�n oder 

· mcht. �1eses D1lemma erg1bt sich daraus, dass im Gesetz die Zeit· 
dauer �1cht bestimmt ist. Als Richtschnur mag vielleicht der Art. 371 
ZGB d1enen17, und zwar in der Weise, dass im Zweifelsfan die Ent· 

14) Vgl. oben S. z6. 
15) Naef 50. Müller z6/z7 .  Friedrich 72. 
16) Naef so. 
1 7) ebenso Naef so. 
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mündigungshedürftigkeit sich darnach richtet, ob nach ärztlicher 
Voraussicht der Eintritt der Genesung innerhalb eines J ahres ausge· 
schlossen ist oder nicht. Über Wert und Zulässigkeil einer solchen 
Zeitbestimmung lässt sich streiten. Die Beschränkung auf Jahresfrist 
hat wenigstens den Vorteil, dass sie einer dem Entmündigungsrecht 
angehörenden Norm entnommen ist und daher gegen den eventuell 
drohenden Vorwurf der Willkür eher gefeit ist. 3. Die dritte und letzte Gruppe wird durch die Fälle gebildet, die 
man in der Psychiatrie als periodisches oder zyklisches Irresein he· 
zeichnet, wie z. B. das manisch-depressive Irresein oder die dementia 
praecox. Es sind dies Krankheiten, die in zeitlichen Abständen a�tf· 
treten und dann wieder verschwinden. über die biologische Be­
schaffenheit des Zustandes der lucidia intervalla sind sich die Psychia­
ter nicht einigl8, So ist unter den Psychiatern immer noch streitig, ob 
und wann das Verschwinden der Krankheitssymptome als Heilung 
oder als Remission anzusehen sei. Die Lösung dieser Frage ist aber 
für die juristische Betrachtung derartiger Fälle nur von untergeord­
neter Bedeutung, weil ja für den Entscheid über die Frage der Ent· 
mündigung oder Nichtentmündigung allein der Begriff der Entmii.n­
digungsbedürftigkeit, nicht aber die Art der Krankheit, massgebend 
ist. Deshalb wird bei zyklischem Irresein unsere Frage immer dahin 
lauten, ob im konkreten Fall ein vormundschaftliches Schutzbedürf­
nis vorhanden sei oder nicht. Und diese Frage wird wiederum mit der 
Antwort auf eine andere Frage zu lösen sein, nämlich auf die Frage, 
während wie langer Zeit der lnterdizend regelmässig infolge seiner 
Krankheit an der Besorgung seiner Angelegenheiten verhindert sein 
wird. 

r 8) Vgl. Du kor : Eheverbot 96 ff. Naef so. 

B. Die Mängel in der Person des Interdir.enden 
nach Art. 370 ZGH. 

§ S. Die Trunksucht. 

I. Ein.leitende Vorb('merlmngcn 
Die sozial schiidlichen Auswirkungen des Alkoholist�lus sind man · 

ni rrfalti rr : Zunahme der Verbrechen, besonders Rohe1tsv�rbrechen, 
v:rmel�rung der Fülle von Rückfiil lig_keit, Selb�tm�rd, Gei�tesk�ank­
heit, «eistiger und körperlicher Mmde�rwerllgkelt , er�hche1 Be­
lastun;. Sie bedeuten �ffensichtlich. .. �e mcht zu unterschatze�de Ge-
f. h f" d · e Gesellschaft und die Rasse f) . Es wurde deshalb dnngen tle a r ur 1 '----

l k  l . . II ' l Ph .. A fo-abe der Gesetzo·ebun", sich mit tliesem vo ssc 1ac IC Ien · ano· u "' " " 
1 · d G b · t Je� 1 men zu beschiiftigen. Heute finden wir i n  .ver�c ne en�n e te

. 
en t · \ 

Hechts Nonnen, die die Alkoholfrage m Irgend emer Weise be· · 

I'ühren2 ) .  
. • . . Hinsichtlich der Behandlun� �on Trunksücht�ge�, .�m z

.
��.• l.t·ec� t 

ist mit dem lokrafttreten des Ziv i lgesetzbuches ehe I .. nnket fut �or.,e 
· · �tadi' um rretreten B is dahin war diese Fursorgeaufgabe tn e111 neues o " · 

1 entweder den Abstinenzvereinen überlassen wor�en, oder . dat�n 1atte 
man versucht, auf polizeirechtlichem Wege emzuschreiten·� )  · Da>� 
Zivilrresetzbuch hat der modernen Trinkerfürsorge den �odcn he-
. ' t  t04 )  Vor allem im Familienrecht sintl mauehe Besllmmungen I Cl e · 

d f' d k" enthalten, die auf die Trunksiichtigen Anwen ung I�. en onnet.l . 
Im Entriliindigungsrecht bringt das ZGB gegen��er

. 
dem alten 

H ht die Neueruu" dass darin tlie Trunksucht ausdruckhch als Ent· 
111��tdigungsgrund ;;atuiert wirtl. Man ist hieriu dem cle�1tschen Vor­
bild rrefolgt5 ) .  Die alten kantonalen Rechte kannten emen solchen 
Entmftndi .run"sgnmd noch nicht. Trotzdem hat m�n

. 
auch sd.IOn 

tlamals ve�sucl1t, auch auf ziv i l rcchtlich.em , We�. 
det.• 1 rmke�:n betzu� 

k n DI.es a1·1f 1leu 1 Umweo· über the En tmumhguugsgruncle det onune . • · · " . R 1 1 Verschwendunrr und der Geisteskrankheit6 ) .  Diese ege ung 1atte 
den Nachtei l, d ass nur Trinker entmii udigt

. 
werden konnten, d�t·e•� 

[ ebensweise man als verschwenderisch hezCJchnen konn te, ode1 bet denen die Trunksucht schon in eine geistige Störung ansgeartet hal t�. 
Hat man es nicht bei tlcr alten Rege lung hewenden

. 
lasscu, soudem 

im ZGB die Trunksucht ausllriicklich Zll lll Entmiindignngsgrnml
. 

er· 
1 b . '() O'el1t tlaraus hervor tlass es dem Gesetzgeher eben DICht 10 en , s ." • ' . ' · 

1 ' I' . . · 
· I · · fle11 '1' 1·I' taker wcn·eu der 1 1 1  tlcr !:;ucl a l  sac 1 maut e"

.
ttet eu-( at·unt �tug, ·· t:'l � 

• h · len verschwenderischen Lebensweise otler Gcasteskr?nk e1t zn ent · 
t .. d' Det· Wille 1le� Gesetz<rehers m uss woh l v�elmehr der ge· mun Igen . · . .  · ..., · 

1 )  Benoit tlz Vgl.  Weygrand t :  Erkenn ung· 'J. J J .  
2 )  Egger Komm. Art. 3 7 0  N .  2 5 ,  2 6, 2 7 .  

J )  Rusterholz : Gesetzliche: Gru ndlagen 7 .  
4)  Rusterholz 7 .  
s) BGB § 6 Abs. z .  
6) Eggef Komm. Art. 3 7q N.  3 I ·  



weseu sein, die Trunksucht um ihrer selbst willen7 ) rechtlich zu er­
fassen. 

Die E rken ntni., der Mannigfal tigkeit mHl der Schwere der schäd­
lichen :Folgen der Trunksucht fü r das Staatswohl hat demnach für 
die E rhebung der Trunksucht zum F.ntmüiHi ignngsgnmd bestimmenJ 
sein miissenB ) .  

II. Der allgerneine Begriff der Tmnlr.ml'h t 
(Trunksucht und Trunkfälligkeit) 

Zunächst ist zu sagen, dass im alltäglichen Sprachgehrauch die 
beiden Begriffe Trunksucht und Trunkfälligkeit nicht unterschieden 
werden. So spricht man im Volksmund von einem dem Alkohol er­
gebenen Menschen bald als von einem Trunksüchtigen, bald als von 
einem Trunkfälligen. Das riihrt daher, weil für· den Laien der 
zwischen Trunkfä11igkeit und Trunksucht bestehende Unterschied 
in der Regel nicht erkennbar ist. Was er zu erkennen verma(T ist lediY­
lich die dem Trinker eigene Unfähigkeit, der Versuchung"'�les Alk�­
holgenusses zu widerstehen. Diese Eigenschaft findet sich aber sowoh l 
heim trunkfälligen wie heim trunksüchtigen Menschen. Unter diesem 
Gesichtswinkel der äussern Verhaltensweise sind al�o al le dem Alko­
hol verfallenen Menschen gleich. Wir wollen sie unter dem allge­
meinen Ausdruck des Trinkers zusammenfassen. 

Man hat sich nun verschiedentlich hemiiht, eine exakte Defin ition 
des Trinkers zu geben. Vergebens. Man hat sich immer mit ei ner meh r  
oder weniger voJlkommenen Umschreibung zufrieden gehen müssen. 
Eine heute weithin anerkannte Formel sagt, dass als Trinker der­
jenige Mensch zu bezeichnen sei, der sich durch einen unwider­
stehlichen Hang zum Alkoholmissbrauch9 ) oder mit andern Worten 
durch die Unfähigkeit, alkoholische Getränke ' in relativ mässiget; . 
Mengen zu geniessen l O ) ,  ausweist. 

Dieser Hang oder diese Unfähigkeit kann ---· wie schon angetönt -­
ihrer inneren Beschaffenheit nach von zweierlei Arten sein. Sie kann 
sich als Tt:unksu.c_�oder Trunkfälligkeit darstellen. 

V ob Trunksu�ht spricht man in der Psychiatrie d ann, wenn der 
ständig�lKoholmisshrauch zu einer geistigen Störung geführt hat. 
Der Trinker ist also nach Ansicht der meisten Ärzte erst dann als 
süchtig zu betrachten, wenn sich bei ihm ausgesprochene Symptome 
von geistiger Erkrankung nachweisen lassen 1 1  ) . · 

7) Friedrich 104. 
8) �ezeichnenderweise hat denn auch die Bestin.mlUng über die Trinkerentmündigung 

1m Gesetz Aufnahme gefund( n, ohne dass Je versucht worden wäre, sie zu besei- . 
tigen. 

9) Egger Komm. Art. 370 N. 32· Kaufmann Komm. Art. 3 70 N . 14. 
ro) Benoit 8/9, vgl. dort auch noch die andern Umschreibungen. Über die Alkohol­

intoleranz vgl. Schultze bei Binswanger (Lehrbuch der Psychiatrie) 274 und 276 . 
Benoit I I .  

r l ) Endemann, i n  jur.-psych . Grenzfr. Heft 4, S. 1 0, 23 ,  3 5 ·  Vgl. Rosenfeld bei Wey­
grandt (Lehrbuch der Nerven- und Geisteskrankheiten) S. 5 1 5 .  Egger Komm. 370 
N. 32. Benoit 1 1 . Sch<ifer in  jur . ·psych. Grzfr. Heft 5-7 ,  S. 4· SJZ ro,  3 6 1 .  Fried­
rich ro6.  

32. 

......... -...... -.._.,.. 

Unter(l;;.unkfiilligkeit versteht man nun - wie schon gesagt -­

die gleichCDnfähi"keit zur Widerstandsleistung gegenüber der Ver­
suchuno· des Alkol�ok Die Trunkfälligkeit zeichnet sich weiter da­
durch �us, Jass sich bei ihr die für den chronischen Alkoholismus 
typischen Erscheinungen des sittlichen und ge.istige� Z�rfalls schon 
bemerkbar m achen. Von der Sucht unterscheidet Sie sich aber da- , 
durch, dass bei ihr das für die Trunksucht erforderliche Merkmal der 
eigentlichen Geistesstörung wegfällt. 

1 II. Der juristische Begriff der Tmnksucht 

N ach Art. 370 ZGB bildet die Trunksucht einen Grund zur Ent· 
müntligung. Es stellt sich auch hier - wie ?ei der. G�is�eskrankheit ­
die Frage, ob der Begriff der Trunksucht m der JUriStischen Verwen­
dun" für die Entmündigung in seiner psychiatrischen Bedeutung ge· 
bra1�cht werden dürfe. Hier wie dort entscheidet sich diese :Frage 
ledi (flich darnach, ob sich der Begriff für die praktischen E rforder­
n iss; des Rech tslebens als geeignet und zweckmässigl 2 )  erweise oder 
nicht. 

Die Lösun" "ibt sich aus dem Gesetz selber. Würde man nämlich 
"' 0 f annehmen, dass die Trunksucht im Sinne einer geistigen Störung au · 

zufassen sei, so ergäbe sich daraus, dass der Art. 370 hinsiehtlieh der 
Entmündigun<r von Trinkern mit der Bestimmung von Art. 369 ZGB 
�r leichbeueute�d wiire. Dann könn ten die Trunksüchtigen aber eben· 
o d '  G . 
sogut g;emiiss det· V orschdft über die E ntmün Igung �vegen . eistes-
krankheiL und Geistesschwäche en tmüncligt werden. Dte Bestunm ung 
von Art. 370 ZGB wär·e daun wenigstens hinsichtlich der Trinker� 
entmiindi orun•r orleichsam ein Anwen d ungsfall von Art. 369 ZGB. Wo 

" " "'  1 . '1' 1 . I aber keine zwingenden Griinde fü r  die Anua 1me emei' aulo ogw c es 
Gesetzes bestehen, clarf eine solche nicht verm utet werden. 

Nun haben wi r· ahet· schon in anderem Z usammenhang erwiihnl, 
c.lass nach früherem kantonalen Hecht die Trinker, bei denen der 
A lkoholmis;;branch zur· Ceistessti.inm� gefiihrt hat., d u rch die Be­
stimmurw über die Entmündigung von Geisteskranken erfasst wurden. 
H ätte n u�1 der Gesetzrreher mit der Aufnahme der Vorschrift über die 
T!'iuke1·ent miindigun� nur· die im psychiatrischen Sinne Tnmksiichti­
gen treffen wollen, so hiitte er es eben.sogut bei der alte�l Regel�mg 
können bewenden lassen. Dass er d as mch t  getan hat, spncht memes 
Erachtens d afü r, d ass er einen von diesem Tatbestand verschiedeneu 
Fall im Au(fe hatte, denn es ist wohl unwah rscheinlich, dass der Ge­
setzrrehet· dfe Zahl der Eutmündigungsgriimle ohne Not erhöhte. 

Soll d amit die Bestimmung von Art. 370 bezüglich der Trinker­
entmündi•�un " einen von A rt. 369 ZGB verschiedenen Tatbestand 
betreffen ° so 0kann d as nur aeschehen, inc.len1 man von der engen 
Fassung des psychi at!'ischen 'frunksuch tshegriffs abr�ickt ':1��--f�r die 
j�1r��!�s:1

_
1e11 _ _!'wecke d��� �

.
ort eir�:-n andem [nhalt gibt .  Das hat mau 

1 2) Egger Komm . Art. 3 70 N 3 :.t :  ' Der llegrilt' der Trunksucht ist, wie derjenig·e ::.J 7 
der Geisteskrankheit, zweckbedingt• .  ·- ...) 
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denn auch vielfach getan. Nach der heute vorwiegetHieu Auffassung 
hat man darunter dasjenige psychologische Phänomen zu begreifen, 
Jas in der psychiatrisch�n Sprache m i t  Tnmkfiilligkeit benannt 
wird U l ) .  

Diese Lösung, wonach schon bei Trunkfä l ligkeit vormunJschafts­
rechtlich eingeschritten werden kann, trifft mu:weifelhaft das Rich-

i tige. Es ist ja unverkennbar, dass mit dieser Gesetzesbestimmung die 
Bekämpfung des Alkoholismus bezweckt winl odc wenigstens ein 
Beitrag zu dessep Bekämpfung geleistet werden solll 4 ) . Der Kampf 
gegen ein :t:Jbel wird aber immer um so erfolgreicher sein, je früh!!r 
man dem Ubel �ntgegentreten kann. So gesehen, ist die Lösung auch 
praktisch gerechtfertigt : J e  früher man dem Trinker die nötige 
Pflege geben kann; um so grösser ist die \V ahrscheinlichkeit eines 
guten Heilerfolgesl 5 ) .  Diese Behauptung wird durch tlie in llen Trin­
kerheilanstalten gemachten Erfahrungen reichlich gestützt. 

Aus diesen Ausführungen geht hervor, dass der primäre Zweck 
tler Trinkerentmündigung nicht die Entmündigung selbst sein kann, 
sondern erst die dadurch möglich werdende Vormundschaft. \V as der 
Trinker in erstet· Linie benötigt; ist in der Regel wohl wenig�r di� 
vermögensrechtliche Beschriinknng, als eine tüchtige Fürsorge fii•· 

sein persönliches \V ohl l ti ) .  Sie wird direkt oder indirekt durch die 
Beigabe eines Vormundes gewährt. Direkt, wenn der Vormund die 
Fürsorgetätigkeit für den Trunksüchtigen selbst übernehmen will. 
Das wird jedoch nur in den seltensten Fällen zutreffen. lndit·ekt, wenn 
tlurch die Anordnung des :Vormundes die Überweisung des Trunk­
süchtigen in eine Trinkerheilanstalt bewirkt wird, wo sich die Heilung 
des Patienten unter ärztlicher Aufsicht vollziehen kann 1 7) . 

Es ist offensichtlich, tlass mit der Verwendung der Entmündi­
gungsmassnahme als rechtliche Handhabe zur Anstalteinweisung 
eines Trunksüchtigen das Institut der Entmündigung auch zur Ver­
folgung polizeirechtlicher Ziele benutzt werden kann. Ob jedoch poli­
zeirechtliche Aufgaben über den Umweg von zivilrechtliehen He­
stimmungen ge1öst werden diirfen, ist eine andere Frage. Wir werden 
sie noch in anderem Zusammenhange antreffen und dort behandeln. 

1 3 ) (.:Jleicher Meinung·: Kaufmann Komm. Art. 370 N. 15 und 1 5a. Sternberg, Ent­
mündigungsrecht S. 1 8 .  Benoit 9 f. Friedrich 1 09 . . Endemann, in jur.-psych . Grzfr. 
Heft 4, S. 1 1/ 1 2  und 23 .  SJZ 9, 1 7 8  Nr. '47·· Anderer Meinung: Zürch. ObGer. im 
Entscheid der Il. Appellationskammer vom 6. Nov. 1 9 13 ,  in BlZiir I4 Nr. 5 1  und 
in SJZ 10, 3 6 1 .  Schäfer, in j ur. psych. Grzfr. Heft 5-7, S. 4· Lüscher 3 3· 
Unrichtig :  Egger Komm. 370 N. 32, der unter dem juristischen Begriff der Trunk­
sucht sowohl die Trunksucht im psychiatrischen Sinne als auch dit: Trunktlillig­
keit verstanden wissen will. 

14) Hartmann I I 1 .  
15)  Endemann, i n  jur.-psych . Grzfr. 4 ·  Heft, S .  3 tl32. 
1 6) Vgl. Kaufmann Komm. Art. 37o N. 1 6. Anderer Meinung : Binswanger :  Forens. 

Psychiatrie nicht geisteskranker Personen S. I 59·  
1 7 )  Schaefer, in jur.-psych . Grzfr. Heft 5-7,  S. 8 :  eine wirksame Behandlung des 

Trinkers ist nur in einer Anstalt möglich. 

IV. Die Dauer 

Es liegt im Wesen der Trunkfälligkeit oder der Trunk�uch�. 
im 

Sinne des Gesetzes, dass sie einen Dauerzustand darstellt. Dte «Such­
ti.,.keit» treibt den Menschen immer wieder zum Gegenstand seiner 
St�cht hin, um davon die gewünschte Befriedigung zu erlangen. 

Die fi1r jedes vormuwlschaftliche Eingreifen notwendig� Vo�aus­
setzung der dauernden Fürsorgebedürftigkeit ist deshalb m dtesen 
Fällen in der Regel zum vornherein schon gegeben. . . 

Besondere Erwähnunrr verdient hier der Fall der Dtpsomame, des 
!lOg. Quartalsäufertums. 

"'
Es ha?Jelt sich �abei t�m Mensche1�, die 

nur zeitweilig masslos trinken, m den dazw1schenhege��en Pen�den 
jedoch ordentlich ihren Geschäften nachgehen und wahrend d1eser 
Zeit auch nicht fürsorgebedürftig sind. 

Es ·ist augenfällig, dass wir hier einen ähnlichen Fall vor uns 
haben, wie denjenigen des manisch-depr

,
essiven Irreseins . . In d�r Tat 

zählen die Psychiaterl B )  die . Dipsomame Jem Krankheitskreis des 
zyklischen Irreseins zu. Fiir 'clie entmündigungsrechtliche Behand­
lung des Quartalssäufers können wir deshalb auf die ohigen l 9 ) Aus-
führungen verweisen. . 

Ergänzend ist hier vielleicht noch �eizufüg
_
en, dass m man�hen 

Fällen von Dipsomanie die Anordnung emer Beuatschaft20 ) genugen 
wird. Diese Besonderheit ergibt sich daraus, dass manche Quartal-
8äuferei wegen der relativ kurzen Dan�r eines �nfalls weniger ei�� 
persönliche Fürsoruebedürfticrkeit bew1rkt, als vielmehr das Vermo­
gen gefährdet. Wo �her nur v�rmögensrechtlicher Schutz von Not. ist, 
�oll nur die Errichtung einer Beiratschaft verfügt werden. Diese 
Forderun" er«ibt sich aus dem Grundsatz, dass die persönliche Frei­
heit des Mens�hen nicht mehr beschnitten werden so11, als unbedingt 
nötig ist. 

V. Die Wertung dPr Trunkslicht 

Wenn wir in den ferneren Untersuchungen von Trunksucht 
sprechen, so meinen wir von nun an immer die �'rnnk.sucht im Sin?e 
des Gesetzes, was in der psychiatrischen Termmologte dem Begrtff 
de� Trunkfälligkeit entspricht. 

l. Bewertung der Trunksucht betrachtet als Zustand 
Die Diskussion "eht in der Literatur darmn, wie die Trunksucht, 

gesehen als Zustand� zu bewerten sei. Betrachten die e�nen die Trunk­
sucht als eine Geisteskrankheit, so neigen andere w1eder mehr zur 
Ansicht dass sie als moralische Minderwertigkeit anzusehen sei. 

Die 
'
Schwierigkeit der Klassifikation lieg:t in 

_
folgendem : E�ner­

seits neigt man dazu, das Verhalten des Trinkers m Form des wtder-

't� I 8) Bimwanger : Forem. Psychiatrie nicht geisteskranker Personen S. 1 5 9· 

1 9 )  oben S. 30. 
20) Liischer 34· 



natürlichen Hangs zum Alkoholgenuss als krankhaft zu bezeichnen. 
Anderseits zögert man aber doch, die Ursache dieser krankhaft er­
scheinenden Lebensäusserung in einer wirklich krankhaften Verände­
rung d�r T'enschlichen Organe zu erblicken. Im allgemeinen neigen 
zwar d1e Arzte21 )  eher dazu, die Trunksucht als eine krankhafte Er­
scheinung zu taxieren. Das erklärt sich aus ihrer naturwissenschaft­
lichen22 )  Betrachtungsweise, wo das Kausalgesetz seine unumstöss­
liche Geltung hat. Diese Art der Betrachtung führt sie dann auch zu 
dem Schluss, dass der krankhaften Handlungsweise auch eine krank­
hafte Veränderung der menschlichen Organe entsprechen müsse. 
Diese Denkweise ist es ferner, die die Mediziner auch dazu führt das 
Bestehen der menschlichen Willensfreiheit zu leugnen. Negiert �an 
aber die Willensfreiheit, so ist jede ethische Beurteilunu der Trunk­
s�cht ausgeschlossen, denn jede ethische Beurteilung setzf unerlässlich 
dte Überzeugung von der menschlichen· Willensfreiheit voraus23 ) .  

Juristisches Denken ist aber auch ethisches Denken. Es ist daher 
nicliYverwüiiderlich, wenn die J üiisfei12"'4)efierz_u_der Ansicht neigen 
dass es sich bei der Trunksucht um eine moralische Minderwertigkei� 
handle, also um eine Nachlässigkeit oder Liederlichkeit, für die sich 
der Trunksüchtige moralisch zu verantworten habe. Selbstverständ­
lich können aber auch die Juristen an der Tatsache nicht vorbeisehen, 
da�s der andaue�de Alkoholmissbrauch eine Verminderung der 
W�llenskra!t und .eme allgemeine Herabsetzung der geistigen Fähig­
kelten bewukt. D1esen Umstand werden sie in ihrer Beurteilung von 
Trunksüchtigen auch nicht unberücksichtigt lassen. 

Bekennt man sich aber zu der in Juristenkreisen herrschenden An­
sicht, wonach die Trunksucht das Resultat des Zusammenwirkens von 
einerseits geschwächter Willenskraft und anderseits einer zu verant­
wortenden Liederlichkeit ist, so erhebt sich augenblicklich die Frage 
nach dem Grad des geschwächten Willens und dem Mass von Lieder­
lichkeit. 

Ein Hinweis auf die Entstehung der Trunksucht mag dieshezücrlich 
aufschlussgehend sein. Binder25 ) hat es in seiner Schrift über «Alko­
holiker urid ihre fürsorgerische Behandlung» unternommen, die 

2 1 )  Vgl. Schäfer, in jur.-psych. Grzfr. Heft 5-7, S . 4· : •jetzt nachdem es bekannt ge­
worden ist, dass die Trunksüchtigen keine Lasterhaften, sondern Kranke sind und 
zwar Kranke, die sowohl unfähig zur Selbstbestimmung als zur Selbsthiilfe sind . .  • 
und auf S. 5 wird der Zustand der Trunksucht bezeichnet als die •Unfreiheit des 
Willens und die Unfähigkeit, selbst fi.ir sich zu sorgen•. 

. 

22) Eschle S. I I •Nachdem die Naturwissenschaft diese Bedingtheit des Geistigen 
durch _das Körperliche, die Abhängigkeit der geistigen Funktionen und speziell 
des Wtllens von denen der Grosshirnrinde erwiesen hat , . .  • 
Bumke : Lehrbuch S. I4 spricht geradezu von einem •Kausalitätsbedürfnis• des 
Mediziners. 

23 ) Vgl. auch Glattfelder : Trinkerfamilie S. 7 I. Vgl. unten S. 49 ff, insbes 5 r .  
24) Endem�nn I o :  •Er (der Trunkfl!llige) trägt grundsätzlich fur seine Handlungen 

noch dte volle Verantwortung.• Über die Verantwortlichkeit des Trunksüchtigen 
im Ehescheidungsrecht vgl. Endemann 29 ff. Glattfelder 58 f. 

25) Direktor der Heil- .und Pflegeanstalt Rheinau�Zürich. 

Gründe aufzudecken, die zur Trunksucht führen können. Dabei macht 
er die Feststellung, dass die weitaus grösste Anzahl von Alkoholikern, , 
nämlich 70 %, sich aus ursprünglich durchaus normalen Menschen 
rekrutieren26 ) . Die Durchforschung ihrer Vorgeschichte ergibt, dass 
sie zu Trinkern geworden sind, weil sie den Alkohol als Genussmittel 
schätzten und zwar in zweierlei Hinsicht. Einmal wegen des «Wohl­
"eschmacks der alkoholischen Getränke» und dann wegen ihrer 
:leicht erregenden Wirkung auf die seelische Grundstimmung und die 
primitiven Triebe»27 ) .  Nur die Beständigkeit des Alkoholmissbrauchs 
führt diese ursprünglich biederen, innerlich ausbalancierten Men· 
sehen dann in den Zustand der Trunkfälligkeit. Erfasst man sie nicht 
in diesem Stadium, so kann der fortgesetzte, missbräuchliche Alkohol­
�enuss zu einer eigentlichen Geistesstörung führen. Dieser Übergang 
vollzieht sich erfahrungsgernäss nur allmählich28 ) .  Dementsprechend 
·müssen wir uns auch vorstellen, dass bei kontinuierlichem, iiber­
mässigem Trinken der Wille immer mehr von seiner Kraft einbiisst 
und aegen das Krankhafte zutreibt29 ) .  Im gleichen Masse aber, als 
1ler Wille zerstört ist, kann der Trinker auch nicht mehr zur Verant­
wortung "'ezogen werden. Mit andern Worten : Wenn wir uns zwischen 
rlem Handeln, wofür man den Menschen verantwortlich machen kann, 
und dem Verhalten, für das er nicht mehr einzustehen hat, eine 
Grenze vorstellen, so ergibt sich bei fortgesetztem Trinken das Bild, 
dass sich diese Grenze mehr und mehr zu Gunsten des ·Nichtmehrver­
antwortenmüssens verschiebt. 

Wann jedoch der Wille als krankhaft bezeichnet werden muss, in 
welchem Moment ein Trinker für den missbräuchlichen Genuss von 
Alkohol nicht mehr verantwortlich erklärt werden kann, das zu ent­
scheiden, ist eine heikle Sache. Diese Frage wird in jedem Fall wieder 
individuell zu prüfen sein. Jedoch wird es in einer grossen Anzahl 
von Fällen selbst für den Psychiater sehr schwierig, ja fast unmöglich 
sein, eine klare und eindeutige Entschei,iung zu treffen. . 

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, dass innerhalb des �eb1etes 
der Trunksucht sich eine Menge von Menschen bewegen, dw k;wm 
moralisch qualifiziert werden können. Die Frage, ob es sich im k?n­
kreten Fall bei der Trunksucht, betrachtet als Zustand, um eme 
krankhafte Erscheinung oder um eine moralische Minderwertigkeit 
handle, wird deshalb vielfach kaum zu beantworten sein. 
2. Bewertung der Trunksucht, betrachtet vom Gesichtspunkt 

ihrer Entstehung . 
Nach den Erhebungen von Binder30 ) wird also das Gros der Trin· 

ker aus Menschen von durchaus normaler Veranlagung gebildet. Nur 

z6) Binder: Alkoholiker S. 5· 
27) Binder : Alkoholiker S. 5 ·  Binswanger : Forens. Psychiatrie nicht geisteskranker 

Personen S. I 6 r .  
28) Rosenfeld bei Weygrandt (Lehrbuch der Nen'en- und Geisteskrankheiten) S .  5 I4. 

29) Binder : Alkoholiker S. 7, I 2, I J . Binswanger : Forens. Psychiatrie nicht geistes­
kranker Personen S. I 59· 



bei einem kleinerell .Teil von M�nschen - insge5amt 30 % - ent· 
wickelt sich die Trunksucht auf dem Boden einer krankhaften seeli­
schen.Disposition. Da aber geisteskranke Trunksüchtige von Art. 369 
und nicht von Art. 370 erfasst werden, so scheidet diese Gruppe von 
Trinkern für die weiteren �etrachtungen aus. 

Unter jenen 30 % seelisch abnormen Trinkern finden sich aber -­

nach Bindey31 )  ---: ferner auch eine Anzahl von Menschen, die man 
höchstens als leichte Psychopathen bezeichnen kann, bei denen aber 
niemals eine Geisteskrankheit im Sinne des Gesetzes vorhanden ist. 
Können solche Menschen aber nicht als geisteskrank im Sinne des 
GesetZes angesehen werden; so sind sie eben vom juristischen Stand­
punkt aus als gesund, d. h. als fähig zum selbständigen Leben in un­
serer Rechtsgemeinschaft zu betrachten. Dementsprechend sind sie 
auch für ihr Tun und ihr ·Lassen prinzipiell verantwortlich. In unse­
rem Falle heisst das, Jass solche leicht psychopathische Trinker eben 
die genau gleiche rechtliche Behandlun� erfahren, wie die psychisch 
tmbeschwerten und harmonischen Menschen. 

Wir haben es demnach hier zum grössten Teil mit Leuten zu tun, 
die einmal normal waren, mit Alltaf(sphilistern ohne p;rosse Lebens­
probleme, mit unbeschwerten Massenmenschen, wie Binder sagt, und 
nur zu einem verschwindend kleinen Teil mit Leuten, deren seelische 
Veranlagung gegen das Krankhafte hin tendiert. 

Es fragt sich hier : Was konnte diese einst normalen Menschen in 
diesen elenden Zustand hineinführen? 

Mit besonderer Vorliebe werden die Trinksitten32 ) ,  dass jedes 
!!;Csellschaftliche Beisammensein, jedes getätigte Geschäft, jeder fest­
liche Anlass bei uns ·mit Alkohol begossen wen.len muss, in erhebli· 
chem Mass dafür verantwortlich erklärt, dass diese Menschen allmiih­
lich in.s «Schöppeln» hineingeraten und so nach und nach trunk­
süchtig werden. _Dazu ist . zu bemerken, dass diese Sitten nicht in .der 
Weise verpflichten, dass ein Mensch absolut gezwungen wäre, sie ein­
;mhalten. Ob ein Mensch Brunnenwasser oder Schnaps trinken will, 
steht in seiner freien Entscheidunj!;. Allerdings ist zuzugeben, dass 
von diesen Sitten33 )  ein gewisser Zwang ausgeht, weil derjenige, der 
sich ihnen nicht fügt, ebeit gewärtigen muss, dass er als Eigenbrödler 
nnd Abstinenzler verlacht wird. Das ändert abet· nichts dara11, . dass 
letzten Endes doch jeder Einzelne es in der Hand hat, über die Art 
!<eines Getränkes zu entscheiden34 ) .  

Aus diesen Ausführungen geht hervor, dass denjenigen eben eine 

3 1-) Binder :  Alkoholiker S. 8 t. 
p) V gl. Binder : Alkoholi�er S. 6. E. Bleuler : Alkohol in öffentlichen Anstalten S. 2, 

4, welche Ausführungen aber nur noch historischen Wert besitzen. 
3 3 )  Vgl. unten S. 45 f. 
34) Der Verfasser gehört seLbst keinem Abstinenzverein an und ist auch sonst nicht 

Abstinent. 

Schuld trifft35 ) ,  der als psychisch ausgeglichener Mensch sich gedan· 
kenlos dem Alkohol ergibt, denn er hätte wissen müssen, zu welch 
jämmerlicher Kreatur der Alkoholmissbrauch ihn degradieren würde. 
Mit der Ausrede, dass er sich über die Folgen ühermässigen Trinkens 
nicht im klaren gewesen sei, kann sich heute bei der intensiven Auf- ' 
klärungstätigkeit in dieser Hinsicht wohl kaum jemand noch he- j 
helfen. Der Trinker hat sich somit bewusst zu einem Wesen gemacht, i 
das der Gesellschaft unnütz, ja schädlich ist, und darin liegt auch ! 
seine moralische Schuld, seine moralische Minderwertigkeit. Er hat l, 
mit völligem Wissen seine geistigen und körperlichen Fähigkeiten \ 
verlottern und verkommen lassen und sich damit weitgehend der Ver· ; 
antwortung für sich und die ihm von der Gesellschaft überhundeneu , 
Pflichten entzogen. Als naheliegenstes Beispiel für die Pflichtver­
gessenheit des Alkoholikers sei hier sein minderwertiges Verhalten 
gegenüber seiner Familie erwähnt36 ) .  Die gesellschaftsschädlichen 
Auswirkungen des Alkoholismus sind aber ungezählt. Trotzdem hat 
der Gesetzgeher die vom Alkohol ausgehende Gefahr für das gesell­
schaftliche Lehen nicht für so schwerwiegend befunden, dass er den 
Tatbestand der Trunksucht kriminalisiert hätte. Wenn deshalb den 
Trunksüchtigen von strafrechtlicher Seite keine Strafe trifft, so 
kommt der Trinker für seine Schuld doch nicht ungestraft davon. Die 
Volksmeinung verurteilt nämlich das trunksüchtige V erhalten. als moralisch minderwertig, und - wie wir gesehen haben - geschieht 
das ja nicht zu Unrecht. Die Gesellschaft straft ihn mit der ihr eigenen 
Strafe der Verachtung und dem Ausschluss aus ihrer Gemeinschaft. 
Das ist die Strafe der Sittenordnung37 ) .  
3. Konsequenzen 

überblicken wir die bisherigen Ausführungen über die Wertung 
der Trunksucht, so gelangen wir zum Resultat, dass einerseits der 
Zustand der Trunksucht moralisch nur schwer qualifizierhar ist, in 
manchen Fällen überhaupt nicht bewertet werden kann, anderseits 
jedoch das Verhalten, das den Weg zur Trunksucht bedeutet, als eine 
moralische Minderwertigkeit anzusehen ist. 

Weil nun aber die Fälle von Trunksucht, die als Ausfluss einer 
geistigen Krankheit zu betrachten sind, entmündigungsrechtlich n';lr 
für eine Beurteilung unter dem Gesichtspunkt von Art. 369 ZGB m 
Frage kommen, so ergibt sich für die Trunksuchtsfälle des -;\rt. 3�0 ' 
ZGB, dass darunter nur die Erscheinungen zu verstehen smd, die 

35 )  Vgl. dazu Endemann S. 5 und 6. Über .die Beurteilung der Trunksucht im Ehe­
scheidungsrecht : Endemann 29 ff, Glattfelder S. 58 f und S. 7 1 .  Ferner BGE 22 
Nr. 15 •Die vorzeitige Invalidität, soweit sie auf dem Alkoholismus des Klägers 
beruht, ist verschuldet . . . • 

J6) Vgl. Glattfelder 8 ff und diesbeziigliche Lit�raturangabe �· 7 Anm. 1 .. Vgl. die in 
Art. 370 ZGB enthaltene Bestimmun� iiber. den cntm�ndtgut�gsr�chthchen Schutz 
der Familie. Diese Bestimmung schetnt mu darauf hmzuwetsen, dass durch den 
Alkoholismus die Interessen der Familie besonders gefährdet sind. 

3 7) Hartz : Zweckbestimmung S. 9· Weigelin 4· 

Y) 



zwar das Ergebnis einer moralischen Minderwertigkeit sind, jedoch 
als Zustand moralisch kaum oder nur sehr schwer zu werten sind. 

Es fragt sich nun hier, ob die Entwicklungsgeschichte einer Ent· 
mündigungsursache für die juristische Subsumption unter einen he­
stimmten Entmündigungstatbestand von Bedeutung sei. 

Der Gesetzestext gibt schon die Antwort, indem hier ja nicht von 
einem zur Trunksucht führenden Verhalten gesprochen wird, sondern 
einfach von Trunksucht, also von .einem Zustand und nicht von einem 
Vorgang. 

Zum gleichen Resultat führen aber auch rein praktische Über· 
legungen. Erinnern wir uns. des Zwecks der Vormundschaft und halten 
wir uns vor Augen, dass die vormundschaftlichen Institutionen zur 
Fürsorge für den Untauglichen bestimmt sind. Worauf es demnach 
bei der Entmündigung ankommt, das ist allein die Tatsache, dass sich 
eines der in der Entmündigungsordnung genannten Übel soweit ver· 
wirklicht hat, dass die davon betroffene Person vormundschaftlichen 
Schutz nötig hat, und nicht etwa die Tatsache, dass ein bestimmtes 
übel im Begriffe steht, sich auszuwachsen. Ausschlaggehend für die 
Anordnung einer Vormundschaft kann deshalb nicht ein Vorgang, 
sondern nur ein Zustand sein. Wenn aber die Vormundschaft wegen 
des Eintritts eines bestimmten Zustandes errichtet wird, so kann auch 
im Entmündigungsprozess Gegenstand der Beurteilung nur wiederum 
ein Zustand sein. Muss demnach einzig auf den Zustand abgestellt 
werden, so stellt sich die Frage für den Entmündigungsrichter folgen· 
dermassen : Weiche psychische Beschaffenheit weist der geistige Zu· 
stand des trunksüchtigen oder lasterhaften oder sonst unsinnig hau· 
deinden lnterdizenden im Moment der Beurteilung auf ? Ist dieser 

• Zustand als krankhaft zu bezeichnen oder muss er als eine mora· 
' lische Minderwertigkeit aufgefasst werden? Nur diese Frage hat den 

Richter zu interessieren. Auf Grund welchen Vorganges sich die mo· 
ralische Minderwertigkeit oder die Geisteskrankheit entwickelt, kann 
ihm vollkommen gleichgültig sein. 

Eine Regelung, wonach auch die Entstehungsgeschichte für die 
Entmündigung erheblich gewesen wäre, hätte namentlich in bezug 
auf die Trinkerentmündigung ihren Vorteil gehabt. Nach der heuti· 
gen Ordnung, die einzig a'uf den Zustand abstellt, ergehen sich näm· 
lieh dort Ungereimtheiten, wo die Trunksucht eines ursprünglich 

, normalen Menschen in Geisteskrankheit ausgeartet hat. Dies deshalb, 

I weil solche Menschen dann nach Art. 3.69 ZGB entmündigt weraen 
müssen. Damit fallen sie aber unter jene Gruppe von Menschen, 

1 denen wir unser Erbarmen schenken. Dass dies -unangebracht ist, ist 
offensichtlich, denn sie haben ja, genau gleich wie die Trunksüchtigen 
des Art. 370 ZGB, ihre Entmündigung selbst verschuldet und ver­
dienten deshalb auch nach der im Volke als Strafe empfundenen 
Entmündigungsbestimmung von Art. 370 in ihrer Handlungsfähig· 
keit beschränkt zu werden. Mit andern Warten, es wäre wünschens· 
wert, dass die rechtliche Regelung der Entmündigungsordnung den 
im Volke herrschenden Ansichten angepasst wäre. Diese Forderung 
wäre dann erfüllt, wenn alle sich rlieses moralischen Vergehens schul-
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dig machenden Menschen entmündigungsrechtlich in gleicher Weise 
behandelt würden. Dafür würde das Abstellen auf die Entstehungs· 
geschichte die beste Gewähr bieten. 

Die erwähnte Ungereimtheit besteht aber nur scheinbar. Sie 
' könnte nämlich auch bei derl1 jetzt herrschenden Prinzip vermieden 
werden, wenn in hezug auf die Trinkerentmündigung eine rigorose 
Praxis durchgeführt würde. Dann würden nämlich die Trinker yon 
der Entmündigungsmassnahme schon erfasst, bevor es infolge Alko· 
holismus überhaupt zur Geisteskrankheit kommen könnte. Wenn es 
heute vorkommt, dass moralisch minderwertige Trinker nach Art. 
369 ZGB entmündigt werden müssen, so liegt der Fehler dafür nicht 
im Gesetz, sondern in der Praxis. · 

Aus der heutigen Ordnung ergibt sich eine weitere Konsequenz : 
Weil das Gesetz bei der Entmündigung nur auf den Zustand abstellt, 
so bleibt es - nach unsern obigen Ausführungen über die moralische 
Natur der Trunksucht als Zustand betrachtet38)  - zunächst fraglich, 
ob es den Trinker als moralisch Minderwertigen oder als Kranken 
betrachtet. Die oben39)  angestellten rechtlichen Erwägungen, wonach 
sich die Trinkerentmündigungsbestimmung als tautologisch mit Art. 
369 ZGB erweisen würde, wenn das Gesetz die Trunksucht als einen 
krankhaften Zustand bezeichnen wollte, spricht jedoch dafür, dass 
das Gesetz der volkstümlichen Meinung den Vorzug geben will und 
sie somit dazu neigt, sie als ein sittlich minderwertiges Verhalten zu 
betrachten. Eine endgültige Entscheidung über dieses Problem 
werden wir aber erst geben können, wenn wir die andern Entmündi· 
gungsgründe des Art. 370 ZGB durchbesprochen und auf ihre ethische 
Natur untersucht haben. 

§ 6. Der lasterhafte Lebenswandel. 

I. Ei.nleitende Vorbemerkungen 

Der Bevormundungsfall des lasterhaften Lebenswandels stellt eine 
Neuer��g im Entmündigungsrecht dar. Er findet sich weder in den 
alten kantonalen Rechten noch in den Gesetzgebungen der uns um· 
gehenden Länder. Der Gesetzgeber hat sich bei der Aufnahme dieser 
Bestimmung von der «vielfach gemachten Erfahrung leiten lassen, 
<lass der Bevormundm1gsgrund der Verschwendung nicht ausreicht, 
um die Fälle zu treffen, wo eine Bevormundung wegen der Gefahr 
eines künftigen Notstandes angezeigt erscheint»l ) .  Aus dem hier zi· 
tierten Satz von Engen Huber geht deutlich hervor, dass der für· 
sorgerische Gesichtspunkt bei der Schaffung des heutigen Vormund· 
schaftsrechts eine überragende Bedeutung einnahm. Man wollte 
allen irgendwie fürsorgebedürftigen Menschen vonnnndschaftlichen 

3 �) Siehe oben S. 35 tf. 
3 9) Siehe oben S. 33/  3 4 · 
! )  StenBuiJ 1 5 ,  1 25 3 .  
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Schutz zukommen lassen. Zwar enthält unser Gesetz keine General­
klausel für die Entmündigung, wie z. B. das Scheidungsrecht, womit 
sich dieser Wunsch nach möglichst weitreichender staatlicher Für­
sorge am besten hätte erreichen lassen. Jedoch ist zu sagen, dass bei 
der Mannigfaltigkeit der Entmündigungsgründe im schweizerischen 
Recht und insbesondere infolge der Entmündungsmöglichkeit wegen 
lasterhaften Lehenswandels man praktisch nicht mehr weit von einer 
solchen Generalklausel entfernt ist. 

li. Laster, ein Begriff der Moral 

L Allgemeines 
Sehr lakonisch sagt Kaufmann2) in seinem Kommentar zum Be­

griff des Lasters : «Der Begriff des Lasters stammt aus der Moral» . 
Damit ist aber nichts gewonnen, denn hier erheb� sich sofort die 
Frage : Was ist Moral ? 

Unsere nächste Untersuchung wird somit dahin gehen, die Frage 
nach dem Begriff der Moral darzulegen. 

Ganz allgemein können wir hier vorläufig sagen, dass die Moral 
dem Gebiet der Normen zuzurechnen ist, die das Verhalten, der zu 
einer Gemeinschaft verbundenen Menschen betrifft3 ) .  In erster Linie 
wird zwar die Regelung des zwischen Kollektivität und InJiviJunm 
bestehenden Verhältnisses durch die Normen Jes Rechts erfül lt . 
Neben diesen gesetzlichen Bestimmungen existiet·en jedqch noch eine 
Anzahl weitere. Unter diese sind auch ·diejenigen der Moral ZlJ ziihlen. 
Gleich wie die rechtlichen Normen sollen auch sie dem Menschen 
Masstab sein für die Richtigkeit oder Unrichtigkeit seines gesell­
schaftlichen Verhaltens, für den Wert oder Unwert einer Tat. In Hin­
sicht auf die Zielsetzung der Normen zeigt sich also eine Überein­
stimmung von rechtlichen und moralischen Normen. Beide beruhen 
auf der Idee einer richtigen Ordnung des menschlichen Zusammen­
lebens4 ) .  

In anderer Beziehung, z .  B .  bezüglich ihrer Erzwingharkeit, sind 
sie wieder verschieden. Mit staatlicl�er Macht können nur d ie Vor­
schriften des Rechts verwirkHebt werden5) . 

Eine Diskussion hat sich nun darüber entwickelt, oh Jie Moral 
etwas gegenüber Sitte und Recht im Gegensatz Stehendes sei in dem 
Sinne, dass das System moralischer Normen sich nicht, wie Recht 
und Sitte, an den objektiven Grundsätzen, gegeben durch (lie Zwecke 
der Gemeinschaft, zu orientieren hahe, sondern von eigeuen Prämis­
sen ausgehen könneG ) .  

Meines Erachtens ist aber diese Di.sknssion ein Streit n m  Worte, 
der sich daraus ergibt, dass· Jas Wort Moral tatsächlich in zweifacher 

2) Kaufmann Komm. 370 N. 2 1 .  
3 )  Weigelin : Sitte, Recht und Moral S .  t .  
4) Eugen Huber: Das Absolute im Recht S .  49· 
5) Weigelin S. 4· Burckhardt : Methode 56. 
6)  Weigelin S. 12  ff. 

Bedeutung anftreteu kann. Einmal in einer philosophischen und 
dann in einer volkstümlichen. 

2. Die Moral in der Philosophie 
Durchgehen wir die Bücher der Philosophen, so erkennen wir 

bald, dass ihre Anschauungen über Moral sehr verschieden sind. Diese 
Verschiedenheit erklärt sich aus der Ungleichheit ihrer Lebensan­
schauungen, welche bekanntlich ihrerseits die Prämissen bilden für 
das moralphilosophische System. Weil demnach das Fundament, auf 
das sich die moralphilosophischen Maximen stützen, jeweils nur die 
persönliche Lebensanschauung eines Philosophen ist, so können 
auch die vom Philosophen aufgestellten Moralmaximen nur die Be­
deutung einer subjektiven Meinung über moralisches V erhalten 
haben. Was diesen Normen abgeht, das ist der Charakter der Allge­
meingültigkeit, wie sie das Recht und die Sitte besitzen. Deshalb 
bedeutet diese «subjektive Moral» auch nur scheinbar eine Ordnung 
<les menschliehen Verhaltens, denn «da der Einzelne sie schafft, kann 
er sie auch jederzeit wieder aufgeben, sodass sie, solange sie nicht 
umfassende Nachahmung und damit objektive Kraft gewinnt, in der 
Willkür befangen bleibt» 7 ) .  

Normen - gleichgültig welcher Art - die nicht in einem grösse­
ren oder kleineren Kreis von Menschen Anspruch auf Allgemein­
gültigkeit erheben können, wie das bei manchen moralphilosophi­
schen Maximen der Fall ist, sind aber für jede juristische Betrachtung 
wertlos. 

3. Die volkstümliche Moral 
Wir haben vorhin behauptet, dass dem Ausdruck Moral eine zwei­

fache, nämlich eine philosophische und eine volkstümliche Bedeu­
tung zukomme. Die Richtigkeit dieser Behauptung vermag wohl am 
besten ein Beispiel zu verdeutlichen. Fragen wir den einfachen Mann 
von der Strasse, ob er eine Lebensweise, die einzig auf ·den Genuss 
ausgerichtet istB)  oder die hemmun!!:slose Entfaltung des Macht­
willens zum Ziele habe9) ,  als moralisch ansehe, so wird uns der Mann 
diese Frage bestimmt verneinen. Trotzdem ist ··eine solche Lebens­
haltung als durchaus moralisch anzusehen, wenn wir unserer mora­
lischen Beurteilung die moralphilosophischen Prinzipien des Aristipp 
bzw. von Nietsclie zu Grunde legen1 0 ) .  Fral!:en wir aber den Mann, 
was er unter Moral verstehe oder welches Verhalten er denn als mora­
lisch betrachte, so werden wir sehen, dass auch er sich eine Vorstel­
lung hierüber macht, die aber keineswegs an irgendwelche Moral­
phi1osophie anknüpft oder auf moralphilosophischen Überlegungen 
beruht. Vielmehr sieht er in der Moral etwas (ler Sitte Verwandtes, 

7) · Weigelin 1 5 .  
8)  Vgl. zusammenfassende Darstellung hei Windelhand 70 f. 
9) Vgl. zusammenfassende Darstel lung hei \Vindelband 567 H". 

1 0) Wenn hier zwei extreme Mondphilosophien g·ewäh l t  wurden, so g·esc ilah das der 
Anschaulichkeit wegen. 



vielleicht etwas ihr Gleichbedeutendes. Also Reueln die im Interesse 0 ' . 
des gesellschaftlichen Verkehrs aufgestellt sind, Normen, di� ein der 
Gemeinschaft nützliches Verhalten vorschreiben. 

Der Einwand liegt hier nicht fern, dass die volkstümliche Moral 
auf einer Verwechslung von Sitte und Moral beruhe, wofür die Ur· 
sache in dem geringen Unterscheidungsvermögen des Durchschnitts· 
menschen zu suchen sei. 

Dem ist entgegenzuhalten, dass man auch in gebildeten Kreisen 
von moralischem und unmoralischem Verhalten klatscht und mora· 
lische Werturteile ausfällt, ohne dass man sich vorher über die dem 
Urteil zu Grunde liegende Philosophie geeinigt hätte. Man befindet 
sich also dabei stillschweigend in vollkommenem Einverständnis, auf 
Grund welcher Maxime man zu urteilen hat. 

An dieser Stelle sei auch an die von Rechtsanwälten hie und da 
gehörte Redewendung erinnert : «J a, vom moralischen Standpunkt 
aus ist das oder das allerdings zu verwerfen, doch sehen Sie, rechtlich 
ist das oder das eben bedeutungslos». Wenn wir aber von Moral 
sprechen und moralische Werturteile ausfällen können, ohne uns 
vorher über die dem Urteil zu Grunde zu legende Norm verständigen 
zu müssen - wie das unser Beispiel von Anwalt und Klient deutlich 
zeigt -, so geht daraus eindeutig hervor, dass in bezug auf den anzu. 
legenden Wertmasstab eben stillschweigende Übereinstimmung 
herrschte, eine Übereinstimmung, die man als. eine Selbstverständ· 
lichkeit voraussetzte. Darin zeigt sich aber die Objektivität des mora­
lischen Grundsatzes. 

4. Konsequenzen · Terminologisches 
Nach diesen mehr präliminären Betrachtungen kommen wir zu 

der vorläufigen Feststellung, dass bei der Doppeldeutigkeit des W or· 
tes Moral die Verschiedenheit darin besteht, dass die moralphilo· 
sophischen und die volkstümlichen Moralmaximen von ganz ver­
schiedener Grundlage ausgehen. Hier ist der Ausgangspunkt ein ob­
jektiver. Das bedeutet - wie wir später noch eingehender zeigen 
werden - dass die Orientierungspunkte für die moralischen Grund­
siitze durch die Zwecke der Gemeinschaft gegeben sind. Dort ist die 
Ausgangslage eine subjektive Einstellung des Philosophen gegenübet· 
der Gemeinschaft oder zum Problem der Moral überhaupt. 

Diese Verschiedenheit der Gesichtspunkte schliesst natürlich eine 
Identifizierung der Begriffe aus. Da aber der Ausdruck Moral tat· 
sächlich sowohl für die Bezeichnung moralphilosophischer Grund· 
sätze wie für die Benennung volkstümlicher Moralprinzipien ver­
wendet wird, so halte ich es für ratsam, hier eine terminologische Ab­
grenzung vorzunehmen. Das lässt sich wohl am besten in ·der Weise 
bewerkstelligen, dass wir von moralphilosophischen Grundsätzen 
sprechen, wenn es sich um die Moral im philosophischen Sinne han· 
delt, von volkstümlicher Moral oder Moral schlechthin dagegen, 
wenn der Begriff in seiner volkstümlichen Bedeutung verstanden 
werden muss. 
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III. Der volkstümliche Begriff der Moral 

Wir haben schon oben l l )  darauf hingewiesen, dass die unklaren 
volkstümlichen Vorstellungen über die Moral dahin gehen, sie als 
mit der Sitte gleichbedeutend oder als ein ihr ähnliches Gebilde zu 
betrachten. Ist nun die Moral im populären Sinne identisch mit dem 
Begriff der Sitte, so können wir uns ja auf die Abklärung dieses Be· 
griffes beschränken. Besteht aber zwischen den beiden Begriffen nur 
Ähnlichkeit, so scheint es mir trotzdem vorteilhaft, zuerst den Be· 
griff der Sitte abzuklären, um von hieraus zu einer Begriffsbestim· 
mung der Moral zu gelangen. 

Die Feststellung dieser Begriffe und ihre gegenseitige Abgrenzung 
ist Gegenstand schon mancher Untersuchung gewesen. Als eines der 
hervorragendsten Werke auf diesem Gebiet ist meines Erachtens das 
Buch von W eigelin : «Sitte, Recht und Moral» zu betrachten. Da hier 
kein Raum ist für eine eingehende Auseinandersetzung, anderseits 
uns die von Weigelin gefundenen Resultate sehr zutreffend scheinen, 
so können wir in der weitern Untersuchung den Gedankengängen von 
W eigelin in der Regel.Jolgen. 

Hier wird di�fu..tte in folgender Weise umschrieben : «Der Begriff ' 
der Sitte umfasst in seiner weitesten sprachlichen Ausdehnung alles 
iiberwiegend verwirklichte, gleichmässige Verhalten der zu einer Ge· 
meinschaft verbundenen Menschen, soweit es nicht von der Rechts· ' 
ordnung geregelt ist» l 2 ) .  Eine engere Bedeutung des Wortes be· 
schränkt die Sitte «auf dasjenige gleichmässige gesellschaftliche Ver· 1 
halten, welches sich auf Gebote und Verbote gründet, somit auf Ver· 
pflichtung beruht. In diesem Sinne ist die Sitte, ebenso wie das Recht 
und die Moral, ein Inbegriff von Normen, welche für den Kreis von 
Genossen Verpflichtungen begründet»l 3 ) .  

Vergleichen wir nun diese beiden Umschreibungen miteinander. 
Stellen wir sie uns zu diesem Zweck als zwei konzentrische Kreise 
vor, so ergibt sich dadurch ein Raum, innerhalb welchem ein gleich· 
mässiges Verhalten der Mitglieder einer Gesellschaft gepflegt wird, 
ohne dass dazu eine Verpflichtung bestünde. Ein derartiges gesell· 
schaftliches Verhalten nennt man Brauch. Diese Form des gesell· 
schaftlichen Verhaltens ist aber für die Lösung unserer Aufgabe von 
keiner Bedeutung und scheidet daher für die weiteren Untersuchun· 
gen aus. 

Die Sitte, haben wir gesagt, begründet dagegen eine Pflicht, d. h., 
sie verlangt, dass sich der menschliche Wille unter ihr Gesetz beuge. 
Am besten geht dies daraus hervor, dass sie diesen Gehorsam erzwingt, 
allerdings nicht mit physicher Gewalt, sondern mit den ihr eigenen 
:(\'litteln : Niemand kann es wagen, sich über ihre Gebote und Verbote 
hinwegzusetzen, ohne dass er die «Strafe der öffentlichen Mei-

1 r) siehe oben S. 43/44· 
1 2) Weigelin 1 .  
1 3 )  Weigelin I lz .  
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nung»l4) oder die «soziale Strafe»15 )  zu gewärtigen hat. Sie besteht 
in der Minderung des Ansehens im Kreise der Genossen und im 
schlimmsten Fall im Ausschluss aus der die betreffende Sitte beobach­
tenden Gesellschaft. Mit diesen Zwangsmitteln verschafft sie sich 
Nachachtung und sichert damit ihre Verwirklichung. «Die Erzwin­
gung schliesst aber logisch den Befehl zu einem der Sitte entsprechen­
den Verhalten in sich»16 ) .  

Damit aber eine sittliche Forderung auch als objektive Sitten­
norm bezeichnet werden kann, muss noch ein weiteres Moment hinzu­
treten. 

Per definitionem genügt es nicht, wenn nur einzelne ein bestimm­
tes Verhalten als sittlich betrachten und dieses Verhalten auch tat­
sächlich mit dem Gefühl der Verpflichtung beobachten, sondern als 
weiteres Merkmal muss hinzutreten, dass eine überwiegende Anzah I 
von Menschen einer Gemeinschaft das bestimmte gleichmässige als 
Pflicht empfundene Verhalten innehäJt17 ) .  Dieses Moment des über­
wiegens bestimmt denn auch den objektiven Charakter der Sitte. 

Was wir bis dahin von der Sitte gesagt haben, gilt in gleicher Weise 
auch für die Moral. Auch- ihre Normen gehöreu dadurch, dass siP. 
innerhalb einer Gemeinschaft von der überwiegenden Meht·heit der 
Genossen gleichmässig befolgt werden, einer objektiven Ordnung an. 
Und wie die Sittengesetze werden auch sie stets mit dem Gefühl der 
Verpflichtung und unter dem erwähnten Zwang innegehalten. 

Es fragt sich rum, worin denn die Moral sich von der Sitte untet·· 
scheide. Wir folgen auch hierin der Ansicht von Weigelin. Er ver­
lässt sich hier ausschliesslich auf den Sprachgebrau�h l S ) .  Dieses Vor­
gehen ist meines Erachtens dadurch gerechtfertigt, dass der Gegen­
stand der Untersuchung ein Gebilde darstellt, das föt·mlich aus dem 
Volke herausgewachsen ist. 

In der gebräuchlichen Redewendung spricht ma·n nnn von Sitte 
vor allem in den Fällen, wo es sich um Pflichten von geringerer .und 
mehr Husserlicher Bedeutung handelt, z. B. die Pflicht, Weihnachts­
geschenke zu machen, zu grüssen, Trinkgelder zu geben, usw. Da­
orerren redet man von moralischen Pflichten, wenn es sich um Pflich­" " 
ten von grösserer Wichtigkeit handelt. Als Beispiele seien hier ge-
nannt die Pflicht, dem Freund Hilfe zu leisten, Notleidende zn unter­
stützen usw. 

Nach dieser Anffassung1 9 )  hebt sich also der Begriff der .Moral 
von demjenigen der Sitte nur durch grössere Intensität des Verpflich­
tungsmomentes ab. Der Unterschied ist demnach ein gradueller und 

14) Weigelin 4· 
1 5) Hartz : Zweckbestimmung der Strafe S. 9· Vgl. Hegner : Die Illusion der Willens-

freiheit S. 27 .  
1 6) W eigelin S. 4• 
1 7) W �igelin S. 55 und 6o t!". 
1 8) Weigelin S. z7. 
1 9) Vgl . Weigelin 24/25. Anderer Meinung : Ihering : Der Zweck im Recht Bd. II , 

S. z6a ff. 

zwar hinsichtlich der in der Norm innewohnenden Verpflichtungs· 
kraft die ihrerseits aus der grösseren Wichtigkeit der moralischen 
Norn: geget�iiber derjenigen der Sitte zu

. 
erkläre:· · ist. Daraus

_ 
er

_
gibt 

sich auch dte Vorrangstellung der moralischen l' orm vor de�Jemge� 
der Sitte indem die Normen der Sitte ihre Wirks< t .tkeit nur msoweit 
entfalten' können, als ihnen nicht moralische Normen als solche einer 
Ordnung von höherem Rang entgegensteheu�0 ) .  

Somit erscheint die. Sitte als eine Unterart der Moral. Sie stellt 
ein Sondercrebiet innerhalb des Bereiches der Moral dar in der 1Weise, 
dass zwar die Sitte in der Moral enthalten ist, nicht aber umgekehrt 
die Moral in der Sitte aufgehen könnte21 ) .  . Gegenüber dem Recht unterscheidet sich die Moral andersetts 
hauptsächlich dadurch, dass ihr die rechtliche Verpflichtung und der 
rechtliche Zwang abgeht. . Betrachten wir nun Brauch, Sitte, Moral und Recht nebeneman· 
der, so erkennen wir, dass wir hier eine Reihe von objektiven gesell­
schaftlichen Nonnen vor nns haben, die sich im wesentlichen nur 
durch die Verschiedenheit in der Stärke ihrer Verpflichtungskraft 
unterscheiden. Dabei bedeutet die Moral die Ordnung jener Normen, 
die innerhalb der ausserrechtlichen Normen hinsichtlich ihrer bin· 
denden Kraft die grösste Intensität aufweisen. 

IV. Der lasterhafte Lebenswandel 

Nachdem wir nun in grossen Zügen gezeigt haben, was unter �oral 
im volkstümlichen Sinne zu verstehen ist, können wir uns an dte Be· 
o-riffshestimmung des Lasters heranwagen. 0 Ganz all"emein können wir hier vorwegnehmend sagen, dass mit 
diesem Ausdruck ein vom Standpunkt der Moral aus negativ zu be· : 
wertendes V e�halt�n be

_
zeichn�t wird_. A_

nderseits ist aber 
_
der Begriff J 

des Lasters mcht tdentisch mtt demJemgen �es unmoralischen "V_ er· 1 
haltens. Wie wir noch sehen werden, stellt siCh das Laster als emc 
Qualifikation der unmoralische�! Verhaltensweise dar. 'Yir werden 
deshalb am besten daran tun, e1ne Darstellung des Begnffs des nn· 
moralischen Verhaltens zu geben. 

1. Das unmoralische Verhalten 
a) Objektiv 
aa) Allgemein . . . 
Wir haben oben erkannt, dass die Moral eme Ordnung objektiver 

Normen darstellt, die unbedingten Anspruch auf Verwirkli?hung 
haben innerhalb der Gemeinschaft, in der sie herrschen. Damit nun 
ein bestimmtes Verhalten als unmoralisch qualifiziert werden kann, 
ist also objektiv nötig, dass - genau gleich wie im Recht - diese 
Ordnuno- tatsächlich verletzt worden ist. Deshalb kann nicht schon t> 

zo) Weigelin z8.  
z r )  Weigelin 24. 
zz) Burckhardt : Methode 56. Weigelin +· 



jedes aussecordentliche oder kuriose Benehmen moralisch bewertet 
werden, sondern nötig ist immer, dass durch das auffällige Verhalten 
auch wirklich die Regeln der Moral tangiert werden23 ) .  

Weiter führt die obige Feststellung zum Ergebnis, dass die Nor­
men der Moral unmittelbar nur ein äusseres Handeln oder Unter­
lassen fordern können. Denn damit die in einer Gemeinschaft be­
stehe�Hle Ordnung realisiert wird, ist in allererster Linie notwendig, 
dass Ihre Vorschriften auch tatsächlich befolgt werden. Mit welcher 
Gesinnung diesen moralischen Grundsätzen nachgelebt wird, ist des­
halb für das moralische Handeln im volkstümlichen Sinne unerheb­
lich, wenigstens nicht von primärer Bedeutung. Diese Feststellung 
hervorzuheben, lege ich besonderen Wert. Dies deshalb, weil die aus 
der kantischen Philosophie stammende Idee, dass die moralischen 
Grundsätze ein bestimmtes inneres Verhalten oder eine bestimmte 
Gesinnung fordern, weitverbreitet24 ) herrscht. 

Wenn die volkstümliche oder objektive Moral nicht - wie die 
kantische Philosophie - den menschlichen Willen zum Geerenstand 
der moralischen Beurteilung macht, so ist damit aber nich� gesagt, 
dass für sie die Gesinnung überhaupt keine Rolle spiele. Aus der Er­
kenntnis heraus, dass die Gesinnung für die Erfüllung der Normen 
von eminenter Bedeutung25 )  ist, nimmt auch die objektive Moral 
zuweilen auf sie bezug. Die Erfassung der Gesinnung durch die Nor­
men der Moral erfolgt dann in analoger Weise, wie in der Rechtsord­
nung durch den Grundsatz von Treu und Glauben, indem in manchen 
�ä1len die gute Gesinnung des handelnden Menschen zu einem zuzüg­
hchen Tatbestandsm.erkmal �emacht wird und an ihr Vorhandensein 
oder ihre Abwesenheit gewisse Vor- und Nachteile geknüpft wer­
den26 ) .  In diesem und nur in diesem Sinne ist die Gesinnung in der 
objektiven Moral von Erheblichkeit. 

ab) Speziell : Folgerungen für Art. 370 ZGB 
Da, wie anfangs27 ) bemerkt, das Laster ein der Moral zugehöriger 

Begriff ist, so ergibt sich daraus für den Richter die Pflicht, 'i n  jedem 
konkreten Fall von Entmündigung wegen lasterhaften Lebenswandels 
zu untersuchen, ob das Betragen des Interdizenden auch wirklich eine 
Verletzung eines moralischen Grundsatzes darstelle28 ) .  

Weil nun aber diese Grundsätze nicht wie die Gesetze kodifiziert 
sind, so fällt dem Richter die Aufgabe zu, die znm gegebenen Zeit­
punkt29 ) geltenden Moralsätze ausfindig zu machen. 

23) Vgl. BGE 14, 567 wo im Zusammenhang mit der Entmündigung \>Vegen geistiger 
Geb�eche� darauf hingewiesen wird, dass •wegen blossen Temperamentseigen­
tümhchkeiten niemand entmündigt werden• dürfe. Ebenso BGE 14, 558 .  

24) Eugen Huber : Das Absolute im Recht S. p ,  3 3· 
Egger Komm. Art 370 N. 45 · Vgl. insbes. die bei Weigelin S. r6 in Anm. 22  
zitierte Literatur. 

25) Vgl . das Beispiel auf S. 1 1  bri Eug. Huber : Über soz.iale Gesinnung. 
z6) Weigel in 36 .  
27 )  Siehe oben S. 42 .  
z8 )  Blosse Charakter- oder Temperamentseigentüinlicbkeiten, die zu keiner Ver­

letzung objektiver Moralgrundsätze füh ren, sind unerheblich. V gl. dazu BGE 14, 567. 

h) Subjektiv 

ha ) Allgemciu 
Wir haben obenao )  gezeigt, dass die Moralordnung - ähnlich wie 

die Rechtsordnung - bei der Verletzung ihrer Normen mit einer 
Strafe, der sogenannten «Strafe der öffentlichen Meinung» oder der 
«sozialen Strafe», reagiert. 

Nach unserm ethischen Empfinden darf aber eine Strafe nur statt· 
haben, wenn sich der Einbruch in die Ordnung als ein schuldhaftes 
Verhalten eines Menschen darstellt. 

In unserer Rechtsordnung kommt. dieser Grundsatz im.. Zivilrecht ) 

durch die Urteilsfähigkeit, im $trafrecht durch das Prinzip der Zu- ' 
rechnungsfähigkeit zum Ausdruck Wenn diese beiden Begriffe auch 
nicht identisch31 ) sind, sondern gewisse durch die Materie bedingte 
Verschiedenheiten aufweisen, so zeigt sich im wesentlichen in ihnen 
doch unverkennbar eine Gemeinsamkeit : Schuld im zivil· wie im ' 
strafrechtlichen Sinne ist das Handeln gegen die erkannte oder er­
kennbare Rechtspflicht32)  oder das Wollen des vorausgesehenen oder 
voraussehbaren widerrechtlichen Erfolges33 ) .  Schuld setzt aber 
Schuldfähigkeit voraus. Das ist kurz gesagt die Fähigkeit, zu erkennen 
und zu wollen, d. h. derjenige seelische Zustand, welcher richtiges 
Denken und ein der richtigen Erkenntnis gemässes Verhalten er­
möglicht. 

Dass das Prinzip, dass nur das schuldhafte Verhalten bestraft 
werden soll, auch in der Moral Geltung hat, ist wohl selbstverständ· 
lieh, handelt es sich doch dabei um einen eigentlichen ethischen 
Grundsatz. Es fällt ja offensichtlich keinem Menschen ein, einen 
Geisteskranken, und selbst wenn e1· sich in moralischer Hinsicht in 
noch so verwerflicher Art und Weise aufführt, als moralisch minder­
wertigen Menschen zu bezeichnen. Die Geisteskrankheit entschuldigt 
sein unmoralisches Betragen. Gibt es aber Umstände, die eine unmo­
ralische Lebensweise entschuldigen, so geht daraus hervor, dass aiHler­
seits die unmoralische Lebensführung eine Schuld bedeutet. 

Allerdings ist zu sagen, dass das Moment der Schuld in ,f!er Moral 
n-icht so deutlich in Erscheinung tritt. Das rührt daher, dass ihr Vor­
handensein eben nicht, wie im Recht, in einem amtlichen Verfahren 
festgestellt wird, das allein die nötige Garantie für eine peinliche 
Prüfung des diesbezüglichen Sachverhalts gewährleistet. Hier urteilt 
die Gesellschaft spontan, ohne vorgängige Untersuchung, auf den 
Anschein hin. Diese setzt aber - wo eine Geisteskrankheit nicht 

29) Über die Wandelbarkeit moralischer Grundsätze vgl. Ortega y Gasset : Wesen ge­
schichtlicher Krisen S. z8 ff und 3 8 ff. 
Weigelin 8o. Analog im Recht : Burckhardt Einführung S. 20 5 .  

30) Siehe oben S .  45/46. 
3 1) Hafter : Lehrbuch 1 1 0. Egger Komm. Art. 1 6  N. r. Sternberg : Entmündigungs­

recht 1 6. 
p) Gmür :  ZSR Bd. 22, S. 63 r .  
3 3 )  Egger Komm. Art. I 6 N .  4· 
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offensichtlich zu Tag.e tritt - di�. Scl1Uldfähigkeit regelmässig als vor· hauden voraus34 ) . Eme genaue Uberprüfuncr des geistirren Zustandes des moralis.ch Verurteilten bleibt daher in der Regel a�s. Die Gesell­schaft urtmlt auf Grund von mehr oder weniger berechtigten Ver· mutungen. 
Das ändert aber grundsätzlich nichts an der Tatsache dass auch in der Moral das Prinzip von der nulla poena sine culpa he

,
rrscht. 

Nach dieser Feststellung stempelt also erst das Hinzutreten einer 
Schuld zu der Verletzung eines objektiven moralischen Grundsatzes 
ein Betragen zu einem unmoralischen. Di� als unmoralisch bezeich­
neten Handlungen dürfen also - sollen sie als solche gebrandmarkt 
werden - sich nicht als Auswirkungen eines o·etrübten oder unter· 
entwickelt�n .Be':usstseins präseilt�eren, sond:rn müssen begangen 
worden sem m emem Zustand freier Willensbestimmung. Wo man 
nämlich von Schuld spricht, muss man ja auch anerkennen dass der 
�äter _unter gleichen Umständen die psychische und physi;che Mö�­
hchkeit gehabt hätte, auch anders zu handeln35 ) .  So hat eben Schuld 
imm�r die Annahme der Willensfreiheit zur V oraussetzung36 ) . 

. Die Moralordnung ist somit - gleich wie die Rechtsordnung37)  -­
eme auf der Grundlage der Willensfreiheit beruhende W ertordnung. 
Deshalb ist auch jedes Urteil über die Moralität eines Menschen eii1 
Werturteil über seine ethische Persönlichkeit. 

Auf diese Tatsach� hinzuweisen, lege ich besonderen Wert. Man 
neigt nämlich immer wieder dazu, die Unmoralischen als Psycho­
pathen zu bezeichnen, mit der Absicht, ihre moralisch verwerfliche 
Lebensführung zu entschuldigen38 ) .  Dies mit Berufunrr auf die meist 
von Medizinern vertretene Ansicht, dass es die menschliche WillenH­
freiheit nicht gebe39 ) .  Derartige Rcllensartcn verraten aher eine Ver-

34) Übrigens wird das R"leiche Verfahren ja auch im Zivil- und Strafprozess verfolgt 
(Art. 8 ZGB). 

.15) Schwarzkopft': Die Freiheit des Willens als Grundlage der Sittl ich keit S. 14/ 1 5 . yg-1. dazu Foerster : . Willensfreiheit und sittliche Verantwortlichkeit S. I o, 3 6 tf 
tnsbes. 3 8, 3 9 wo er eme Erklärung der sittlichen Willensfreiheit nicht als ursachlose 
Freiheit, so�dern �ei der

. 
Annahme eines determin ierten Willens g-ibt. Vergleiche 

dann auch dtese ph1losophtsche Betrachtungsweise von Foerster mit der medizinischen 
Bet

_
rachtungsweise, wi� sie sich. bei Mezger findet in seiner Theorie iiber die phaeno­

typlschen und genotyptschen Etgenschaften des Menschen und die aut dieser Theorie 
beruhende Erklärung der Wandelbarkeit des menschlichen Charakters. 
(Mezger : Persönlichkeit und strafrechtl iche Zurechnung in Grzfr. des N.- u .SL 
Heft 1 24.) 

36) Foerster S. 10 und 26. Regner : I llusion der Willensfreiheit S. 3 3 ·  Schwarzkoplf 
s. 12 ff. 
Regner : Die Illusion der Willensfreiheit S . . 1 3 : •Der Begriff der Verantwortlichkeit 

hat sich, daran ist nicht zu zweifeln, abgeleitet aus der Idee der Wil lensfrei­
heit•. Zur Frage der Wi l lensfreiheit vgl. Oelzelt-Newin : • Weshalb das Pro­
blem der Willensfreiheit ni·cht 7.U lösen ist ?• Leipzig und Wien 1 900. 

37) Vgl. oben S. 46/47-
3 8) Egger Komm. Art. 3 70  N. 46. 
39) Bleuler : Der geborene Verbrecher. Eschle : Die krankhafte Willensschwäche 

S. 73 · Binswanger : Forens. Psychiatrie nicht geisteskranker Personen S. 1 5 8  und t 6 rft6z. 
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wechslung der Standpunkte, des ethischen mit dem naturwissen· 
schaftlichen. 

Die Naturwissenschaft ist eine Wissenschaft von Tatsachen. Sie 
erkl�rt Tatsachen unter dem Gesichtspunkt kausalen Geschehens40) .  
Deshalb mag es sich vom medizinischen Gesichtswinkel aus betrachtet 
bei den Unmoralischen meist oder durchwegs um Menschen von 
psychopathischer Veranlagung handeln, mag überhaupt jede unso· 
ziale Lebensäusserung sich als eine Folge abnormer seelischer Ver· 
fassuna darstellen41 ) .  Von diesem Standpunkt aus betrachtet, ist dann 
aber j�des unsoziale V erhalten auch zum vornherein entschuldigt 
oder vielmehr überhaupt nicht moralisch bewertbar42) .  Es bleibt bei 
dieser Betrachtungsweise einzig festzustellen, dass eben gewisse see· 
lische Zustände sich im sozialen Leben auf eine ganz bestimmte Art 
auswirken, die man für das gemeinschaftliche Leben der Menschen 
als nützlich oder- schädlich bezeichnen muss. 

Moralische Beurteilung ist dagegen immer ethische Bewertung. 
Ethische Bewerttmg wird aber immer erst dann m?glich, wenn ihr die 
Überzeugung von der menschlichell(Willensfreiheit zu Grunde liegt, 
denn jede ethische Ordnülig -ist eine Sollo-idiiung43 ) ,  und eine Soll· 
ordnuna kann sich vernünftigerweise nur an Wesen richten, die die 
Möglichkeit der freien Willensbestimmung haben. Allerdings herrscht 
dieser Grundsatz der Willensfreiheit nicht absolut. So wird sie z. B. 
im Recht durch die Begriffe der Urteilsfähigkeit und der Zurech· 
nungsfähigkeit eingeschränkt, und nach allgemeiner ethischer An· 
schauung wird sie solange als vorhanden angenommen, als dem Men· 
sehen auf Grund seiner geistigen Fähigkeiten ein der Ordnung ge· 
mässes Betragen zugemutet werden kann. Doch das ändert nichts 
daran, dass eben jede ethische Beurteilung grundsätzlich von d�r An· 
nahme der Willensfreiheit ausgehen muss. 

Demgernäss ist aber - wenn man vom medizinischen Standpun�t 
aus diskutiert - für die Ausdrücke Moral und Unmoral auch kem 
Platz mehr, denn diese Begriffe gehören ja einer Ordnung ethischer 
Werte an. Will man von den nützlichen oder schädlichen Auswirkun· 1 
gen gewisser psychischer Verfassungen auf den sozialen Körper reden, 1 
so hat man diesfalls die Worte «sozial» oder <<Unsozial» zu verwenden, 1 
die bezüglich der ethischen Wertung gänzlich neutral sind. 

bb) Speziell : Folgerungen für Art. 370 ZGB 
In seiner Entmündigungsordnung spricht das Gesetz von Iaster· 

haftem Lebenswandel. Der Ausdruck Laster ist aber ein der Moral zu· 
gehöriger Begriff. Damit bringt das Gesetz deutlich. zum Ausdru�k, 
dass es eben die zu entmündigenden Menschen morahsch werten Will. 
D��entsprechend ist aber auch die Terminologie gegeben, und die 
aus der medizinischen oder soziologischen Betrachtungsweise sich 

40) Burckhardt :  Methode S.36. 
4r 14z) Vgl. Eschle S. 79/8o und 82. Birnbaum : Die krankhafte Willensschwäche und 

ihre Erscheinungsformen, in Grzfr. d. N.- u. SL. S. 54 und 55 ff. 
43) Burckhardt : Methode S. 3 3 ·  



ergebenden Ausdrücke «sozial» und «unsozial» für die Bezeichnung 
der durch den Art. 370 ZGB erfassten Personen scheiden daher aus44 ) .  

Da es also lasterhafte Menschen sind, die durch den Art. 370 ZGB 
betroffen werden, so muss es sich hier auch immer um unmoralische 
Menschen handeln, 1�iitliin um Leute, die schuldhaft die Sittenord­
nQ.ij'g ��Tetzt �ahen. Aus der Schuldhaftigkeit des unmoralischen Ver­
haltens ergibt sich aber, dass diese Leute für ihre Entmündigung 
selbst die Schuld tragen. 

Man könnte hier einwenden, dass dadurch, dass ein ethisch negativ 
zu bewertendes Verhalten mit der Entmündigungsmassnahme belegt 
werde, die Entmündigung zufolge des in ihr liegenden moralischen 
\Verturteils den Charakter einer Strafe erhalte. Strafe könne aber 
nicht der Zweck der Entmündigung sein. Deshalb sei es auch ohne Be­
lang, ob solche Menschen moralisch qualifiziert werden oder nicht. 
Auf was es ja einzig ankomme, das sei die Tatsache, dass ein Mensch 
sozial versage oder sich unsozial aufführe. Man hätte deshalb in Art. 
370 statt von lasterhaften ebensogut von unsozialen Menschen reden 
können. Dass die E�tmündigung keine Strafmassnahme, ihr Zweck 
nicht Strafe, sondern Fürsorge ist, ist richtig. Hingegen ist abzu­
leJmen, dass die ethische Bewertung des Menschen entmündigungs-
r�chtlicli vön-keinerlei Bedeutung sei. · - - · 

Wenn das Gesetz die in irgendwelcher Hinsicht unsozialen Men­
schen einfach hätte entmündigen wollen, so hätte es einer Erwähnung 
der verschiedenen Entmündigungsgründe, wie Geisteskrankheit, 
Trunksucht usw. gar nicht bedurft. Es hätte dann ebensogut allein 
die sozial unerwünschten Zustände, wie sie jetzt in den juristischen 
Voraussetzungen umschrieben sind, zu Entmündigungsgründen er­
heben können. Dass das Gesetz dies nicht getan hat, zeigt deutlich, 
dass es eben nu.r,:_ Eesti1linite Gruppen von Menschen vormundschafts­
rechtlich hat erfasse·n . wollen. Will man ·aber den Kreis der von der 
Vormundschaft zu erfassenden, sozial versagenden Personen begren­
zen, so muss man eben die Menschen nach bestimmten Gesichts­
punkten einteilen - klassifizieren. 

Man könnte aber weiter' sagen, dass das Gesetz im Entmündigungs­
recht die geistig kranken von den übrigen, sozial versagenden Men­
schen habe trennen wollen, mit der Absicht, damit eine irrenrecht­
liche Bestimmung zu schaffen, womit es der Forderung der Psychiater 
auf Schaffung eines eigentlichen Irrenrechts einen Schritt entgegen-

1 rrekommen sei. Statt mit «lasterhaftem Lebenswandel» hätte man .., . 
eieswegen diese Gruppe ebensogutinit .. dem Ausdruck <<Unsozialer 
Lebenswandel» etikettieren können . 

.. . Tatsächlich hat das Gesetz das aber nicht getan. Und das zu Recht. 
Wir haben ja oben festgestellt, dass das Gesetz selbst auf der Vor­
stellung von der menschlichen Willensfreiheit aufbaut. Wie auch die 
Rechtsordnung eine Ordnung von ethischen Werten ist, so kennt auch 
sie den Begriff der Schuld. 
44) Dies entgegen Egger Komm. Art. 370 N. 45 (Schl uss) und N. 46. Egger möchte 

.. !Jsterhafter Lebenswandel » durch den Ausdruck •Verwahrlosung» ersetzt wissen. 
Vgl. N. 45· 
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Es ist darum nicht einzusehen, weshalb das Recht im Vormund­
schaftsrecht seinen Standpunkt und die damit gegebene Terminologie 
verlassen sollte. Ein derartiges Unternehmen hätte nur dann seine 
Berechtigung, wenn selbst nach unserer ethischen Ordnung diese 
Leute ein negatives Werturteil nicht verdienten. Ist das aber der Fall ? 
Fr_agen wir uns : welches sind dann diese Menschen, die durch ihr 
eigenes Handeln derartige soziale übelstän·de bewirken und die nach 
allgemeiner Anschauung und nach der JY.{einung des Gesetzes doch 
nicht als geisteskrank oder geistesschwach bezeichnet werden können ? 
Ob wir wollen oder nicht, nach volkstümlicher und rechtlicher An­
schauung, also vom Standpunkt der Ethik aus, sind es immer die mo-' . .  

, ralisch Minderwertigen. Die Erklärung dafür liegt in der Ethik als . 
W ertordnung. Was in der Soziologie oder in der Me!l�in als unsozia­
les Benehmen bezeichnet wird, muss eben _in dert,_Ethik entweder als 
geisteskrankes oder un!noralisches Verhalten angesprochen werden. 

Wie wichtig die Klassifizierung ist, werden wir in unseren folgen­
den Ausführungen noch sehen. E� darf eben nicht jeder unsoziale 
Mensch entmündigt werden. Einmal gilt für sämtliche unsozialen 1 
Menschen, also sowohl für den Geisteskranken wie für den moralisch 
Minderwertigen, dass ihr gesellschaftswidriges Benehmen entmündi­
gungsrechtlich nur dann erheblich ist, wenn die vom Gesetz vorge­
sehenen sozialen Misstände eintreten. Innerhalb der Gruppe der aus , 
Immoralität unsozialen Menschen nimmt das Gesetz aber nochmals 
eine Ausscheidung vor, indem eben nicht schon bei unmoralischem 
Verhalten45)  - geschweige denn bei bloss sittenwidrigem Beneh­
men46) - zur Entmündigung geschritten werden darf, sondern für 
eine Interdiktion stets eine ganz bestimmte Art von Immoralität vor­
liegen muss : eine sogenannte Lasterhaftigkeit. 

2. Das lasterhafte Verhalten 
a )  allgemein 
Nach allgemeinem Sprachgebrauch wird aber ein Mensch nicht 

schon als lasterhaft bezeichnet, wenn er nur einmal oder vereinzelte 
Male gegen die sittliche Ordnung verstösst. Ein solches Verhalten 
bezeichnet man - wie vorhin gezeigt - als ein unmoralisches. Von 
lasterhaftem Betragen spricht man im Volksmund erst, wenn 'das Ver­
halten eines Menschen andauernd gegen die Sittlichkeitsordnung ver­
stösst47 ) .  Was demnach das lasterhafte Benehmen von dem unmora­
lischen unterscheidet, (f�� ist das Element der Dauerhaftigkeit. Die 

�u�lifikation det���ters-liegt also im Merkmal der Dauer:· 

45) auf S. 46/47· 
46) Vgl. oben S .  45/46. 
47) Der grosse Brock haus, Bd. 1 1, S.  ' 49 · :  Laster ahd. Lastar = Schande, Tadel. 

Grimm : Deutsches Wörterbuch, Bd. 6, S. 2 5 3  Ziff. 4, Laster : bedeutet zunächst da• 
einzelne sittl iche Vergehen. S. z�_4 Zift: 5, dann aber auch die zur Gewohnheit ge­
wordene Sünde : Die vorsätzliche Ubertretung, die zum Grundsatz geworden ist macht 
eigentlich das aus, was man Laster nennt. 

' 

Müller : Rheinisches Wörterbuch Bd. 5, S. 1 s o :  Laster = •schlimme Angewohnheit•. 



Die Dauerhaftigkeit unmoralischen Verhaltens, ist, sozial gesehen, 
von grosser Bedeutung. Sie ist es deshalb, weil sie erfahrungsgernäss 
den Menschen in seiner sozialen Brauchbarkeit oder Nützlichkeit 
erheblich reduziert. Anfänglich bewirkt das Laster vielleicht nur eine 
Verminderung in seiner sozialen Brauchbarkeit in einem Umfange, 
das� sich das Individuum dem Punkte der Wertlosigkeit für das Ge­
memschaftsleben nähert. Zufolge der in der lasterhaften Lebensweise 
�ieg�nden Zirkelwir�ung jedoch geraten diese Menschen in der Regel 
m emen Zustand hmein, in dem sie für die Gesellschaft nur noch 
hemmend und belastend wirken. 

So kmmnt es auch, dass wenn wir von Laster reden, sich in unserer 
Vorstellung damit meistens der Gedanke verbindet, dass bei den 
lasterhaften Menschen sich auch irgendwelche schadhafte Auswir· 
kungen zeigen müssten, seien diese finanzieller oder gesundheitlicher 
Art. Es fragt sich nun, ob solche Erscheinungen als begriffswesentliche 
Merkmale des Lasters angesehen werden müssen oder nicht. Ich 
glaube kaum. Die Begründung für diese Auffassung scheint mir darin 
zu liegen, dass es sich bei diesen Erscheinungen um eine regelmässige, 
aber nicht ausschliessliche Folge des andauernd l!�riös.en _Lebens· 
wandel handelt, also um eine Wirkung des Lasters und nicht um ein 
begründendes Element. 

b) speziell : Folgerungen für Art. 370 ZGB 
Es fragt sich nun : Gilt dieser Begriff des Lasters auch im Ent­

mündigungsrecht ? Diese Frage entscheidet sich wiederum darnach, 
ob mit der Verwendung dieses Lasterhaftigkeitsbegriffes auch der· 
jenige Personenkreis von der Entmündigung erfasst wird, den zu 
treffen das Gesetz beabsichtigt48 ) .  

Meines Erachtens darf man diese Frage ruhig bejahen. Denn da· 
durch, dass nicht jede unmoralische Person, sondern rmr die dauer· 
haft unmoralisch sich verhaltenden Menschen entmündigt werden 
dürfen, ist der von der Entmündigung bedrohte Kreis von unmorali- · 
sehen Leuten erheblich eingeschränkt und damit auch die in dieser 
Bestimmung liegende Gefahr, dass das rechtliche Prinzip der per· 
sönlichen Freiheit eine zu starke Einschränkung erfahre, weitgehend 
gebannt. Da aber auch nach Art. 370 ZGB nicht entmündigt wird, 
weil jemand lasterhaft; trunksjich_tig usw. ist, sondern weil.. die Person 
fijrsorgelfedürftig ist, so k�nn auch hier allein die Lasterhaftigkeit 
e��es :tv.J;�nschen _für eine Entlllündigung nicht genüge!!. Es muss weiter 
h�nzukommen, dass der Lasterhafte durch sein Betragen bestimmte, 

Der grosse Herder Bd. 7, S. 696 : Laster = •ständige schuldhafte Neigung zu einer 
bestimmten Sünde, entstanden durch wiederholte Einzelsünden. Obgleich in der 
sinnlichen Natur des Menschen verwurzelt und' mitunter vererbt, liegt es doch haupt­
sächlich in der bleibenden, selbsterworbenen und darum schuldhaften Richtung des 
Willens zum Bösen. Namentlich die sieben Hauptsünden verfestigen sich gerne zu 
einem Laster : Stolz, Geiz, Unkeuschheit, Neid, Unmässigkeit, Zorn und Trägheit.• 
Vgl. BGE 69, II x 8 .  

48 )  F!f!:er Ko�m. !--rt. 370 N. 3 2 :  •Der Begriff der !runksucht ist, wie derjenige der 
Gelste,krankhett, zweckbedmgt• .  Was Egger hter von der Trunksucht und der 
Geisteskrankheit sagt, gilt in gleicher Weise auch für die Lasterhaftigkeit. 
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sozial unerwünschte Zustände bewirkt, die auch vom Standpunkt der 
Rechtsordnuncr für beachtenswert angesehen werden müssen. Welches 
im einzelnen diese juristisch bedeutungsvollen Zustände sin�, da� ist 
aus den juristischen Entmündi�ungsvor�ussetzun�en erst�hthch. 
Diesen Voraussetzungen kommt dte Funktton zu, dte rechthch be­
deutuno-svollen von den rechtlich bedeutungslosen Lasterhaften zu 
scheide�. Demzufolge wird also durch die juristischen Voraussetzun· 
·gen innerhalb der Kategorie von lasterhaf

_
ten Me

.':
scl�en noc��na�s 

eine Ausscheidung vorgenommen, und dam1t der fur dte Entmundt· 
gung in Frage kommende Kreis lasterhafter Personen nochmals ver· 
engt. . . .. b Wenn es nun hn konkreten Entmündtgungsfall g1lt zu prufen, o 
tatsächlich eine Lasterhaftigkeit vorliege oder nicht, so hat ma.n nur ] 
darauf iu- ach.ten, ob eine dauernde Immoralität vorhanden set oder 
nicht. Ob im bejahenden Fall diese Immoralität en�mündi?u�gsrecht· 
lieh bedeutungsvoll sei, das hingegen bestimmt steh ledtghch nach 
den juristischen Voraussetzungen. Erst die rec�tse�hebliche Laster· 
haftigkeit begründet die Entmündigungsbedü��ttg�ett. 

Die Analogie des Tatbestandes der Entmundtgung wegen l�st�r· 
haftem Lebenswandel mit demjenigen wegen Geisteskrankheit 1st 
auffallend : Was eine Geisteskrankheit nach Art. 369 ZGB ist, das b�· 
stimmt sich allein nach psychiatrischen Gesichtspunkten. Ob ab�r dte 
Geisteskrankheit für das Entmündigungsrecht von Bedeutung se1, das 
richtet sich nach juristischen Erwägungen. Genau gleich hi�r :  Was 
man als lasterhaften Lebenswandel anzusehen hat, das sagt dte volks· 
tü'Iilliche Meiiiüng-:-OliaDer das lasterhifie Verhalten entmündigungs· 
rechtlich zu beachten sei, dafür -sind die juristischen Voraussetzungen 
wegweisend. 

Es zeigt sich somit, dass di� Entmündigun��t�tb.�stän�e �es Art. 
369 und Art. 370 in ihrem techmschen Aufbau volhg uberemsttmmen. 
Die Verschiedenheit ist nur materieller Art und liegt in der mora· 
lischen Qualifikation. Diese materielle � erschiedenheit zeigt sie� vor 
allem a:Oer auch in der verfahrensrechtheben Behandlung der betden 
Entmündigungsfälle, bei der Feststellung d�.s E�tmündigungsgrundes. 
In Art. 369 ZGB müssen die beiden Entmundtgungsvoraussetzungen 
voxi. Märintmi a�s ve!"schiedenen Wissensgebieten geprüft werden. Im 
F;ile·vonArt. 370 ZGB ist das nicht nötig. Was als �a�terhafter Lebens· l 
wandel und was nicht als solcher bewertet �erden darf, das zu b.e· 
stimmen überlässt das Gesetz dem Richter. Uber das Vorhandensem 
der jud;tischen ·Voraussetzungen zu iuteilen, dafür ist der Richter 
aber ohnehin allein zuständig. 

Die Beiziehung eines Psychiaters wird allerdings auch dann, wenn 
ein11 Entmündigung wegen lasterhaften Lebenswandels ei�geleitet 
worden ist, unumgänglich sein, wenn der Richt�r dara_n zwetfelt, o� 
nicht auch vom juristischen Standpunkt

. 
aus em.� G.etsteskr_ankhett 

anzunehmen sei. Es fragt sich dann, ob dte Entmundtgung mcht auf 
Grund von Art. 369 ZGB anzuordnen sei. 
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V. Die Dauer 

Wir haben oben gesehen, dass vormundschaftlicher Schutz nur 
gewährt wird, wenn ein dauerndes Schutzbedürfnis vorhanden ist. 

Das Erfordernis der Dauer ist aber schon in der moralisch werten­
den Voraussetzung enthalten. Em�_A._:useinandersetzwig wird damit 
zum �nh��in hinfällig. Entweder ist ein-Verhalten lasterhaft, dann 
hat es auch dauernden Chäräkier;-öder es-ist nur unmoralisch, also 
s-poradischer Natur, dann ist es aber für eine Entmündigung bedeu­
tungslos. 

· - Iin übrigen sei auf die obigen entsprechenden Ausführungen bei 
der Geisteskrankheit und der Trunksucht verwiesen. 

V I. A bgrenzung des Entmündigungstatbestandes des lasterhaften 
Lebenswandels gegenüber de'fnjenigen der Trunksucht 

Eine Abgrenzung der Trunksucht gegenüber dem lasterhaften 
Lebenswandel vorzunehmen, hält ziemlich schwer, und zwar deshalb, 
weil nun einmal die volkstümliche Meinung dazu neigt, die Trunk­
sucht als ein lasterhaftes Verhalten zu bewerten. Diese Ansicht ist 
aber nur bedingt richtig, nämlich nur insofern, als man die Trunk­
sucht in Verbindung mit ihrer Entstehungsgeschichte betrachtet. So 
gesehen, weist der Tatbestand der Trunksucht allerdings die gleichen 
Merkmale auf wie derjenige des lasterhaften Lebenswandels, und ist 
daher mit ihm identisch. 

Anders dagegen, wenn wir den Zustand der Trunksucht für sich 
allein betrachten. Hier fragen sich Mediziner und Juristen, ob nicht 
selbst vom juristischen Standpunkt aus eine Geisteskrankheit anzu­
nehmen sei, oder ob es sich auch hier nur Ulll eine moralische Minder-
wertigkeit handle. 

-

� Je nachdem man sich dieser oder jener Meinung anschliesst, muss 
man nämlich den Tatbestand der Trunksucht als eine Ausführungs­
bestimmung zum Art. 369 ZGB über die Entmündigung von Geistes­
kranken oder als eine solche des Art. 370 ZGB über die Entmündi­
gung von Lasterhaften ansehen. 

Welche Stellung nimmt das Gesetz ein? Hätte. sich das Gesetz 
für die eine oder andere Lösung entschieden, so wäre für den Tatbe­
stand der Trinkerentmündigung kein .Raum mehr in der Entni.ündi­
gungsordnung. Wenn das Gesetz die Trunksucht zu einem eigenen 
Entmündigungstatbestand gemacht hat, so handelt es sich hier wohl 
um einen Entmündigungsgrund sui generis. Eine solche Regelung ist 
auch am ehesten dazu angetan, der Streitfrage über die moralische 
Natur der Trunksucht Rechn�ng zu tragen. 

Indem hier das Gesetz einen Entmündigungstatbestand sui generis 
schafft, erklärt es meines Erachtens den Entmündigungsgrund wegen 
Trunksucht zum Zwitterding in der Weise, dass es die Bestimmung 
über die Trinkerentmündigung zwischen die Entmündigungsgründe 
wegen Geisteskrankheit und wegen lasterhaften Lebenswandels stellt, 
wie das übrigens auch in der redaktionellen Anordnung dieser Ent-

mündigungsgründe zwn Ausdruck kommt. Das hat man sich folgen· 
dermassen vorzustellen : Indem das Gesetz den Tatbestand der Trin­
kerentmündigung in den Art. 370 ZGB einordnet und ihn somit neben 
die Entmündigungsgründe der moralischen Minderwertigkeit stellt ­
was sich vor allem verfahrensrechtlich auswirkt -, gibt es zu erken­
nt:n, _das� �!� i!ie TJ;i!!_k�r@.tmündigung als einen der 1Üoralischen 
Minderwertigkeit verwaJ:!d!en Tatbestand betrachtet. Es schliesst sich 

· damit grundsätzlich der volkstümlichen Meinung -vöii ·der Laster­
haftigkeit trunksüchtigen Verhaltens an49) .  Weil aber die Vorschrift 
über die Entmündigung von Trinkern nur verwandt und nicht iden­
tisch ist mit derjenigen der Entmündigung von Lasterhaften, so muss 
auch ein die beiden Entmündigungsgründe _trennendes Merkmal vor­
handen sein. Diesen Unterschied könnte man vielleicht in der Weise 
formulieren, dassaasGeseiZ_d.en Trinker zwar grun�sä�zlich als- einen 
moralisch minderwertigen Menschen taxiert, jedoch gleichzeitig zu­
gibt, dass il�1merhin ungewiss sei, ob es sich nicht · doch Ulll einen 
geisteskranken Menschen handelt. In diesem Zusatz zum Tatbestand 
des lasterhaften Lebenswandels, also in dieser Einräumung der Mög­
lichkeit, dass man in der moralischen Beurteilung des Trinkers viel­
leicht doch fehlgegangen sei, liegt meines Erachtens das die beiden 
Tatbestände der Trunksucht und des lasterhaften Lebenswandels 
trennende Moment. Und dieser Zusatz ist es, der den Trinkerentmün­
digungstatbestand zu einem Entmündigungsgrund sui generis stem­
pelt. 

§ 7. Die Verschwendung. 

I. Einleitende V orbemerku.ngen 

Immer wieder treffen wir in den Entmündigungsordnungen die 
Gestalt des Verschwenders an. Schon im römischen Recht, und dann 
auch im germanischen Recht wurde der Verschwender unter Kuratel 
gestellt und damit in seiner vermögensrechtlichen Handlungsfähig­
keil beschränkt. 

Die kantonale Regelung dieser Materie vor dem Inkrafttreten des 
ZGB war zwar verschieden : «Die welschen Kantone folgten dem 
französischen Beispiel, das Ulll der persönlichen Freiheit und der 
Fre_iheit des Eigentums willen den Verschwendern nur einen Beistand 
gibt»l ) .  Die meisten deutschschweizerischen K;mtone folgten dagegen 
<Ziht_�_!l e�genen älteren Hechtsquellen aus dem 16.-18. J ahrhundert, 
die allen liederlichen Haushaltern, allen unhäuslichen und unnützen 
Leufun das vormundscl].aftliche Einsc4reiten angedroht hatten und 
sahen in ihren Gesetzbüchern die Entmündigung vor bei Verschwen­
du'i}g-un"d ünverständigen Handlungmi, durch die eine Person ihr 
Vermögen in Gefahr bringt»2) . 

· 

49) siehe oben S. 3 6. 
1) Egger Komm. Art. 370 N. r .  
2 )  Egger Komm. Art. 3 70 N .  1 .  
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. Das schweizerische Zivilrecht hat einen Kompromiss geschlossen 
��em es hei.?e �ös�gen in sein ZGB aufnahm. Je nach Umfang de; Fu�sorgehedurfugkeit kann heute ein Verschwender entweder unter B�uatsc�aft (�95 ZGB) oder Vormundschaft gestellt werden. Diese L���g Ist _memes Erachtens sehr hegrüssenswert, denn sie bietet die Moglichkeit, . den �ei der Verhängung einer vormundschaftlichen M�ssnahme sich �-Id�rstreiten�en Prinzipien der Fürsorgebedürftig­keit �d der .�e�sonh�hen Freiheit gebührend Rechnung zu tragen. Von di�ser �oghchkmt sollte man ausgiebig Gehrauch machen, auch we?D siCh die V ormundschaftshehörde durch die Anordnung einer Beiratschaft etwas mehr Arbeit auflädt. 

In der Folge werden wir es aber mit dem entmündigungsbedürfti­gen Verschwender zu tun haben. 

II. Der Begriff der Verschwendung 

I. Objektiv 
a) allgemein 
?as �e�e!z gib� ��-�ne _!?e��nition ?er Verschwendung. Ein hundes­gen�hth�her Entsclieid3 ) umschreibt ihn in folgender Weise : «Nach ge����hch�m-�prachgehrauch versteht man darunter einen mutwilli­g�n _ _?ueileic��sim_lig unnüt!ien -xU:fwaf!d, d!lr bei längerer Dauer zur volligen Erscliopfung der zur Verfügung stehenden Mittel führt». 
Analysieren �ir hier -in Kürze die hier vom Bundesgericht ge­gebene Umschre�hung des . volkstü�l�c�en Verschwendungshegriffes. 1.) Es muss siCh der obigen Defimtwn zufolge um einen Aufwand handeln� also u� Verausgahungen oder - noch genauer ausgedrückt -:- um. eme Entausserung v<>n Geld oder andern Werten. Hier erhebt sich d1e Frage, oh die Art und Weise der Entäusserung für den Tat­

hesta�d d_er Verschwendung wirklich erheblich sei oder nicht. Das s��1Zensc_!l_e J!���tL �as �owo_h�-e�nen Entmündigungsgm.Qd wegen 
��s�liwe�d_I':flg_als _auch e�nen solc�le-ri wegen �sswiftschaft kennt, 
�ach��r em��- Untersch1ed, oh d1e Entäusserung-·der-W ei:te durch 
em _pos1t1ves 'fun oder durch ein mehr passives Verhalten -geschah. 
Nac_!J. herrschender Gesetzesauslegung können nur die Verauso-ahun­
ge� durc_h aktives Handeln a1s Verschwendung gelten, während Ver­
m�g�nsemhussen, ve�rsacht durch ein passives Verhalten, regel­
massl.g unter dem Begnff d�r Misswirtschaft zu erfassen sind 4 ) .  

D1e Deutschen haben d1esen Unterschied nicht für so wichtig an­
gesehen, um daraus zwei Entmündigungstatbestände zu machen. Sie 
haben es h�i der Ent�ündigung wegen Verschwendung bewenden 
lassen und m der PraXIs den Verschwendungshegriff so weit auso-e­
dehnt, dass auch die Erscheinungen, die wir als Misswirtschaft be­
zeich_nen, �arin. eingeschlosse� sind. z_u einer solchen Ausweitung des 
Begrüfes smd s1e gekommen, mdem sie auf die etymologische Bedeu· 

3) BGE 29 I 475· 4) Kaufmann Komm. Art. 370 N. 8. 

tung des Wortes zurückgegangen sind, wonach verschwenden gleich· 
bedeutend ist mit verschwinden oder verschwinden I;;aCI1en5) .  Oh nun 
aber eitCV eimögen-o-de-r-anoere--Werte-durCli-e:ln- aktives Tun oder 
ein passives Verhalten «verschwinden» oder vernichtet werden, das 
ändert nichts an der Tatsache, dass die Vermögenswerte eben verloren 
gehen oder verloren sind und diese Tatsache ist ja in erster Linie für 
die Rechtsordnung von Bedeutung. 

Meines Erachtens ist die deutsche Lösung eleganter, und persön­
lich neige ich dazu, ihr den Vorzug zu gehen. In diesem Zusammen­
hang ist auch darauf hinzuweisen, dass auch der c. c. f. einen Ent­
mündigungsgrund wegen Misswirtschaft nicht kennt. 

Auf der andern Seite ist aber zu sagen, dass das schweizerische 
Zivilgesetzbuch nicht ein Gesetz sein will, das ;;:"ur dem gebildeten 
Juristen verstäiidl"i"d1 ist, sondern «ein 1�!!..<!!!l!.c.b-_,_ g_as jeder intelli­
gente -Bürger, jeder Laienrichter ohne weitere Vorstudien»6) ver­
stelien- so1l. Berücksichtigt man diese Absicht unseres Gesetzbuches, 
so e'rscheint allerdings die Aufnahme des Entmündigungsgrundes 
wegen Misswirtschaft in unser Gesetz als gerechtfertigt. 

2.) Die Ausgaben müssen zu einer Erschöpfung der zur Verfügung 
stehenden Mittel führen. Hier ist darauf aufmerksam zu machen, 
dass unter diesen Mitteln nicht nur das Vermögen verstanden werden 
darf, sondern dazu sind auch die Einkünfte zu zählen7 ) . Daraus er­
gibt sich, dass auch der Vermögenslose als Verschwender gelten kann, 
wenn er·· mit seinen Einkünften in einer in der Folge noch näher zu 
'bestimmenden Weise umgeht. 

3.) Das Merkmal der Erschöpfung der zu Verfii<tunl'( stehende" 
Mittel bedingt, dass die Ausgaben in einem überreichen Mass zu p:e­
schehen haben. Die Höhe der Ausgaben hat also über den durch die 
persönlichen finanziellen Verhältnisse gegebenen Rahmen hinaus­
zugehen. Wo im Einzelfall dieser Rahmen seine Begrenzung findet, 
dafür ist nicht das subjektive Ermessen des Richters entscheidend, 
sondern die objektive Verkehrsanschauung. Allerdin!!:s ist zuzugehen, 
dass in praxi die persönliche Meinung des Richters über das, was als 
ühermässig anzusehen sei und was als innerhalb des erwähnten Rah­
mens befindlich zu betrachten sei, stets mitspielen wird. 

Ziehen wir das Resultat aus ·den bisherigen Untersuchungen, so 
erkennen wir, dass zum Tatbestand der Verschwendung auf alle Fälle 
die Unverhältnismässigkeit der Ausgaben zu Vermögen und Ein­
künften in den jeweiligen individuellen Verhältnissen gehört. 

Mit der Bezugnahme auf die individuellen Verhältnisse ist auch 
notwendig die Relativität des Begriffs· der Unverhältnismässi!!:keit 
gegeben. Es bleibt hier kurz darauf hinzuweisen, durch welche Fak· 

s) Staudinger Komm. zum BGB § 6 Il c S. 74· Kluge : Etymologisches Wörterbuch S. 835  
Peltzer z x lzz. 

6) Tuor : Lehrbuch S. I o. 
7) Kaufmann Komm. Art. 3 70 N. 7· BGE 17 Nr. 203, S. 5 85 .  Vgl. auch BGE 54 II 353 : 

Was hier von der Misswirtschaft gesagt wird, gilt in genau gleicherweise auch für die 
Verschwendung. 
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t�ren in_t wesentlichen dieser Rahmen des V erhältnismässigen ge­bildet wud : 
a )  Durch finanzielle Grundlage. Stand des Vermögens und H""h der Einkünfte �ilden eine erste Grenze für die Ausgabensumme. 

0 e 
b) Durch die persönlichen V erhältniase. Es ist klar dass z. B ein Jungges�lle, der nur für seinen eigenen Unterhalt aufz�kommen 

.
hat, �ehr Mitt�� zu� Befriedigung seiner nicht unbedingt nötigen, persön­hche

_
n

_ 
Bedurfmsse verwenden kann als ein Vater einer kinderreichen �amth�. Ne�men wir b�!spielswei�e an, die beiden Männer verfügten uber em g�eiCh�s V ermogen und uber die gleichen Einkünfte. Es ist nu� offensiChtli�h, d�ss, wenn beide Männer für ihr persönliches V er­g�mgen genau die gleichen Ausgaben machen, man den Familienvater viel eher als Verschwender erklären wird als den «sorglosen Jung­gesellen». 

4. ) Dieses Beispiel führt uns auf ein weiteres begriffswesentliches Element der Vers�?wend�g; näm
_
lich das der Zweckmässigkeit der 

�usgabe .
. 

Es ve�o.gen namlich die zu Kapital und Einkünften in emem Missverhaltms stehenden Ausgaben allein noch nicht den Vor­wurf der Verschwe�dung zu begründen. Das Schulbeispiel hiefür ist der Student, der sem ganzes Vermögen notwendigerweise zu Studien­z�ecken auf�raucht. Ihn deswegen als Verschwender zu schelten, f�llt wohl kemem . vernünftigen Menschen ein. Warum ? Weil eben die Ausgaben nicht zwecklos gemacht wu;den. 
. Es muss de�zufolge neben die U�rhält�ismäs�_igkei� der Aus• g�be au�h noch Ihre z��_c�o��k�it oder Nutzlosigkeit treten. Damit w

_
ud .?l�tchs_am der Begriff tter Verhältnismässigkeit bzw. Unverhält­m�m�ssi�keit d�r.ch das Element der Zweckmässigkeit bzw. Unzweck­massigkeit modifiziert. 

Es fragt sich nun aber, welche Ausgaben als zweckmässig und welche als unzweckmässig anzusehen sind. Der Be<rriff der Zwe�k­mässigkeit enthält in sich selbst schon den Hinweis
"' 
auf einen Wert So wird es sich hier um eine Frage der Wertung handeln. Damit ma� w_er�en kann, muss man einen Masstab, eine Wertskala hanen: Soll dt�.s� -�her für _das_ Gemei!_lschaftsleben von irgendwelcher Bedeutung sem, so :r_nus� sie p.o!_we!J.d_�g .obJ�kt!_ven Charakter habenB ) .  Damit st�ss�n Wir Wieder auf unsere ethische W ertordnung. Sie schreibt uns �It Ihren Geboten und Verboten unsre Pflichten vor und weist uns dam_it in jeder Hinsicht den Weg ium richtigen Verhalten. Was des­

h��}j .- auch in un_Be:r� A._usgaben - als zweckmässig, was als unzweck­
masSig zu betr�chten Ist, das sagen uns die moralischen Normen9 ) .  

Wenden Wir das Gesagte auf unser Beispiel vom Studenten an. 
V erbraucht er auch sein ganzes Vermögen für seine Studien so kann 
ihm daraus kein Vorwurf entstehen, weil er es zur Erfüll�ng- einer 
innerhalb der Moralordnung gelegenen Aufgabe verwendet hatlO) . 
Anders dagegen läge der Fall, wenn er sich unter dem Deckmantel 

8) siehe oben S. 4-3 und 4-6. 
9) Vgl. Peltzer zs und z9 : Gleiche Auffassung, aber nicht deutlich ausgesprochen. 

ro) Vgl. Beispiel in BGE 15 Nr. r 66 :  Eine Bestätigung der hier gefundenen Regel. 
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des Studiums etmge genussrei<;_l-J.e _ _J ähr�h�n verschafft hätte. Dann 
allerdino-s würdenichts mehr hindern, ihn als einen Verschwender 

" 
zu bezeichnen. 

Dementsprechend ist auch in BGE 52 II 315  f richti� entschieden 
worden : Der Tatbestand war hier folgender : Der Beschwerdeführer 
hat sein über Fr. 50 000.- betragendes V ermöp:en an die Armen 
verschenkt, hat jedoch für sich Fr. 13 500.- zurückbehalten. Auch 
war er durchaus noch im Stande, seinen Lebensunterhalt selbständig 
zu verdienen. 

Das Bundesaericht führt hier zu seinem abweisenden Entscheid 
aus : «Nicht jed�s Verhalten, das vom Gesichtspunkt des egoistischen 
Lebensaenusses aus betrachtet zweckwidrig erscheint, darf als un· 
sinnig ;ingeschätzt werden ; es sind bei der Beurteilung menschlicher 
Handlunrren selbst in Fragen des wirtschaftlichen Fortkoromens auch 
die Mass�äbe einer idealen und altruistischen Weltanschauung nicht 
ausser acht zu lassen. Der Beschwerdeführer hat sein Vermögen 
nicht wie ein Verschwender aus Charakterschwäche verschenkt, son· 
dern, wie sich aus seinem Verhalten und aus seinen durchaus ernst· 
zunehmenden Erklärungen ergibt, zur Überwindung seiner Selbst­
sucht sowie in der Absicht, sich Verdienste für die Ewigkeit zu 
sammdn. 

«Ein solches Verhalten findet allerdings seine Schranken an den 
unumrränrrlichen Notwendi<rkeiten des Lebens. Sollte sich eine Person, 

� " � 
R aeschehe es auch aus reliaiösen Beweggründen, des letzten estes ., " . I ihres Vermörrens und der letzten Mittel zur Erhaltung emes mensc Ien-

würdiaen D;seins entäussern wollen, ohne in der religiösen Gemein­
schaft

" 
der sie anaehört, für die Zeit der Krankheit und des Alters 

eine Gewähr für ihren Lebensunterhalt zu haben, so handelt sie nicht 
mehr vernünftig». Sie handelte unmoralisch, weil sie gegen die mora­
lische Pflicht verstiesse, für sich selbst zu sorgen, und die zum Lebens· 
unterhalt notwendigsten Mittel verantwortungsbewusst zu erhal�en 
(«Unumgängliche Notwendigkeit des Lebens») .  Das Bundesgencht 
fährt dann in seinen Ausführungen weiter : «<hre Schenkungen an 
die Armen ginO"en zu Lasten ihrer nnterstützungspflichtigen Ver· 
wandtschaft od:r Gemeinde, und es wäre deshalb in entsprechender 
Anwendung des Art. 370 ZGB ein Einschreiten der Vormundschafts-
behörde geboten». . . 

Daraus folO"t, dass für die Erfüllung des obJektiven Verschwen· 
dungsbegriffes

t-> 
immer eine Verletzung objekt�ver Mo�algrundsätze 

vorliegen muss. Mit andern Worten : Es mus.s Immer eme Vernach­
lässiguna einer sittlichen Pflicht vorhanden sem. 

Ob ;her die Verschwendung auch eine moralische Minderwertip:-
l.cit des Mensche.n bedeute, entscheidet sich darnach, ob man diesen 
Einbruch in die sittliche Ordnung als schuldhaft oder schuldlos be­
tr�cllten muss. Diese Frage wird später zu behandeln sein. 

5-) .  Nach unserer obigen Begriffsumschreibung ist es nötig, dass 
der das Vermörren erschöpfende, unnütze Aufwand «während län�e­

rer Dauer» bet;ieben wird. Darnach soll also erst das kontinuierliche 
Vergeuden des Vermögens als Verschwendung gelten. Ich glaube, 
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dass das Bundesgericht nicht fehlgegangen ist, wenn es dieses Merk­
mal der Dauer im volkstümliche'n Verschwendungshegriff für wesent­
lich erklärt hatl l ) .  Denn bekanntlich taxiereu wir einen Menschen 
nicht schon dann als Verschwender, wenn er sich eine einmalige oder 
nur sehr vereinzelte verschwenderische Ausgaben zu Schulden kom­
men lässt. 

Die heikle Frage ist hier lediglich die, welche Zeitspanne mit dem 
Ansdruck «längerer Dauer» gemeint sein kann. Hat das Bundesgericht 
schon den allgemein gültigen, volkstümlichen Verschwendungshegriff 
umschrieben, so könnte man eigentlich erwarten; dass es auch auf 
diese Frage eine Antwort bereithalte. Doch darauf hat es keine prä­
zise Antwort gehen können. Nach seiner Ansicht hat man hier auf die 
individuellen Verhältnisse im konkreten Fall abzusteHen. Bei der 
Verschiedenheit verschwenderischer Charaktere und der daraus sich 
ergehenden Mannigfaltigkeit verschwenderischen Gebahrens wird 
man sich eben mit dieser Lösung zufrieden geben müssen. 

h) speziell: Anwendung auf den Fall von Art. 370 ZGB 
Diesen volkstümlichen Begriff der Verschwendung hat das Bun­

desgericht als Entmündigungsvoraussetzung im Tatbestand der Ent­
mündigung wegen Verschwendung anerkannt. Wie aber auch hier 
nicht entmündigt wird, nur weil jemand eine verschwenderische 
Lebensweise zeigt, sondern weil und nur insofern sich d11durch die 
im Gesetz umschriebenen, sozial unerwünschten Folgeerscheinungen 
zeigen, so vermag auch hier verschwenderisches Gebahren allein noch 
keine Entmündigungsbedürftigkeit zu begründen. Hinzutreten muss 
auch hier die Erfüllung der juristischen Voraussetzungen. Erst das 
Zusammentreten der beiden Voraussetzungen bildet den Entmündi­
gungsgrund. Doch darüber haben wir uns schon früher unterhalten. 
Ich verweise deshalb auf die dortif!;en Ausführungen12 ) ,  die hier in 
analoger Weise gelten. 

1 1) Anderer 1\feinung Fischer : Die Lehre vom Verschwender S. 3 r :  • Denn meines 
Erachtens ist es gleichgültig, ob jemand durch langsames, allmähliches Vergeuden 
oder durch einen einzigen Schlag sein Vermögen dem Ruin entgegenbringt» .  Nach 
BGB mag der Verschwendungsbegriff, wie ihn Fischer definiert, wohl richtig sein, 
da ja das BGB den Tatbestand der Misswirtschaft nicht kennt und deshalb in der 
Praxis den Begriff der Verschwendung sowei� ausgedehnt ha.t, dass darin auch 
unser Tatbestand der Misswirtschaft eingeschlossen ist (Vgl. meine Ausführungen 
oben s. s sls9l· . 
Nach unserer Rechtssprechung wird aber der zweite von Fischer erwähnte Fall 
unter die Bestimmung jiber die ·Misswirtschaft subsumiert. Damit ergibt sich zwar 
eine Ungereimtheit, indem hier die Entäusserung von Vermögen durch aktives 
Handeln als Misswirtschaft bezeichnet wird, während das wesentliche Merkmal der 
Misswirtschaft doch gerade darin besteht, dass die Entäusserung des Vermögens 
durch ein passives Verhalten bewirkt worden ist. Wenn man trotz dieser Erwägung 
diesen Tatbestand nicht durch die Vorschrift über die Verschwendung erfasst hat, 
so l iegt meines Erachtens der Grund darin, dass nach der im Volke herrschenden 
Auff:tssung nur der ständig über seine Verhältnisse lebende Mensch als Ver­
schwender angesehen wird. Das Merkmal der Dauer hat also nach volkstümlicher 
Auffassung den Vorrang vor demjenigen des aktiven Handelns. 

1 2 )  siehe oben S. 21 ff. 
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2. Subjektiv 
a) allgemein 
Es stellt sich hier die Frage, ob nach volkstümlicher Anschauung 

die verschwenderische Lebensweise als ein moralisch bedeutsames · 

Verhalten betrachtet wird oder nicht. J e  nachdem handelt es sich bei 
der Verschwendung dann um ein schuldhaftes Verhalten oder ein 
Handeln, für das der Verschwender nicht einzustehen hat. Ich glaube, � 
hier können wir uns eine lange Auseinandersetzung ersparen, denn, 
dass nach der Volksmeinung den Verschwender ein moralisches Wert­
urteil trifft, darüber kann wohl kein Zweifel bestehen. 

Wir können uns .deshalb damit begnügen, auf die entsprechenden 
Ansführungen im Kapitel über den lasterhaften Lebenswandel zu 
verweisen. 

b) speziell : Anwendung auf den Fall von Art. 370 ZGB 
Im gleichen Bundesgerichtsentscheid, worin schon die objektiven 

Merkmale des Verschwendungsbegriffes runschrieben wurden, heisst 
es nun weiter : «Es kann sich nur fragen, ob noch das weitere subjek­
tive Moment dazu gehört, dass das 1mökonomische Gehahren in einer 
Charakterschwäche, einem Mangel an Widerstandsfähigkeit gegen 
die Versuchung seinen Grund hat, ob also, damit die Bevogtung 
begriindet ist, ein solches Verhalten dargetan sein muss, das auf einen 
eingewnr;�;elten Hang :;:u nutz- und :;:weckloser Vermögensverausga­
bung schliessen lässt». 

Das Gesetz selbst_ spricht nur von Verschwendung und nicht von 
eü�er Verschwendungssucht. Prima vista möchte man auf Gnmd 
dieser TatsäCI1e versucht sein, anzunehmen, dass bei Vorhandensein 
der objektiven Tatbestandsmerkmale der juristische Verschwendungs­
begriff erfüllt sei. Die herrschende Meinung lehnt jedoch eine solche 
grammatikalische Interpretation des Gesetzes ab1 3 ) .  Dazu ist man 
meines Erachtens um so eher berechtigt, als no.ch in den Entwürfen 
zum ZGB von Verschwendungssucht die Rede war. Die abgeänderte 
Fassung findet sich zuerst im Sten-Bull l6, 56 als Beschluss des Natio­
nalrates. Doch ist aus den Verhandlungen des Nationalrates selbst 
nicht ersichtlich, dass dieser oder die Kommission an der ursprüngli­
chen Fassting irgend etwas hätte ändern wollen. Eine absichtliche 
Ändenmg wurde jedenfalls nicht angestreht14) . 

Ein weiterer Grund oder wenigstens ein beachtenswertes lndi:;: 
für die Richtigkeit der Interpretation des Wortes Verschwendung im 
Sinne von Verschwendungssucht bildet meiner Ansicht nach das ob­

. jektive Verschwendungsmerkmal des fortgesetzten unnützen Auf­
wandes. Die Tatsache der ständigen Wiederholung unvernünftiger, 
zweck- und sinnloser Ausgaben drängt uns doch den Gedanken auf, 
dass zwischen unbegreiflicher Verschleuderung des Vermögens und 
geistiger Verfassung des Ausgehenden ein ursächlicher Zusammen­
hang bestehen müssel5 ) .  

1 3) E5ger Komm. Art. 3 70 N. 8 .  Kaufmann Komm. Art. 370 N. l und N. 5 ·  Friedrich 
94 f. Peltzer 24. 

14) Kaufmann Komm. Art. 3 70 N. 4· 
1 5) Vgl. Staudinger Komm. § 6 S. 74 lit. d. 



. J_Iaben wir nun fe�tgestellt, �ass erst �it dem �inzutreten des sub­
JektiVen Moments d�r «Sucht» der j1,1ristische Begriff der Verschwen­�ung vollkomme? ist, so gilt es jetzt, eine Antwort auf die Frage zu 
fmden, welches die innere Beschaffenheit dieser Sucht ist. 

Wenn wir diese Frage stellen, so haben wir auch hier nur wieder 
von. dem ethischen bezw. juristischen und nicht vom medizinischen 
Gesichtspunkt auszugehen. Die Begründung hiefür· haben wir im 
Paragraphen über de� l�st�r�aften Lebenswandel gegeben16 ) .  Wir 
haben gesehen, dass die .JUristische Betrachtungsweise die Annahme 
von der �rundsätzlichen Willensfreiheit, die dann allerdings durch 
den Begnff der Urteilsfähigkeit eingeschränkt wird zur Basis der Be­
urteilung. nimmt. Soweit nun eine Urteilsunfähigkei� vorhanden ist ­
haben wu gesagt -, liegt eine Geisteskrankheit im Sinne des Ge­
setzes vor17 ) .  Fragen wir nun nach der Beschaffenheit der Sucht des 
Verschwenders, so stellt sich demnach hier in erster Linie die Fraue 
nach seiner Urteilsfähigkeit oder Urteilsunfähigkeitl B ) .  Muss er in 
dem für die Entmündigung notwendi11;en Umfanue wirklich als ur­
teilsunfähig erklärt werden, so ist er als geistig A�ormaler im Sinne 
des Gesetzes zu betrachten. Er müsste diesfalls aber auf Grund von 
Art . . 369 ZGB �ntmündigt werden19 ) .  Eine besondere Entmündigungs­
bestimmung fur Verschwender wäre dann nicht nötirr. 

Da wir jedoch keine Tautologie zwischen Art. 369 und Art. 370 
ZGB vermuten, so bleibt uns nichts anderes übriu als auch den Ver­
schwender als n1Öra1iscll . minderwertig zu 'taxie;�n. s�init ist auch 
h�erin das Geset_z mit der volkstümJichen Auffassung übereinstim­
m�nd. Alles aber, was wir von dem Lasterhaften bezüglich seiner 
m_oralisch�n Qualifikation gesagt haben, hat demnach �uch für den 
Ver�chwender analoge Geltung. · ·  

111. Die Dauer 

Da es sich auch bei der Verschwendung um ein andauernd schuld­
haftes unmoralisches Verhalten handelt, so gehen die im Kapitel 
über den lasterhaften Lebenswandel ��:emachten, diesbezüglichen Aus­
führungen in gleicher Weise auch für den Verschwender20 ) .  

I 6 )  Siehe oben S. 5 I 
1 7) Siehe oben S. 1of. 
1 8) Über den Zusam�enhang von Urteilsunfähigkeit und Unfähigkeit zur Besorgung 

der Angeleg-enbetten vgl. oben S. 1 1  f. und 14 f. Ergänzend ist hier zu sagen, dass, 
obwohl nach l 69 ZGB nur entmündigt wird, weil dem betreffenden Menschen in 
d�n meisten Fällen die Urteilsfähigkeit fehlt, durch die Entmündigung doch nur 
dte formale

_
HandlungsP:ihigkeit .entzogen wird und die Urteilsfähigkeit davon un­

beruhrt bletbt. Dass dtese Ordnung richtig ist, erg-ibt •ich daraus, dass für die 
Entm�ndi�ung nach 36� ZGB nicht eine totale, d. h .  alle Angelegenheiten betr. 
U�_

fllhtgke•t . verlang-t wud, sondern schon eine Unflihigkeit, die sich auf den 
grossten Tetl der AnJ!'elegenheiten bezieht, genügt. Durch den Entzug nur der 
formalen Handlungsfähigkeit kann aber einer noch beschränkt vorhandenen Urteils­
Hihigkeit Rechnung getragen werden. Vgl. unten S. 7 3 · 

I 9) Dementsprechend wäre auch das Verfahren ein anderes. 
2o) Siehe oben S. 56. 

IV. Die Abgrenzung des Entmündigungstatbestandes der Verschwen­
dung gegenüber demjenigen des lasterhaften Lebenswandels 

Wir haben von der Trunksucht gesagt, dass, weil sie den Über­
gang vom Gesundsein zur Krankheit bedeute, wir kaum berechtigt 
sind, sie als ein Laster zu betrachten. Diese Feststellung hat uns dann 
zum Ergebnis· geführt, dass es sich bei d ,.,. Trinkerentmündigung um 
einen In,terdiktionsgrund sui generis hamlle. Sein spezifisches Merk­
mal haben wir in seiner Zwitternatur erblickt. Er stellt - wie wir 
gesehen haben - ein Zwitterding zwischen lasterhaftem Lebens­
wandel und Geisteskrankheit dar. Für diese Ansicht spricht ja auch 
schon die Anordnung der Entmündigungsgründe im Gesetz, wo der 
Bevormundungsgrund wegen Trunksucht sich just zwischen die Ent· 
mündigungsgründe wegen Geisteskrankheit und wegen lasterhaften 
Lebenswandels placiert. 

Anders im Fal1e der Verschwendung. Wir haben im Laufe unserer 
Auseinandersetzung gesehen, dass aucP. die Verschwendung ein an­
dauernd schuldhaftes unmoralisches Verhalten darstellt. Damit er­
füHl sie aber den Begriff des lasterhaften Lebenswandels. Es liegt also 
eine Tautologie vor. 

. Man kann sich hier nur fragen : Wie konnte der Gesetzgeber zwei 
Tatbestände, wovon der eine schon im andern enthalten ist, in tlie 
Entmündigungsordnung aufnehmen ? Die Erklärung hiefür liegt in 
historischeil Tatsachen begründet. Wie wir in unseren einleitenden 
Vorbemerkungen2 1 )  zu die�em Paragraphen bemerkt haben, findet 
sich der Entmündigungstatbestand wegen Verschwendung schon in 
sehr alten Gesetzbüchern. Dagegen steHt der Entmündigtmgsgrund 
wegen lasterhaften Lebenswandels im Entmündigungsrecht eine ein­
zigartige Neuerung dar22) . Bei der Aufnahme dieser neuen Bestim­
mung mag nun übersehen worden sein, dass der alte Entmündigungs­
tatbestand eigentlich schon im neuen enthalten ist, oder wenn man 
dies auch erkannt hat, so hat man vieHeicht auch aus Traditions­
gebundenheit den alten Entmündigungsgrund nicht aufgeben wollen. 
Als weiterer Grund für die Beibehaltung dieses Entmündigunp;s­
grundes mag die volkstümliche Fassung unseres Zivilgesetzbuches23 ) 
gelten. Obwohl die Verschwendung ihrem Begriffe nach als ein Laster 
anzusehen ist, so kann man doch manchmal im Volk auf die Meinun� 
stossen, dass es immerhin zweifelhaft sei, ob es sich bei der Verschwen­
dung wirklich um ein Laster handle. Indem das Gesetz die Verschwen­
dun��: ausdrücklich zum Entmündi�tmgsp;rund erklärt, räumt es fü r 
das Entmündi��:tmgsrecht alJe Bedenken aus dem Weg. 

Das ändert aber nichts daran, dass die Verschwendun�ssncht ihrem 
Be11;riffe nach als ein andauernd unmoralisches Verhalten eine Laster­
haftigkeit darstellt. 

f 
2 r) Siehe oben S·. 57. 
22)  Vgl. die einleitenden Vorbemerkungen z u m Paragraphen i"1ber den lasterhallen 

Lebenswandel, oben S. 41 f. 

23) Tuor : Lehrbuch S. 1 0. 



Wir haben es demnach im Gesetz mit zwei Tatbestlinden von 
Lasterhaftigkeit zu tun. Es fragt sich nun, in welchem V erhiiltnis die 
beiden Entmündignn�statbestände zueinander stehen. 

Wie wir gesehen haben, bedeutet lasterhafter Lebenswandel au­
flauerndes schuldhaftes Verstossen gegen irgendeine moralische Norm. 

Dagegen besteht bei der Verschwendu(lg die Lasterhaftigkeit nicht 
in einenl Verstossen gegeif efiie. x�h�l_i�l?�ge _l'{l)_rm_ �1er Mor_a_]L�ydern 
gegen das hestin1mte moralische Verbot des unverantwortlichen Geld­
vergeudens. 

Es lässt sich leicht erkennen, dass die Entmündigungsbestimmung 
des lasterhaften Lebenswandels die allgemeine Norm ist, während' die 
Vorschrift über die Entmündigung von Verschwendern die spezielle 
Vorschrift darstellt. Die erste ist die lex generis, die zweite die Iex 
spezialis. Wo aber zwischen zwei Gesetzesvorschriften dieses Verhält­
nis besteht, hat die lex spezialis der allgemeinen Gesetzesbestimmung 
vorzugehen. Auf unsern Fa11 angewandt, heisst das : Wo eine Ent­
mündigung wegen Verschwendung in Frage kommt, da ist die Ent­
mündigung wegen lasterhaften Lebenswandels ausgeschlossen. 

§ 8. Die Misswirtschaft 

1. Einleitende Vorbemerkungen 

Wir haben schon bei der Behandlung der Verschwendung auf die 
nahe Verwandtschaft zwischen den beiden Entmündigungsgründen 
der Misswirtschaft und der Verschwendung hingewiesen I ) .  Wir haben 
auch dort gezeigt, dass die Deutschen den zwischen den beiden E.nt­
mündigungsgründen bestehenden Unterschied nicht für so wesentlich 
erachteten, um daraus zwei Entmündigungstatbestände zu machen. 
Durch eine geeignete Interpretation des Verschwendungsbegriffes 
!!lanben sie zum gleichen Resultat zu gelangen. Weiter ist hier auch 
darauf hinzuweisen, dass 'sich schon bei den Beratungen gegen die 
Aufnahme dieser Bestimmung Stimmen erhoben haben2 ) .  

Die grosse Ähnlichkeit der beiden Entmündigungsgründe berech­
tigt meines Erachtens, hier von einer detaillierten Auseinand�r­
setzung über den Begriff der Misswirtschaft abzusehen, denn 1m 
Wesentlichen würde sie ja nichts anderes als eine Wiederholung des 
bei der Verschwendung Gesagten bedeuten. Wir gestatten uns deshalb 
bei den folgenden Erörterungen, uns auf die allerwesentlichsten 
Punkte zu beschränken. 

Il. Der Begriff der Misswirtschaft 
1 .  Objektiv 

Der objektive Begriff der Misswirtschaft wird allgemein definiert 
als die schlechte Verwaltung von Vermögen und Einkünften, worun-

1) Siehe oben S. 5 8/59 ·  
2)  Vgl. Kaufmann Komm. Art. 3 70 N.  35 und die dort zit. Literatur. 
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ter auch der Mangel jeder Verwaltung fällt3 ) .  Sie besteht darnach, 
lrui'z gesagt�- in ·der Verwahrlosung der eigenen Vermögensve�waltung 
oder in einer sonstigen, ungenügenden Besorgung der wutschaft· 
liehen Angelegenheiten4 ) .  

In  bezug auf den objektiven Tatbestand unterscheidet sich dem· 
nach die Verschwendung von der Misswirtschaft dadurch, d�ss die 
Verschw!mdung_ gekenn�e.i.!;hnet i�t durch ein «positives» Tun5 ) ,  
d�ine «irregeleitete Aktivität»6 ) ,  während die Misswirtschaft 
vorzü,glich in einem passiven, nachlässigen Verhalten besteht7 ) .  
2. Subjektiv 

Es fragt sich nun, ob allein schon bei Erfüllung dieses objektiven 
Tatbestandsmerkmales eine Entmündigung wegen Misswirtschaft zu­
lässig sei, oder ob auch hier, wie bei den andern Entmündigungs­
gründen, zusätzlich ein verursachendes, subjektives Tatbestands­
merkmal erfüllt sein müsse. 

Würde es sich �irklich so verhalten, dass die objektive Misswirt­
schaft allein eine Entmündigung zu begründen vermöchte, so würde 
ja dieser Entmündigungsgrund allein durch die juristischen Vora�s­
setzungen - wie Gefahr des Notstandes und der Verarmung, Fur­
sor<Tebedürftigkeit usw. - gebildet. So sagt auch Egger8 ) : «Der Grund 
wird nichtssagend als Art und Weise der Vermögensverwaltung um­
schrieben, so dass das Kriterium allein in der beigefügten Voraus­
setzung, in der Gefahr des Notstandes läge». 

Die Konsequenz daraus wäre, dass damit alle früheren Einteilungs­
gründe für die Entmündigung, wie Geisteskrankheit, Trunksucht, 
lasterhafter Lebenswandel usw. notwendigerweise ihren Sinn verlieren 
würden. Jede Unterscheidung wäre dann zwecklos oder hätte höch­
stens noch dekorativen Wert. 

Die Praxis9 ) hat denn auch anerkannt, dass neben dem erwähnten 
objektiven Merkmal auch das subjektive einer bestimmten, geistigen 
Verfassung gegeben sein müsse, die als Ursache für die Misswirtschaft 
anaesehen werden könne. Dieser Geisteszustand wird in BGE 52 II 315 
als"'Mangel im Verstande ode� Im Willen umschrieben. 

-wenn wir hier nach der Beschaffenheit dieses Geisteszustandes -
oder der Terminologie des Bundesgerichtes angepasst - nach dem 
Grad der Schwäche des Willens oder des Verstandes fi:agen,. so können 
wir nur wiederholen, was wir in dieser Hinsicht schon bei der Ver· 
schwendung gesagt haben. Bei der Analogie der beiden Fälle gilt auch 
hier der Grundsatz, dass nach Vorschrift über die.Misswirtschaft nur 

· entmündigt werden kann, wer in unentschuldbarerlO )  Vernachlässi-

3)  Kaufmann Komm. Art. 370 N. 29 .  · 
4) Egger Komm. 3 70 N. 1 7 .  
5) Egger Komm. Art. 370  N. 1 8. 
6) Kaufmann Komm. 3 70 N. 8. 
7) Egger Komm. Art. 370  N. 1 8 . Kaufmann Komm. Art. 370  N. 8 .  Sten-Bull r 6, 62 .  

BGE 40 II 1 7 9, 40 II  I J .  
8 )  Egger Komm. Art. 3 70 N .  ' 5 · 
9) Vgl. BGE 29 I 23 , 29 I 475, 25 I 2 2 1 ,  3 � li 42�, 52 li 3 1 5 . . 1 0) Zu welcher Ansicht auch das Bundesgencht netgt, wenn es m BGE 54 II 353  von 

Energielosigkeit und Leichtfertigkeit spricht. 



gung der Vermögensverwaltung sein Vermögen einem Zustand der 
Verwahrlosung entgegentreiben lässt. Dem geisteskranken Misswirt· 
schafter dagegen hat die Handlungsfähigkeit nach Massgahe des Art. 
369 ZGB entzogen zu werdenll) . 

III. Dauer und A bgrenzung 

Bezügli�h �er Dauer und hinsichtlich der Abgrenzung gegenüber 
dem· Entmundxgungsgrund des lasterhaften Lehenswandels verweise 
ich auf die entsprechenden Ausführungen bei der Verschwendung. 
Das dort Gesagte gilt hier in gleicher Weise. 

§ 9. Vergleich der psychiatrischen Voraussetzungen 
des Art. 369 ZGB mit den moralisch wertenden 
des Art. ·370 ZGB. 

Aus den bisherigen Ausführungen geht meines Erachtens der 
zwischen den Voraussetzungen des Art. 369 ZGB und denen des Art. 
370 ZGB bestehende Unterschied deutlich hervor : Art. 369 ZGB 
trifft sämtliche Fälle geistiger Abnormität. Art. 370 ZGB erfasst die 
Lasterhaften oder die moralisch Minderwertigen 1 ) .  Die beiden Be­
griffe sind in d�n vorherge?enden Paragraphen hinlänglich bespro­
chen worden. Eme nochmalige Erörterung erübrigt sich hier. 

Was uns an dieser Stelle zu interessieren hat, das sind die Konse­
quenzen, die sich aus dieser Unterschiedlichkeil ergehen. 

.. 
In der Literatur heisst es durchwegs, dass die EntJnündigungs· 

gr�jleaes.A:rt. 370 em� sö·ge�a�Iit �oralische Färbung aufweisen2) .  �Ir lia6�� 1� unsern vorangehenden Untersuchungen gezeigt, dass 
the Entmundxgungsvoraussetzungen des Art. 370 ZGB nicht nur etwa 
moralisch gefärbt sind, sondern eigentlich moralisch wertende Vor­
a.u�setzun·g�n�ärstellen. Daraus ergibt sich eine erste Folgerung; näm­
lich die, dass eine Entmündigung nach Massgahe des Art. 370 not· 
wendigerweise die .. Ausfällung eines negativen Werturteils über die 
moralische Persönlichkeit des Interdizenden bedeutet. Die von Art. ?� ZGB erfasste Pers!:>n wird also durch das Entmündigungsurteil 
m aller ·Form vor der Offentliehkeil als moralisch minderwertig hin-
gestellt. 

· 

Eine weitere Konsequenz aus dieser Unterschiedlichkeil ist die, 
dass der Entmündigung als ein Eingriff in die persönliche Freiheit 
je nachdem, ob man nach Art. 370 ZGB oder nach Art. 369 ZGB ent­
mündigt, eine mehr oder weniger schwerwiegende Bedeutung zu­
kommt : 

1 r )  Vgl. die entsprechenden Ausführungen oben : beim lasterhaften Lebenswandel S. so f. 
und bei der Verschwendung S. 64 un-d dort Anm. I 8. . 

I )  Eine Einschränkung ist jedoch Hir den Tatbestand der Trinkerentmündigung vor-
zunehmen vgl. oben S. 3 6/37 und 56/ 57· · 

z) Zipkes S. I03 . Naef I 8 . 
Naef und Zipkes gehen auch darin einig, dass die Entmündigung auf Grund von 
Art. 3 70 eine moralische Verurteilung enthalte. . 

Wir haben schon früher3 ) erwähnt, dass die Interdiktion nach 
\ Art. 369''ZGB im Grunde genommen weitgehend nur eine Anpassung 
'derrechtliclieh Verhältnisse' an die tatsächlichen Gegebenheiten he­
q�ute. Sie trägt aer dä'ilel:nde-n -UrteÜs�fähigkeit4) geisteskranker 
Personen Rechnung, die infolge dieses Zustandes zur Besorgung ihrer 
Angelegenheiten in Tat und Wahrheit nicht mehr fähig sind .. 

Anders bei einer Entmündigung aus Gründen des �rt. 37o . . ··ur­
sache der Entmündigung ist hier nicht eine Geisteskrankheit, sondern 
e�ne unmoralische Lebensweise. Immoralität bedeutet aber nach ethi­
scher -und da.mit auch nach juristischer Auffassung nicht Krankheit 
des menschlichen Geistes. Deswegen kann auch bei diesen Menschen 
juristisch nicht von einer V rteilsunfähigkeit die Rede sein. � enn 
sich moralisch Minderwertige so aufführen, als hesässen sie oiese 
Fähigkeit nicht mehr, so geschieht das - nach ethischer Anschauung 
--äus einer Verantwortungslosigkeit und Liederlichkeit des Men· 
schen heraus. Sind diese Personen aber grundsätzlich als urteilsfähig 
zu betrachten, so sind sie juristisch auch handlungsfähig5 ) .  \Va� he· 
deutet dann aber die Entmündigung über eiJ!en moralisch minder· 
wertigeli Menschen?' Hier kann wohl kaum mehr von einer Anglei­
chung der rechtlichen an die tatsächlichen Verhältnisse die. Rede 
sein, sondern hier erscheint die Entmündigung als ein eigentlicher 
Eingriff in die persÖnliche Freiheit. 

' 

Mit andern WÖrten : Die Entmündigung auf Grund von Art. 369 
ZGB bedeutet lediglich den Entzug der rechtlichen Handlungsfähig· 
·keit. Die tatsächliche Handlungsfähigkeit kann dem Geisteskranken 
gar nicht entzogen werden, denn entziehen kann man logischerweise 
einer Person nur, was sie besitzt. Der Geisteskranke verfügt aber -
weil ihm ja anerkanntermassen die Fähigkeit zur Besorgung des 
grössten Teils seiner Angelegenheiten tatsächlich abgeht6 ) -· weit· 
gehend nicht mehr über diese Eigenschaft. 

Demgegenüber findet sich der moralisch Minderwertige sei�er 
geistigen Verfassung gernäss nach ethischer Anschauung noch rm 

Besitz der tatsächlichen HandlungsfähigkeiL Er macht davon nur 
nicht den ihm zumutbaren, richtigen Gebrauch. Wenn ihm deshalb 
durch die Entmündigung die Handllingsfähigkeit entzogen ·wird, so 
bedeutet für ihn dieser Handlungsfähigkeitsentzug eine Lahmlf;gung 
einer tatsächlich noch vorhandenen Aktionsfähigkeit. 

� 

3) Siehe oben S. '4 f. 
4) Siehe -oben S. I I ff., '4 f. 
5 )  Siehe oben S. I o ff. 
6) Vgl oben S. 64 Anm. 18 .  



2. Kapitel 

Die Voraussetzungen in bezug auf die 
Auswirkung der Mängel oder die juristischen 

Voraussetzungen 

A. Die juristischen Voraussetzungen zum Schutze des 
Mündels. 

§ 10. Die juristischen Voraussetzungen zum Schutze des 
Mündels gernäss Art. 369 ZGB. 

I. Die Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten 

1. Die eigenen Angelegenheiten 
Fragen wir nach dem Begriff der eigenen Angelegenheiten, so tun 

wir am besten, uns die vom Gesetz gewollten Wirkungen der Ent­
mündigung und die Ziele der Vormundschaft zu vergegenwärtigen. 

Durch den Entzug der Handlungsfähigkeit wird einmal primär 
bewirkt, dass der Entmündigte ausser Besitz der rechtlichen Ver­
pflichtungsfähigkeit gelangt. Dadurch wird aber auch Platz geschaf­
fen für einen Vormund, der Ersatz für die dem Mündel fehlenden 
und entzogenen Fähigkeiten zu bieten hat. 

Die unmittelbare Entmündigungsfolge ist also die Verpflichtungs­
unfähigkeit des Entmündigten. Deshalb ist zu den eigenen Angelegen­
heiten die Eingehung von rechtsgeschäftliehen Verpflichtungen zu 
zählen. N aefl ) fragt sich zwar, ob die Pflichten überhaupt als zu den 
eigenen Angelegenheiten gehörig betrachtet werden dürfen, oder ob 
es nicht vielmehr Sache des Berechtigten sei, sich um ihre Beobach­
tungen zu sorgen. In seiner Antwort führt er zutreffend aus, dass 
man sich stets vor Augen zu halten habe, dass die Pflichten richtiger­
weise als Begleiterscheinungen von Rechten aufzufassen seien. Wenn 
wir dann weiter daran dächten, dass die Entmündigung gerade die 
Verpflichtungsfähigkeit treffen wolle, so sei die Unhaltbarkeit der 
letzteren Auffassung leicht zu erkennen. «Die eigenen Angelegen­
heiten sind denn auch praktisch vorzugsweise Angelegenheiten des 
Verpflichteten, wenn auch nicht übersehen werden darf, dass auch 
die richtige Wahrung der Rechte, die dem Interdizenden iri concreto 
persönlich zustehen, eine Angelegenheit im Sinne des Gesetzes ist»2 ) .  

I )  Naef s. s dsz,  vgl. i n  diesem Zusammenhang obige Ausführungen S. x 8 . 
z) Naef 52 .  

Eine weitere, zwar nicht ausschliessliche aber regelmässig ein­
tretende Folge ist die Anordnung einer Vormundschaft. Es wird dem 
Mündel ein Vormund bestellt, der Ersatz für die dem Mündel ent­
zogenen rechtlichen und für die ihm sonst noch fehlenden Fähig­
keiten zu bieten hat. Wir haben ja schon früher3)  darauf hinge­
wiesen, dass im modernen V ÖrmÜ.ndschaftsrecht der Vormund nicht 
nur für die Wahrung der vermögensrechtlichen In�eressen des Mün­
dels aufzukommen hat. Ihm ist auch ·die Fürsorge für dessen persön­
lic�Ies Wohlergehen übertragen. Daher 'sind zu den eigenen Ange­
legenheiten auch alle diejenigen Obliegenheiten zu zählen, die die 
vernünftige Sorge um die geistige und körperliche Gesundheit des 
Entmündigten betreffen. Hier sind insbesondere zu nennen : Be­
handlung der geistigen Störung4 ) oder sonstiger Krankheiten, ferner 
die Aufgaben, die sich aus der Erziehung der Kinder5 ) und der Aus­
übung einer Erwerbstätigkeit6 ) ergeben, weiter die Bestimmung des 
Aufenthalts des Mündels7 ) usw. 

Zusammenfassend können wir sagen, dass als eigene Angelegen­
heiten alle diejenigen Obliegenheiten zu betrachten sind, «die die 
privateS) Existenz einer Person ausmachen»9 ) .  Bei der heutigen Aus­
gedehntheil des vormundschaftlichen Begriffs der eigenen Angelegen­
heiten kann es kaum mehr vorkommen, dass jemand gar keine Ange­
legenheiten hat. 

2. Die Unfähigkeit 
a) Die Ursache 
Ursache der Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegen­

heiten darf im Falle einer Entmündigung nach Art. 369 ZGB nur 
eiJ!e geistige Anomalie sein. Es muss deshalb für eine Entmündigung 
nach Art. 369 ZGB stets der Kausalzusammenhang zwischen geistiger 
Abnormität und der Unfähigkeit dargetan sein. 

b) Der Umfang der Unfähigkeit 
Was uns hier interessiert, ist die Frage, welches Ausmass eines 

Menschen Unfähigkeit anzunehmen hat, um die Entmündigung zu 
bewirken. Diese Frage kann nicht in genereller Weise beantwortet 
werden. Es ist hier auf die individuellen Verhältnisse abzustellen. 
Was wir hier zur Abklärung dieser Frage tun können, das ist einzig 
das Feststellen derjenigen Faktoren, die für die Entscheidung über 
diese Frage massgebend sind. 

3) Siehe oben S. 5, x 6. 
4) Egger Komm. Art. 3 69 N. 45· Staudinger Komm. § 6 N. 1 6. Friedrich ·76 . Müller 

41/42. Oettli toS ff. Bleuler 454· 
5)  Friedrich S. 76 .  
6) Wanner : Bewährung S. x 6- x 8 .  Oettli : Die persönliche Fürsorge S. 107.  
7} Oettli 106.  
8) In der deutschen Praxis gehörten unter dem natiomilsozialistischen System auch die 

Beziehungen des Individuums zum Staate, zu den eigenen Angelegenheiten im 
Sinne des Vormundschaftsrechts. Vgl. die diesbezügliche Auseinandersetzung bei 
Naef 53 ff. Eine solche Interpretation der eigenen Angelegenheiten ist für das 
schweiz. Entmündigungsrecht abzulehnen. 

9) Naef sz. 
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Nach Gesetz gehört jede geistig abnormale Person unter Vor­
mun�schaft, die «ihre Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag . . .  ». 

Literatur und Praxis sind sich darin einig, da.ss unter dem Aus­
druck <:besorgen» nicht nur die selbständige Erledigung der Ange­
le?.enheiten, . also �as Besorgen der Angelegenheiten mit eigener 
Hande Arbeit gemeint sein kann, sondern dass darunter auch das Be­
sorgenlassen, z. B. durch einen geeigneten Bevollmächtigten, ver-
standen werden muss. · · 

Eine heikle Frage ist jedoch die, wie man das Wort «vermögen» 
zu verstehen hat. Bekanntlich kann jede Arbeit in verschiedener 
Weise, mit mehr oder weniger Geschick und Sorgfalt, besorgt werden. 
Verlang

_
t das Gesetz n�n ein Unvermögen zur Besorgung der Ange­

legenheiten, so stellt sich demnach notwendig die Frage nach dem 
M�sstah, .anhand dessen das Eintreten des vom Gesetz als Unfähig­
keit bezeichneten Zustandes gemessen werden kann. Als allgemeiner �asstah darf nach, J;.iteratur und Praxis das angesehen werden, «was 
em normaler, volljähriger Mensch unter bestimmten konkreten Ver­
hältnissen in hezug auf seine persönlichen und wirtschaftlichen An­
gele�e?hei�en 

_
leistet»l O ) .  Hat man daher über die Fähigkeit oder 

Unfahigkeit emer Person zu entscheiden, so kann man zu einem 
diesbezüglichen. Urtei! nur durch den Vergleich mit den Leistungen 
von Menschen In gleicher Lehensstellung gelangen. Nun wird aber �illigerweise bei eine� geringen Minderleistung eines Menschen gegen­
uber der Durchschmusleistung eine Entmündigun" noch nicht als 
gerechtfertigt erscheinen. Die Differenz vom Non�alen muss doch 
wohl einen höhe.ren Grad aufweisen. Zu einer Bestimmung dieses 
Grades werden Wir am besten gelangen, wenn wir uns die beiden bei 
der Enn:?ü�digung �id�rstreitenden Prinzipien der Fürsorge 

'
und 

der personheben Freiheit vor Augen halten. Danach könnten wir 
etwa sagen, dass der Grad der Unfähigkeit jenen Punkt erreicht haben 
muss, d?ss es g�rad�zu unvera?Jwortlich wäre, wenn man die Ange­
legenheiten weiterhm durch die betreffende Person selbst erledigen 
Ii esse. 

A�s der Tatsache, dass zur Bestimmung der Unfähigkeit jeweils 
auf die konk�eten Verhältnisse abgestellt werden muss, ergibt sich, 
dass der Begnff der Unfähigkeit ein relativer ist. Wie dieser Be"riff 
in Relation zu den jeweils zu Grunde liegenden Verhältnissen s�eht, 
das erläutert am besten ein Beispiel. Nehmen wir an, ein Grosskauf­
mann11)  oder Direktor eines grossen Unternel,.mens12)  und ein Land­
arheit�r seien von der gleichen Krankheit im gleichen Grad befallen. 
�hgleich nun heide Menschen mit der gleichen Krankheit behaftet 
smd, so kann es doch . sehr wohl möglich sein, dass dort, wo beim 
Kaufmann oder Direktor infolge der Kompliziertheit seiner Ange­
legenheiten schon eine Unfähigkeit zu ihrer Besorgung eingetreten 

ro) Naef 55 und die d�rt in Anm. 4 zit. Literatur. 
r r) Friedrich 78.  
u) Naef 56. 
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ist, der Landarbeiter zur Erfüllung seiner einfachen Obliegenheiten 
durchaus noch befähigt ist13 ) .  __ 

� D!!_s �rfordernis, dass nur eine e_klatante A����c!!.ung_v_?.� �or-
'l 

_ malen eme rechtserhebliche Unfähigkeit zu liegrunden vermag, darf 
'älier-·nicht zu der Ansicht verleiten, dass die Urteilsunfähigkeit be­
züglich der eigenen Angelegenheiten eine totale, d. h. eine alle Ange­
legenheiten umfassende sein müsse. Der Schutz der Vormundschaft 

· müsste diesfalls manchem Fürsorgebedürftigen versagt bleiben, weil 
der Nachweis einer Unfähigkeit von solchem Ausmass praktisch mei­
stens undurchführbar wäre. Dass aber auch der Gesetzgeher nicht eine 
totale Unfähigkeit im Auge hatte, geht. schon aus den Bestimmungen 
von Art. 409 ff ZGB betreffend die Mitwirkung des Mündels hervor. 
Diese Vorschriften würden ja bei· einer derart restfiktiven Interpre­
tation jeden Sinn verlieren14 ) .  

Eine übermässige Abweichung von der durchschnittlichen Ge­
schicklichkeit bei der Besorgung nur vereinzelter Angelegenheiten 
vermag aber anderseits auch nicht das Tatbestandsmerkmal der Un­
fähigkeit zu erfüllen. Das lässt sich sehr gut daraus ersehen, dass die 
alleinige Unfähigkeit zu einer gehörigen Verwaltung des Vermögens 
nach herrschender Auffassung noch keinen Entmündigungsgrund 
darstellt. In einem solchen Fall hat die leichtere Massnahme der Hei­
ratschaft zur Anwendung zu gelangen15 ) .  

Weiter ist hier noch der vormundschaftlichen Behandlung ver­
�ö_gens�o�er Geistesk!ankei- zu gedenken. J?��i�h �!"f�hrungsgemäss 
Ihre geistige Verfassung_ auch auf die Angelegenheiten, die ihr per­
sönliches- Wohl betreffen, sehr verhängnisvoll auswirken kann, so ist 
auch hier eine Entmündigung manchmal dringend notwendig. Ge­
rechtfertigt erscheint mir hier .. die Anordnung dieser Massnahme, 
weil ja im modernen Vormundschaftsrecht die persönliche Fürsorge 
vor der vermögensrechtlichen den Vorrang hat1 6 ) .  Aus dem gleichen 
Grund muss auch dort eine Entmündigung als zulässig erscheinen, 
wo bei einer vermöglichen Person durch die Geisteskrankheit allein 
die Fähigkeit zur Besorgung derjenigen Angelegenheiten betroffen 
ist, die ihr persönliches Wohl angehen. Diese Lösung ist um so mehr 
gerechtfertigt, als auf Grund der Bestimmungen von Art. 412 und 
414 ZGB eventuell noch bestehenden vermögensrechtlichen Fähig­
keiten noch weitgehend Rechnung getragen werden kann 17 ) .  

Fassen wir die obigen Ausführungen zusammen, so können wir 
wie Friedrich18)  und Naef19 )  sagen, dass für die Bestimmung der 
Unfähigkeit schliesslich der Umstand entscheidend ist, ob eine Person 

13)  Siehe oben S. 6{7. 
14) Endemann, in Jur.-psych. Grzfr. I, Heft 4, S. r4/r5. Bleuler 454· Ebenso Naef 57· 
rs_) BGE 65 II '4"· Müller 42. 
r 6) Siehe oben S. I 6. 
I7) Naef 55· Vgl . auch BGE 39 II 190 :  Beispiel dafür, dass Verwahrlosung auch bei 

Menschen eintreten kann, die finanziell gut gestellt sind. 
· 

I 8) Friedrich 79/8o. 
19) . Naef 57· 
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durch ihre . Unfähigkeit in ihren Daseinsverhältnissen in so erhebli­
chem Umfange beeinträchtigt wird, dass ihre Stellung als Rechtsper­
sönlichkeit mit Rücksicht auf die Gesamtheit ihrer Lebensbeziehun­
gen geradezu in Frage steht. 

c) Zeitpunkt des Eintritts der Unfähigkeit 
Die Diskussion dreht sich hier um die Frage, ob es nötig sei, dass 

die Unfähigkeit in dem erwähnten Ausmass im Zeitpunkt des Ent­
mündigungsbeschlusses schon vorhanden sei, oder ob auch allein 
schon die berechtigte Befürchtung einer künftig zu erwartenden Un­
fähigkeit eine Entmündigung rechtfertige. Anlass zu �iner Auseinan­
dersetzung über dieses Problem bildet unzweideutig ein Entscheid 
des Bundesgerichts2 0 ) ,  worin unser oberster Gerichtshof entschieden 
hat, dass eine Entmündigung auch zulässig sei, · wenn auf Grund der 
Akten eine Unfähigkeit im Sinne des Gesetzes für die Zukunft zu 
befürchten sei. -

- Gegen diesen Entscheid erhebt Friedrich21 )  mit mehr psychia­
trischen Argumenten Einspruch : Erstens - so führt er aus - be­
stünde bei dieser Lösung die Gefahr, dass der Psychiater auf die Ent­
scheidung über die Entmündigungsbedürftigkeit einen zu grossen 
Einfluss ausüben könne. Zweitens sei zu berücksichtigen, dass die 
geistige Verfassung der hier in Frage stehenden Leute meistens sehr 
labil sei. Eine Entmündigung über solche Menschen berge deshalb 
immer die Gefahr in sich, dass sie sich gesundheitsschädlich auswirke. 

Als juristische Argumente für die Unhaltbarkeit der in jenem 
Entscheid vertretenen Ansicht führt Naef22) ins Feld, dass der Kranke 
durch den Art. 18 ZGB schon teilweise geschützt sei und in derartigen 
Fällen ferner ja auch die leichteren vormundschaftlichen Massnah­
men der Beiratschaft und der Beistandschaft immer noch als Prophy­
laxe zur Verfügung stünden. Sollten sich diese Massnahmen als zu 
wenig wirksam erweisen, so könnte dann immer noch die Umwand­
lung in eine Bevormundung vorgenommen werden. Im Dringlich­
keitsfall hätte man ja auch noch die Möglichkeit, die vorläufige Ent­
ziehung der Handlungsfähigkeit nach Massgabe des Art. 386 ZGB 
anzuordnen. 

Ist eine Entmündigung allein auf Grund von Befürchtungen, dass 
eine rechtserhebliche Unfähigkeit in absehbarer Zeit eintreten 
werde23 ) ,  als unzulässig zu betrachten, so darf anderseits doch auch 
nicht verlangt werden, dass die Person aus ihrer Unfähigkeit schon 
Schäden davongetragen hat24 ) .  

d )  Die Dauer der Unfähigkeit 
Wie wir wissen, ist das ganze Institut der Vormundschaft auf die 

Dauer gerichtet. Darüber haben wir uns aber schon ;m anderer Stelle, 
zo) BGE 39 II 170 und in gleichem Sinne BGE z Nr. 105. 
z t) Friedrich So ff. 
zz) Naef 59/6o. 
z3) Die blosse Vermutung, die Person werde sich zur Vermögensverwaltung nicht 

fahig erweisen, genügt nicht (BGE 35 I 393). Was hier von. der Verschwendung ge­
sagt ist, gilt auch für die Unflihigkeit zur Besorgung .der eigenen Angelegenheiten. 

24) BGE 3 9 II 169. Friedrich 8 1 .  
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· · arz 194- m Sachen Kummer, vgl. auch 28) Naef 68. 

Die einen29)  erblicken ihn in der Art der Unfähigkeit, indem unter 
der Voraussetzung der Unfähigkeit vor allem die psychische Unmög­
lichkeit zu richtigem, aktivem Handeln zu verstehen sei, während 
unter der Voraussetzung der Schutzbedürftigkeit mehr die passive 
Seite der Interessenwahrung zu begreifen sei. Dabei habe man vor 
allem an dem Mangel an Widerstandsfähigkeit von Schwachsinnigen 
und manisch Kranken gegenüber ausheuterischen Anmassungen 
seitens Dritter zu denken. Dagegen findet Rittmeyer30) ,  dass der 
Unterschied in der Intensität des Schutzbedürfnisses Hege. Also ein 
gradueller Unterschied. 

Abgesehen davon, dass derartige «Unterscheidungen» praktisch 
von keiner nennenswerten Bedeutung sind, ist aber auch zu sagen, 
dass diese Unterschiede nur scheinbar bestehen, denn es gibt logischer­
weise eben keine· Beistands- und Fürsorgehedürftigkeit, die ihre 
Ursache nicht in einer Unfähigkeit zur Besorgung der Angelegen-· 
heiten hätte31 ) .  

In juristischer Hinsicht beanstandet N aef vor allem die Methode 
der Auslegung, ferner das aus der falschen Auslegung des Gesetzes 
sich ergehende, unhaltbare Resultat und dann die Art und Weise, 
wie man die Mängel dieses Ergebnisses zu beseitigen sucht. 

Dass die alternative Anwendung der juristischen Voraussetzun· 
gen des Art. 369, wie sie die herrschende Meinung postuliert, zu durch­
aus unhrauchbaren Resultaten führen kann, darauf haben wir schon 
oben hingewiesen. Es sehen sich deshalb die Anhänger dieser Mei­
nung gefiötigt, ihrer Theorie ein Korrektiv aufzupf�opfen. Dieses he­
steht in Niitzlichkeits- und Zweckmässigkeitsüherlegungen32 ) .  Sie 
gehen dabei in der Weise vor, dass sie erklären, dass trotz Erfüllung 
der Entmündigungsvoraussetzung der Unfähigkeit die Anordnung 
der Massnahme zu unterbleiben habe, wenn sie nicht als zweckmässig 
zu erachten sei. Zugegeben, die Entmündigung ist wohl weitgehend 
eine Zweckmässigkeitsmassnahme. Doch berechtigt diese Tatsache 
noch lange nicht dazu, die vom Gesetz ausdrücklich vorgesch_riehenen 
Voraussetzungen einfach zu missachten. Tut man das doch - und 
geschehe es auch aus Zweckmässigkeitsgründen -, so liegt darin eben 
ein Verstoss gegen das Gesetz. Hier sei besonders auch' darauf hinge­
wiesen, dass das Gesetz von einer Generalklausel abgesehen hat, was 
ein Grund mehr dafür ist, dass so_lche Zweckmässigkeitsüherlegungen 
hei der Entmündigung aus dem Spiele zu h1eihen haben. 

Kein Gesetzesverstoss läge in dieser Auslegung des Gesetzes, wenn 
hier eine Gesetzeslücke vorhanden wäre. Dann wäre allerdings solchert 
Zweckmässigkeitsgedanken Raum zu gehen. Auf Grund von Art. 1 
ZGB müssten dann die vom Gesetz unberücksichtigten, jedoch uner· 
lässlichen Erfordernisse in das Institut hineingetragen werden. Eine 
29) Vgl. die bei Naef S. 68 in Anm. 4 zit. Literatur. 
30) .Rittmeyer 68/69. 3 1) So geben selbst die Anhänger der herrschenden Meinung zu, dass die beiden Vor­

aussetzungen im Grunde genommen das gleiche besagen (Friedrich 8z/83. Egger 
Komm. Art. 369 N.5 1). 3!1) Egger Komm. Art. 369 N. zo, so. Vgl. Zipkes 107. 
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�esetzeslücke darf aber erst dann angenommen werden, wenn sämt­
hche Auslegungsmöglichkeiten erschöpft sind, und das Gesetz dann 
immer noch keine Antwort auf die gestellte Frage liefert33 ) .  Dass das 
bei den Auslegungsarheiten, die zu jenem unhaltbaren Resultat 
d�r herrschenden Meinung geführt haben, getan worden sei, kann 
mcht behauptet werden. Man hat sich hier mit einer streng grammati­
kalischen Interpretation und mit dem Zurückgreifen auf die Ge­
setzesmaterialien begnügt. Die logische Auslegungsmethode ist dabei 
gänzlich übersehen worden. Hören wir, was Naef 34 )  selbst dazu sagt : 
«Statt als Ausgangspunkt den grammatikalischen Zusammenhan.,. der 
beiden Satzteile zu wählen, hätte man meines Erachtens zualle

"'
rerst 

das logische Verhältnis zwischen den beiden Voraussetzungen unter­
suchen müssen und sich nicht damit begnügen dürfen, dass sie "im 
Grunde" das gleiche besagen. So erkennt man nämlich, dass wohl 
jeder Schutzbedürftige im Sinne des Entmündigungsrechts seine An­
gelegenheiten nicht mehr zu besorgen vermag - nur der Geistesge­
störte, der infolge dieser subjektiven Unfähigkeit und nicht durch 
aussenstehende Verhältnisse, wie z. B. eine Wirtschaftskrise oder eine 
körperliche Krankheit, fürsorgebedürftig wird, soll durch die Ent­
mündigung geschützt werden -, dass aber nicht jeder subjektiv Un­
fähige schutzbedürftig ist, so z. B. wenn ihm seine .Familie alle nötig� 
Fürsorge mit vorbildlicher Umsicht angedeihen lässt. Mit andern 
Worten : die Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten 
und die Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit verhalten sich meines 
Erachtens logisch wie Ursache und Wirkung. Normalerweise fallen 
sie deshalb zusammen. Durch besondere Umstände kann aber die 
Schutzbedürftigkeit trotz des subjektiven Unvermögens wegfallen, 
sei es, dass besonders schutzwürdige Interessen, wie z. B. die Gesund• 
heit des lnterdizenden, der Entmündigung entgegenstehen, sei es, 
das.s mehr äussere, rein zufällige Momente, wie z. B. die Anstalts- oder 
Familienfürsorge, die Beistandsbedürftigkeit aufheben. Wir haben 
es also im Grunde genommen gar nicht mit zwei selbständigen Vor­
aussetzungen zu tun, sondern nur mit zwei verschiedenen Elementen 
- einem subjektiven und einem objektiven - ein und derselben den 
Schutz des Mündels bezweckenden Voraussetzung. Der Gesetzgeher 
hat in den Voraussetzungen der subjektiven Unfähigkeit, die die Ent­
mündigungsreife bewirkt, ein objektives Schutzbedürfnis gegenüber­
gestellt, das erst zur Entmündigungsbedürftigkeit führt». Deshalb 
darf eine Entmündigung nicht schon stattfinden, wenn lediglich eine 
subjektive Unfähigkeit vorhanden ist. Hinzukommen muss also stets 
die objektive Schutzbedürftigkeit. Sind die beiden Merkmale dieser 
juristischen Voraussetzung aber gegeben, so darf nicht nur, sondern 
muss die EntmündiguJ].g ausgesprochen werden. Für Zweckmässig­
keitsüberlegungen, wie wir sie oben besprochen haben, ist aber hier 
kein Raum mehr. 

33) Naef 72, vgl. dazu Tuor Lehrbuch 30.  Burckhardt : Methode z6olz6 x.  
34) Naef 73/74· 

Was wir bezüglich des Umfanges und der Dauer bei der Unfähig­
keit gesagt haben, gilt für die Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit 
in gleicher weise. 

§ 11. Die juristischen Voraussetzungen zum Schutze des 
Mündels gernäss Art. 370 ZGB. 

Als juristische Voraussetzungen des Art. 370 ZGB sind zu nennen : 
Die Gefahr des Notstandes für sich oder die Familie, die Beistands­
und Fürsorgebedürftigkeit und die Gefährdung der Sicherheit an­
derer. 

Wie in Art. 369 ZGB, so schaffen auch hier eigentlich erst die vom 
Gesetz vorgesehenen, sozialen Folgezustände eines bestimmten V er­
haltens die juristische Rechtfertigung der Entmündigung. Es wirJ ja 
nicht entmündigt, weil jemand geisteskrank oder moralisch minder­
wertig ist, sondern nur weil und insofern dadurch eine Person in der 
selbständigen Ordnung ihrer persönlichen Verhältnisse und Le­
hensheziehungen versagt und deshalb fürsorgebedürftig wird. So 
bilden diese Voraussetzungen aber auch einen wirksamen Schutz 
gegen ungerechtfertigte Eingriffe in die persönliche Freiheit. 

]. Die Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit 

Was unter Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit zu verstehen ist, 
haben wir schon obenl ) dargetan. Eine nochmalige Erörterung er­
übrigt sich. Hingegen tauchen hier einige neue Begriffe auf : Die 
Gefahr des Notstandes und der Verarmung. Sie gilt es zunächst zu er­
klären. Des weitem haben wir dann auch das zwischen den Voraus­
setzungen von Notstand und Verarmung und der Beistands- und Für­
sorgehedürftigkeit bestehende Verhältnis näher zu betrachten. 

JI. Die Gefahr des Notstandes und der Verarmung 

l. Der Notstand 
Unter Notstand versteht Egger2) eine wirtschaftliche Bedrängnis 

von solcher Art, dass der bisherige Lebensstandard nicht mehr bei­
hehalten werden kann. So sagt auch Kaufmann3) ,  dass Notstand der 
Mangel an Mitteln zu einer standesgernässen wirtschaftlichen Exi-
stenz sei. 

Mit dieser einfachen Definition mag sich Friedrich4) nicht zufrie-
den geben. Nach seiner Meinung ist bei der Beurteilung der Not­
standsfrage auf die «ganze soziale Stellung» eines Menschen abzu­
stellen, die sich nach der wirtschaftlichen, wie auch nach der gesell­
schaftlichen Seite hin kundgibt. Ein Notstand wäre demnach nur 
anzunehmen, wenn sich die ökonomischen Verhältnisse einer Person 

· r) Siehe oben S. 7 5 ff. 
,.) Egger Komm. Art. 370 N. 1 1 .  
3) Kaufmann Komm. Art. 3 7 0  N. 4 r .  

4) Friedrich 1 17.  



derart reduziert haben, dass sie sich in ihrer sozialen Stellung, d. h. 
in ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Position, tatsächlich 
nicht mehr zu behaupten vermag. 

Dazu ist zu sagen, dass in unserer gesellschaftlichen Ordnung wohl 
ein enger Zusammenhang zwischen fin.anzieller Situation und gesell­
schaftlicher Stellung einer Person besteht in dem Sinne, dass die 
finanzielle Grundlage in der Reg.el weitgehend die gesellschaftliche 
Stellung einer Person bestimmt. Insoweit die hier erwähnte Regel 
spielt, hat auch die Definition von Friedrich ihre Berechtigung. Das 
von Friedrich befürwortete Erfordernis der kumulativen: Anwendung 
der beiden Merkmale ist dann durchaus am Platz. 

Aber keine Regel ohne Ausnahme. So auch hier. Denken wir z. B. 
an einen verschwenderischen Millionär, der sich in einer glänzenden 
gesellschaftlichen Stellung befindet. Wird ihn seine Verschwendungs­
sucht in seinem gesellschaftlichen Rang heruntersetzen ?  Wohl nicht. 
Auf alle Fälle solange nicht, als der Verschwender trotz des tatsäch­
lich eingetretenen Notstandes seinen glänzenden, Aufwand weiter he­
treibt. Wollte man hier, wie Friedrich, auf die gesamte soziale Stellung 
des Menschen abstellen, so könnte man ja den Verschwender erst ent­
mündigen, wenn er verarmt ist. Durch die Entmündigung will ja aber 
das Gesetz gerade die Verarmung eines Menschen verhindern. 

Dieses Beispiel zeigt deutlich genug, dass die Verwendung des ent· 
mündigungsrechtlichen Notstandshegriffs, wie ihn Friedrich vor­
schlägt, zu unhaltbaren · Resultaten führen würde. Ausschlaggehend 
kann deshalb einzig die Tatsache sein, ob der wirtschaftliche Lebens­
standard objektiv, d. h. nach allgemeiner Anschauung, gerechtfertig­
terweise beibehalten werden kann oder nicht. 

Dem «Merkmal» der Minderung im gesellschaftlichen Rang kann 
höchstens insofern Bedeutung zukommen, als es unter Umständen -
aus dem oben erwähnten Grund - ein Indiz für das Drohen oder 
Vorhandensein eines Notstandes sein kann. 

2. Die Verarmung 
Was unter Verarmung zu verstehen sei, darin ist sich die Literatur 

einig. Sie bedeutet den Verlust des Verm·ögens in Verhindung mit 
gänzlicher Erwerbslosigkeit oder nur ungenügendem Erwerh5 ) .  Erst 
das Zusammentreffen dieser beiden Merkmale macht den Begriff 
der Verarmung aus6 ) .  

3 .  Vergleich der beiden Begriffe von Notstand und Verarmung 
Vergleichen wir die beiden Begriffe des Notstandes und der Ver­

armung miteinander, so bemerken wir, dass ein begriffswesentlicher 
Unterschied nicht besteht. - Der Unterschied ist lediglich ein graduel­
ler, da ja für die Beurteilung des Notstandes wie der Verarmung 
allein der Stand des Vermögens und die Höhe der Einkünfte muss­
gebend sind. Untersuchen wir nun die beiden Begriffe auf ihre Gel-

s) Egger Komm. Art. 370 N. 1 1 . Kaufmann Komm. Art. 370 N. 42. Friedrich 1 1 8. 
C� '-':;;! riazu BGE 29 I 467 ff. 
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tungsbereiche, so sehen wir, dass der Begriff des Notstandes einen 
grösseren Personenkreis umfasst als derjenige der Verarmung. Die 
Verarmten stellen innerhalb des Kreises von Menschen, die von einem 
Notstand betroffen sind, nur eine engere Gruppe dar, bei denen die 
finanzielle Not besonders grosse Formen angenommen hat. Dem Gel­
tungsbereich nach ist also der Notstand der -weitere, die Verarmung 
der engere Begriff. 

Nun sagt aber das Gesetz ausdrücklich, dass bei moralischer Min­
derwertigkeit allein schon das Vorhandensein der Gefahr eines Not­
standes eine Entmündigung zu begründen vermö�;e. Rechtfertigt sich 
aber eine Entmündigung schon bei Erfüllung des umfassenderen Be­
griffs, so wird die Erwähnung des engeren Begriffs notwendig ;iber­
flüssig. So sagt auch Egger7 ) zutreffend, dass eine Bezugnahme auf 
die Verarmung nicht nötig gewesen wäre. 

4. Die Gefahr des Notstandes 
Nach Gesetzesvorschrift soll eine Entmündigung jedoch nicht erst 

dann angeordnet werden, wenn ein Notstand oder die Verarmung 
schon eingetreten sind, sondern sobald nur die Gefahr eines Notstan­
des besteht. Diese Regelung liegt durchaus im Bereich des Zwecks 
der Entmündigung als Fürsorgemassnahme. 

Schwierigkeiten bietet es jedoch, den entmündigungsrechtlichen 
Begriff der Gefahr näher zu bestimmen. KaufmannS )  empfiehlt eine 
restriktive Interpretation. Als Gefahr im Sinne von Art. 370 ZGB soll 
nicht schon eine entfernte Möglichkeit des Notstandes bezeichnet 
werden, sondern erst die grosse Wahrscheinlichkeit, dass in abseh­
barer Zeit ein Notstand oder die Verarmung eintreten werde. Diese 
Ansicht. findet meines "Erachtens ihre Rechtfertigung in dem der Ent­
mündigun� stets entgegenstehenden rechtlichen Prinzip der persön­
lichen Freiheit. Sie soll dem Menschen nicht entzogen werden, ohne 
dass dafür eine dringende Notwendigkeit bestünde. Aus diesem recht­
lichen Prinzip ergibt sich ohne weiteres, dass die Annahme einer 
Gefahr sich nicht auf blosse Vermutungen stützen darf9 ) . Damit mit 
grosser Sicherheit gesagt werden kann, dass ein moralisch minder­
wertiges Verhalten gernäss Art. 370 ZGB in absehbarer Zeit zu einem 
Notstand führe, ist . es nötig, dass bestimmte Tatsachen vorhanden 
sind, die diese Befürchtung als gerechtfertigt erscheinen lassen 1 o ) .  

1/1. Das Verhältnis zwischen der Gefahr des Notstandes und der 
Verarmung und der Beistands- und Fürsorgebediirftigkeit 

Es fragt sich hier, ob die beiden juristischen Voraussetzungen der 
Gefahr des Notstandes und der Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit 

7) Egger Komm. Art. 3 7 0  N. r r .  

8) Kaufmann Komm. Art. 3 7 0  N. 43 · 
9) BGE 35 I 3 94· 

xo) Vgl. BGE 29 I 23, SJZ u, 336. 
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im Art. 370 ZGB ein gleiches oder ähnliches Verhältnis aufweisen, wie 
die parallelliegenden Voraussetzungen des Art. 369 ZGB. 

Bei der Behandlung der juristischen Voraussetzungen des Art. 369 
ZGB haben wir gesehen, dass Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen 
Angelegenheiten und B�istands- und Fürsorgebedürftigkeit nur 
scheinbar zwei Voraussetzungen darstellen, bei richtiger Auslegung 
aber nur zwei Elemente, ein objektives und ein subjektives, für eine 
einzige Voraussetzung sind. Dies deshalb, weil sich ja die beiden Ele­
mente zueinander wie Ursache und Wirkung verhalten und deshalb 
in einer logischen Zusammengehörigkeit stehen. 

Demgegenüber ist bei den juristischen Voraussetzungen des Art. 
370 ZGB darauf hinzuweisen, dass -sowohl die Voraussetzung der Ge­
fahr des Notstandes als auch diejenige der Beistands· und Fürsorge· 
bedürftigkeit beides objektive Begriffe sind. Von einer logischen Zu­
sammengehörigkeit - wie sie in Art. 369 ZGB zwischen der Unfähig­
keit und der Fürsorgebedürftigkeit besteht - kann also nicht die 
Rede sein. 

Diese Tatsache schliesst einmal die Möglichkeit aus, dass es sich 
bei den beiden besprochenen Voraussetzungen �es Art. 370 um ein 
gleiches oder ähnliches Verhältnis handelt, wie es in Art. 369 ZGB 
zwischen Unfähigkeit und Fürsorgebedürftigkeit besteht. 

Hingegen ist denkbar, dass das Gesetz nur dann eine Entmündi­
gung als zulässig erachtet, wenn die beiden Voraussetzungen kumula­
tiv gegeben sind. 

Gegen eine solche Interpretation spricht aber schon die gramma· 
tikalische Auslegung. Durch das zwischen die beiden Voraussetzungen 
gesetzte Komma wird die Selbständigkeit der beiden Voraussetzungen 
angedeutet. 

Wohin es jedoch führt, wenn man sich allein auf die grammatika­
lische Interpretation verlässt, das haben wir oben 1 1 )  erfahren. Es 
fragt sich deshalb : Ist diese Lösung auch vom logischen und prakti­
schen Standpunkt aus gerechtfertigt? 

Hier ist zu sagen, dass die Gefahr des Notstandes schon an sich 
aussagt, dass eine Fürsorgebedürftigkeit vorhanden ist. Ein gleiches 
lässt sich aber nicht von der Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen 
Angelegenheiten sagen. Wie wir schon an anderer Stelle12)  gezeigt 
haben, kann eine Unfähigkeit bestehen, ohne dass deswegen ein vor­
mundschaftliches Bedürfnis bestünde, weil durch besondere Um­
stände die sozialen Folgezustände der Unfähigkeit ausbleiben können. 
Unfähigkeit sagt also noch nichts über die vormundschaftliche Schutz­
bedürftigkeit aus. Notstand dagegen weist durch seine soziale Aus­
wirkung eindeutig auf die Notwendigkeit von Fürsorge hin 1 3 ) . Des­
halb käme hier die Lösung der kumulativen Anwendung der beiden 

1 1) Auch in Art. 369 ZGB sind ja die beiden Satzteile, die von Unfähigkeit und Für­
sorgebedürftigkeit sprechen, durch ein Komma getrennt. Do.:h steht hier die 
logische Interpretation der grammatikalischen Auslegung entgegen. 

u) V gl. oben S. 7 5 ff. . 
1 3 )  Über den Begriff des Notstandes vgl. oben S. 79 f. und über die erforderliche Qua­

lifikation der Gefahr vgl. S. 8 • .  

Voraussetzungen auf einen Pleonasmus heraus. Dass das Gesetz einen 
Pleonasmus enthalte, darf aber nicht angenommen werden. 

Wir kommen dem Problem - in welchem Verhältnis die beiden 
Voraussetzungen der Gefahr des Notstandes und der Beistands- und 
Fürsorgebedürftigkeit zueinander stehen - auf den Grund, wenn wir 
uns auch noch die Umkehrung des Satzes ansehen, wonach jeder Not­
stand auch eine Fürsorgebedürftigkeit bedeutet. Sie ist nicht zulässig, 
denn nicht jeder Fürsorgebedürftige muss sich notwendig in der 
Gefahr eines Notstandes befinden. Ein Beispiel dafür ist der verarmte 
Trinker oder der Vagabund. Von einer Gefahr des Notstandes oder 
der Verarmung kann bei ihnen nicht die Rede sein. Trotzdem sind 
sie auch fiirsorgebedürftig 'im Sinne des Vormundschaftsrechts1 4 ) .  

Fassen wir abschliessend die Ergebnisse dieser Untersuchung zu­
sammen, so lässt sich sagen, dass es sich einerseits mangels des logi­
schen Zusammenhangs zwischen den beiden Voraussetzungen der 
Gefahr des Notstandes und der Beistands- und Fürsorgebedürftigkeit 
nicht um zwei Merkmale ein und derselben Voraussetzung handelt, 
dass aber auch a u s  logischen und praktischen Erwägungen heraus 
keine kumulative Anwendung der beiden Voraussetzungen gefordert 
werden kann, sondern dass sie - im Gegensatz zu Art. 369 ZGB -
eben jede für sich eine selbständige Entmündigungsvoraussetzung 
darstellen. 

§ 12. Vergleich der den Schutz des Mündels bezwecken­
den juristischen Voraussetzungen des Art. ·369 ZGB 
mit denen des Art. 370 ZGB. 

Zum besseren Verständnis des Folgenden rekapitulieren wir hier 
kurz das Ergebnis unseres Vergleichs über die psychiatrischen Voraus­
setzungen des Art. 369 ZGB mit den parallelliegenden, moralisch 
wertenden Voraussetzungen des Art. 370 ZGB. 

Vom Geisteskranken haben wir gesagt, dass ihm zufolge der geisti­
gen Anomalie die tatsächliche Handlungsfähigkeit für den grössten 
Teil seiner Angelegenheiten abgehe, und deswegen die Entmündi­
gung für ihn eigentlich weitgehend nur die Angleichung der recht­
lichen an die tatsächlichen Verhältnisse hedentel ) . Dagegen haben 
wir aus dem Begriff der moTalischen Minderwertigkeit abgeleitet, dass 
es sich bei den unmoralischen Menschen nicht um handlungsunfähige 
Leute handeln könne. Wenn diese Menschen äusserlich dennoch als 
handlungsunfähig erscheinen, so liegt die Ursache dafür nicht in 
einer geistigen lnsuffienz, wie bei den Geisteskranken, sondern in der 
eigenen Liederlichkeit, mithin in einem zu verantwortenden Mangel 
an Selbstdisziplin oder Selbstbeherrschung. Daher bedeutet Entmün­
digung über einen moralisch Minderwertigen nicht Anpassung, son-

14) Siehe oben S. 6 und S. 1 6, ferner S. 7 3 ·  
1 ) Siehe oben S .  I4/15 ·  



dern Wegnahme einer tatsächlich noch vorhandenen, aber nicht ver­
antwortungsbewusst ausgeübten Handlungsfähigkeit. 

V ergleieben wir nun die juristischen Voraussetzungen beider 
Artikel, so werden wir die Richtigkeit des oben gefundenen Resultates 
bestätigt finden. -

Nach klarer Gesetzesvorschrift ist die Entmündigung eines Geistes­
kranken nur dann gerechtfertigt, wenn - neben dem Mangel von 
gehöriger Fürsorge - in subjektiver Hinsicht eine durch die Geistes­
krankheit verursachte, tatsächliche Unfähigkeit zur Besorgung der 
Angelegenheiten vorliegt oder anders ausgedrückt : wenn eine psychi­
sche Unmöglichkeit zu ihrer Besorgung festgestellt ist. Damit ist auch 
in der juristischen Voraussetzung des Art. 369 ZGB ausdrücklich auf 
das Fehlen der tatsächlichen Handlungsfähigkeit hingewiesen. 

Wie verhält es sich bei flen entsprechenden Voraussetzungen des 
Art. 370 ZGB ? 

Hier wird einzig auf die objektiven Tatsachen der Gefahr des 
Notstandes und der Verarmung und der Beistands- und Fürsorgebe­
dürftigkeit abgestellt. Ein dem Art. 369 ZGB analoger V erweis auf 
eine geistige Unzulänglichkeit fehlt hier völlig. Hätte der Gesetz· 
geber nun aber gewollt, dass nach Art. 370 ZGB nur Personen ent· 
mündigt werden, die, gleich den Geisteskranken, nicht über die erfor­
derliche Fähigkeit zur selh!ltändigen Ausübung fler Handlungsfähig· 
keit verfügen, so wäre es ihm ein leichtes gewesen, das im Gesetz zum 
Ausdruck zu bringen. Er hätte diesfalls nur die Formel der juristi· 
sehen Voraussetzung des Art. 369 ZGB auch im Art. 370 ZGB ein· 
setzen müssen. Das ist aber nicht geschehen. Daraus geht zum min­
desten hervor, flass für dje Entmündigung nach Art. 370 ZGB - im 
Gegensatz zp. Art. 369 -· nichts darauf ankommen kann, ob es dem 
Interdizenden tatsächlich im der Handlungsfähigkeit fehlt oder nicht. 

,--Iiieser Umstand ist meines Erachtens ein weiterer Hinweis darauf, 
dass der Art. 370 ZGB nicht die wegen krankhafter Willens- oder 
Charakterschwäche hat treffen wollen 2 ) ,  sonflern eben diejenigen, 
die sich aus Nachlässigkeit und Liederlichkeit zu einer anständigen 
Lebensweise - wie es flie Gesellschaft verlangt - nicht aufraffen \ wollen. 

Aus dieser FeRtstellunp; ergeben sich einige wichtige Konse­
quenzen : 1. In ethischer Hinsicht. In unseren bisherigen Betrachtungen 
haben wir die Vormundschaft als eine vornehmlich fürsorgerische 
Institution kennengelernt. Nun flarf aber wohl gesagt werden, dass 
nach unserer ethischen Anschauung, nach unserer volkstümlichen 3 )  
Moral das allgemeine Prinzip herrscht, dass Fürsorge, Mildtätigkeit 
und Aufopferung nur flann gewährt werden soll, wenn die Person 
auch wirklich eine Unterstützung «verdient» oder, wie wir uns aus-

z) Dies gegen Egger Komm. Art. 370 N. 46. 
3) Dieses Prinzip gilt aber nicht in der christlichen Moral. Hier zeigt aich wieder 

besonders schön, dass die volkstümliche Moral an den praktischen Bedlirfnissen, 
an den praktischen Zwecken der Gesellschaft sich orientiert. 

zudrücken pflegen, wenn die Pe�son der Fürsorge würdig ist 4) . Nach 
der herrschenden ethischen Anschauung ist das aber erst der Fall, 
wenn der soziale Übelstand nicht selbstverschuldet ist. Damit stossen 
wir auf das Problem der Fürsorgewürdigkeit von entmündigten Per­
sonen. 

In Art. 369 ZGB ist dieses ethische Prinzip der Fürsorgewürdig· 
keit dadurch gewahrt, dass die Unfähigkeit zur selbständigen Erledi­
gung der eigenen Angelegenheiten ihre Ursache in einer· Geistes­
krankheit haben muss, urid Geisteskrankheit bedeutet bekanntlich 
Aufhebung der Verantwortlichkeit. 

Dagegen ist in Art. 370 ZGB dieser Grundsatz von der Fürsor�e­
würdigkeit nicht mehr enthalten, denn laut Definition der morali· 
sehen Minderwertigkeit handelt es . sich ja bei den unmoralischen 
Leuten nicht um kranke, sondern um liederliche Menschen. Es ge­
langen also auf Grund der Entmündigungsmöglichkeit des Art. 370 
ZGB Personen in den Genuss des vormundschaftlichen Schutzes, die 
nach ethischer Beurteilung dieses Schutzes gar nicht würdig sind. 

Wenn der Gesetzgeber hier von seiner sonst massgebenden ethi­
schen Betrachtungsweise5 )  abgerückt ist, so hatte er dafür seinen 
bestimmten Grund. Dieser ist rein praktischer Natur : Die Erfahrung 
zeigt, dass Menschen, die der Versuchung des Lasters nachgeben, 
gleichsam in einen Wirbel des Lasters hineingeraten, der sie einem 
Abgrund moralischer V er kommenheil zutreibt. Diese Erscheinung 
ist die Folge einer na�ürlichen Neigung des Menschen, die auf Wieder­
holung und Verstärkung der einmal genossenen Lust tendiert6 ) .  
Neben diese psychologische Erscheinung tritt bei der Befriedigung 
lasterhafter Wünsche hinzu, dass sie eine Schwächung der körper­
lichen Konstitution bewirkt und damit das Individuum gegen die 
Versuchung des Lasters noch widerstandsunfähiger macht7 ) .  Beim 
Alkoholmissbrauch kommt zu der allgemeinen Schwächung hinzu, 
dass das Gift gerade diejenigen Organe in i.hrer Tätigkeit beeinträch­
tigt, die die moralischen Qualitäten des Menschen bestimmenB ) .  Kurz : 
Die ungesunde Lebensweise führt den moralisch Minderwertigen in 
einen Zustand hinein, da er weniger und weniger den Willen zeigt, 
sich zu einer gesitteten Lebensführung aufzuraffen9 ) .  Die Folgen der 
«gebrochenen» Widerstandskraft sind -dann, neben Minderung des 
gesellschaftliche0 A:nsehens, nicht selten der wirtschaftliche und ge­
sundheitliche Ruin einer Person. 

Indem das Vormundschaftsrecht hier eingreift, verhindert es das 
Eintreten dieser Folgen einmal im ureigensten Interesse des moralisch 
Minderwertigen. Auf der andern Seite schützt sich präventiv damit 
4) Über die Entmündigung zum Schutze Dritter vgl. unten S. 9'� ff. 
s) Burckhardt : Methode S. 33  ff. . 
6) Binder : Alkoholiker S. 7· Vgl. E. Bleuler : Alkohol in öffentlichen _Anstalten_ S. :o. 
7) Vgl. Eschle: D�e kra�khafte -�il!ensschwäche S. 1 � :  •r-:achdem · d·� NaturwlBsen-

schaft diese Bedmgthe•t des Getstlgen du·rch das Körperhebe . . . erw1esen hat . . . • 
8) Weygrandt : Erkennung S. �3l · Bind_er : Alkoholiker S. 7· Bi!nb_au�: Übe� die 

psychopathische Persönlichkelt S. 82.  Bmswanger :  Forens. Psychiatne mcht geurtes­
kranker Personen S. ··s9· 

9) Über den circulus vitiosus bei Psychiopathen vgl. Birnbaum: Über die paychio­
pathische Persönlichkeit S. Sz. 



aber �h d�!._aa!_.Y..Q!.�!l!.�E!_s��i�len Übelstand. Die Hervorhebung 
des staatlichen Interesses _ist hier durcliaus erlaubt, da es sich bei den 
nach Art. 370 ZGB Entmündigten doch u� Personen handelt, die 
durch ihre ganze Lebenshaltung deutlich genug gezeigt haben, dass 
sie sich um das Gemeinwohl nicht kümmern, sondern ihm direkt ent· 
gegenarbeiten. Eine Reaktion des Staates ist deshalb nicht unge· 
rechtfertigt. 

2. Diese Überlegungen, wie wir sie soeben angestellt haben, sind 
es im Prinzip, die im Volke die Meinung haben aufkommen lassen, 
dass es sich bei der Entmündigung um eine «Strafmassnahme» handle. 
Wieviel Wahres hingegen in dieser volkstümlichen Meinung liegt, 
das werden wir hier kurz zu untersuchen haben. 

Strafe im ju�istischen Sinn ist nach herrschender Auffassungl O ) 
die staatliche Reaktion gegen eine Missetat, bestehend in einer schuld­
haften Verletztmg der Strafrechtsordnung. Die als Strafe bezeichnete 
Reaktion besteht in einem staatlichen Eingriff in die Rechtsgüter des 
Störefrieds dieser Ordnung, wie Leben, Freiheit, Vermögen, Ehre. Die 
juristische Strafe ist denn auch ihrem Wesen nach eine vom Staat 
gewollte Übelzufügnngl l ) .  

Wenn wir nun anha.nrl dieser knappen Umschreibung des Straf­
begriffs die Massnahme der Entmünd�gung nach Art. 370 ZGB auf 
das Vorhandensein strafrechtlicher Elemente prüfen, so erkennen wir 
auf den ersten Blick, dass von einer strafrechtlichen Massnahme nicht 
die Rede sein kann, da ja die Voraussetzung der Durchbrechung der 
Strafrechtsordnung nicht erfüllt ist. Jedoch wird man nicht leugnen 
können, dass die Entmündigung nach Art. 370 ZGB manches Element \\enthält, das an die Strafe erinnert. So die schuldhafte Verletzung von 

; Normen, hier allerdings der Normen der Moral Weiter ist auch be­
. züglich der übelszufügung eine grosse Ähnlichkeit zwischen der Strafe 
und der Entmündigung nach Art. 370 ZGB erkennbar. Auch die Ent· 
mündigung bedeutet ja - wie wir gesehen haben im Gegensatz zur 
Entmündigung über f'...eisteskranke - einen Eingriff in ein Rechtsgut 
der Person. 

Bei der auffallenden Ähnlichkeit zwischen Strafe und Entmündi­
gung gernäss Art. 370 ZGB, besonders bezüglich ihrer Wirkung, ist es 
nicht verwunderlich, dass ·die Entmündigung von moralisch Minder· 
wertigen vom juristisch nicht gebildeten Menschen in der Regel als 
eine Strafmassnahme empfunden wird. Was der Laie eben meistens 
übersieht, das ist die Zweckgerichtetheit der Massnahme, auf die es 
in der Beurteilung ihrer rechtlich_en Natur letztlich ankommt. 

Die vormundschaftlichen Institutionen sind aber ihrem Wesen 
nach fürsorgerische Massnahmen. Ihr Zweck ist also die Fürsorge. 
Strafend zu wirken, liegt der Entmündigungsmassnahme fern. Wenn 
die auf Grnnrl von Art. 370 aussgesprochene Entmündigung in Tat 

w) Vgl. dazu die hervorragende Auseinandersetzung über die klassische und soziolog. 
Strafe bei Rohland : •Die soziologische Strafrechtslehre•, in krit. Beiträge zur Straf­
rechtsreform Bd. I 3,  Jahrgang I 9 I I .  

I 1 }Hafl:er : Lehrbuch S .  242. 
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unr1 Wahr·hei t  •loch eine Ühclszufügu11g cnth iilt,  so cl arf  jerloch -
rlem ohi gen zu folge - rliese Wirkunp; keinesfalls als eine Strafe lw­
wertet, sondern muss als eine vom Gesetz nicht gewollte Nebenwi r­
k u n g  bet rachtet werden. 

�i r stehen somit vor der eigena rtigen Situati on, d ass es sich i;; -� 
vorhegenden Fall rechtlich gesehen um eine fürsorgerische Mass· 
n alune hancle l t ,  anderseits cl ie gle iche Fiirsoq;emassnahme im Volk \ 
r1en Anschein einer Strafe erweckt. -

Diese Folge volkstümlicher Missdeutturl-\ der E ntnrü n di gungsmass· 
nahme war voraussel r ha r. Sie ist gewiss auch v om Gesetzgeber erkannt 
worden. Wen n er trotzdem nicht vo11  cler Entmünd igungsbestimmung 
wegen moral ischer Mincl e r·wer·tigkei t abl-\esehen hat, so müssen dem 
wichti gere, diese Bedenken iiherwiel-(enrle Gründe en tgep:en;restanrlen 
h aben. 

Einen haben wir �clron enviihnt,  n iimlieh d a:; p raktische Bedii rfnis 
n ach Fü rsorl-(e, das  hier rieshalb hesteh t, weil dami t  der c i r·culus-vi tio­
sus-Verl a n f  der Lasterhaftigkeit u nte1·hruclren wenlen kann. Den 
?.weiten Grund haben wir bereits anl-(e tiin t .  Wir haben geselren, dass 
rl urch r1en Art. 370 ja nur Personen erfasst wen1en, die du rch ihre 
)..!;anze Lehenshaltung kon�tant  i h re Ver;:ntwo r t n n gslosi)..!;kei t  u nc1 Un­
heki.immcrthcit gel-(enü her rlem Woh 1 der Genreinschaft kundgeben. 
Eine S tr·afe gegenüber �oldren Menscl re11, wiirde Jeshalb unser sitt­
l i ches E m p fi nden in keiner Weise verletzen.  Dieser ethisch-psycho­
logische Gru nrl darf  meines Erachteus als mitbestin1 11rencl dafür ari­
)..!;esehen werrlen, • 1a:s;; m a n  vou der E n t n r iin rl igrrngsbestimmun� des 
Art. 370 nicht ahgesel ren h at .  Die Ühe.-lei-(Ul lg  war· dabei wohl fol­
gende : Man sa)..!;te sich, class aus praktische" Gr·i.i nden fii r !l ie mora­
l isch Mimlerwer·Lige" eine E n t n r ii rul i� •mg unhecl i "l-!t notweilili :r  sei .  
Weifi11ruil- äl)er·--die·· verhiingu n �  dieser Ma��nahme im Volke als 
Strafe oder als eine Ma�snahme mit �tr·afeiJ(lem nr a rakter a ufgefasst 
werde, so könne •las n icht viel schadeu, 1la ja eine Strafe über d iese 
Menschen n ach ethischen Gesichtsp unkten je1len falls nicht unge· 
rechtfertip;t wä re. Mit andern Worten : Man u i rr r rn t  diese «strafenrle» 
Nehenw�r_J�u_n.g, weil sittlich gen:chtfe1:tigt, einf<i"ch . i n  Kauf. 

l�1 diesem Zusammerrhan g  ist aber noch a u f  etwas anr1eres auf­
merksam zu machen. Im Strafrech t he?.weekt m a n  bekan n tl ich mit  
cler  AufstelJung stmfrech tlicher Nonnen n icht n u r, dass man i m  Falle 
ihrer Verletzung mit einer Ühelszufiigung reagieren könne. Ebenso­
sehr erhofft man durch il ie AnJrohu n �  eines Übels die Menschen vor 
iler Begehung eines Verbrechens oder Vergeh ens abhalten zu können. 
Das ist die sogenannte Praeventivwirkung der strafrechtlichen Norm. 

Da die E n tmündigung n ach Art. 370 ZGB im Volke al lgemei n  als 
Strafe a u fgefasst wird, so· mnss a uch von 1l ieser Bestimmu n g  notwen­
dig eine Praeventivwirkunl!: a usgehen , wenil-(stens auf alle diejenip;en 
Personen - u n d  d iese bilden ja die Mehrzahl -, rlie die E ntmii nrl i ­
I!Un g  nach Art. 370 als  eine Strafmassnahme betrachten. 

Es fragt sich n u n : Dü rfen die Entmündi!!;mrgsbelrürrlen von clieser 
Praeventivwirkung Gebrauch machen ? Mit andern Worten : Ist es 
zulässig, dass die Entmündigungsbehörden einer moralisch zweifeJ. 
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haften oder verkommenen Existenz mit dem Entzug der Handlungs· 
fähigkeit drohen ? 

a) Theoretisch ist eine solche Drohung abzulehnen, denn sie baut 
ja allein auf der irrtümlichen Volksmeinung auf, dass die Entmündi­
gung nach Art. 370 ZGB eine Strafe zu bedeuten habe. In .Wahrheit 
ist sie aber keine Strafmassnahme, trotzdem sie eine moralische V er­
urteilung enthält und obwohl sie fürsorgeunwürdige Menschen er­
fasst. Ihrer Zweckbestimmung nach - und das ist ja schliesslich mass­
gebend - ist und bleibt auch die Entmündigung gernäss Art. 370 ZGB 
eine solche der Fürsorge. Deshalb ist auch vom rechtlichen Gesichts· 
punkt aus. betrachtet �ine solche Drohung vollkommen sinnlos, denn 
man kann schlechthin nicht mit Fürsorge drohen. 

b )  Praktisch erscheint die Drohung als ein zweischneidiges 
Schwert. 

Einerseits lässt sich sagen, dass eine solche Drohung wahrschein­
lich hie und da eine Entmündigung unnötig macht, weil der moralisch 
Minderwertige doch manchmal lieber auf seine unmoralische Lebens­
weise verzichJ.et, als seine Handlungsfähigkeit zu verlieren. Gibt man 
anderseits aber zu, dass man mii der Entmündigung dmhen darf, so 
erhält damit die volkstümliche Meinung, dass man mit der Entmiindi­
gung strafen wolle, nur neue Nahrung. Doch kann meines· Erachtens 
dieser Grund, der gegen die Anwendung von Drohung spricht, nicht 
schwer wiegen. Denn solange aus dem Entmündigungsrecht nicht 
sämtliche Elemente entfernt sind, die in irgend einer Weise gegen 
das Prinzip der Fürsorge verstossen, sei es gegen die Fürsorgebedürf- · 

tigkeit, sei es gegen die Fürsorgewürdigkeit, d. h. solange eine Ent­
mündigung zum Schutze Dritter und aus Gründen mqralischer Min­
derwertigkeit möglich ist, solange wird eben die Entmündigung im 
Volksbewusstsein als Strafe und nicht als Fürsorge gelten und wirken. 
Findet man aber in dieser Regelung nichts Störendes, so wird man 
kaum Aufhebens machen können, wenn man mit der Dro.hung die 
Volksmeinung ein wenig unterstützt. Mit ·andern Worten : Hat man es 
als billig und recht empfunden, einen Entmündigungsartikel zu schaf­
fen, der durch seine Nebenwirkung den Anschein der Strafe hat, so 
soll man auch nicht davor zurückschrecken, nun die Konsequenzen 
aus dieser Lösung zu ziehen tmd die Entmiindigungsmassnahme da· 
zu zu benützen, sie gleich der Strafe in ihrer Praeventivwirkung an­
zuwenden 12) .  

n) Gernäss meinen Erkundigungen beim Wohlfahruamt der Stadt Zürich wird denn 
auch in der Praxis mit Entmündigung gedroht .. Vgl. dazu auch BGE 39 li 5 1 7. 
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B. Die Voraussetzung der Entmündigung zum Schutze 
der Familie · 

§ 13. Die Voraussetzung der Entmündigung zum Schutze 
der Familie 

I. Die Stellung und Bedeutung der Entmündigungsvoraussetzung· 

zum Schutze der Familie in der Entmündigungsordnung 

Nach Vorschrift von Art. 370 ZGB gehört eine Person nicht nur 
dann unter Vormundschaft, wenn sie sich selbst der Gefahr eines 
Notstandes oder der Verarmung aussetzt, sondern auch wenn sie 
durch ihr 'andauernd unmoralisches Betragen ihre Familie dem wirt­
schaftlichen Ruin entgegenführt 1 ) .  

Man neigt dazu, i n  dieser Bestimmung eine Durchbrechung des 
Fürsorgeprinzips zu sehen2 ) .  Ich kann mich dieser Ansicht nicht an­
schliessen. Meines Erachtens bedeutet die Rücksichtnahme auf die 
Interessen der Familie in der juristischen Voraussetzung des Art. 370 
ZGB weitgehend nur eine Angleichung an die juristische Voraus­

· setzung des Art. 369 ZGB. Wie wir das zu verstehen haben, das soll 
im Folgenden erläutert werden. 

Wir crehen hier davon aus, das8 die Familie als ein auf sittlicher 
. Grundla�e beruhendes Rechtsverhältnis anzusehen sei. Das ist heute 
keine Selbstverständlichkeit mehr3 ) .  

Das Gesetz gibt dieser Ansicht von der sittlichen Natur der Familie 
in Art. 159 ZGB deutlichen Ausdruck : «Durch die Trauung werden 
die Eheuatten zur ehelichen Gemeinschaft verbunden. Sie verpflich-
ten sich" O'egenseiti a das Wohl der Gemeinschaft in einträchtigem " " . 
Zusammenwirken zu wahren m1d für die Kinder gemeinsam zu sorgen. 
Sie schulden einander Treue und Beistand». Die Konsequenzen aus 
dieser Konze'ption der Ehe zieht das Gesetz in den Art .. 159 ff, 285 ff,. 
und als ultima ratio Art. 137 ff, mit welchen Bestimmungen es die 
Vernachlässig.ung der familienrechtlichen Pflichten trifft. 

· Wenn das Gesetz aber die Sorge um das Wohl der Familie zur 
Pflicht der Familienangehörigen stempelt, so -'sagt es damit gleich­
zeitig, dass die Wahrung der Familieninteressen auch zu den eigenen 
Angelegenheiten jedes einzelnen Familienangehörigen zu zählen 
sei4) .  

Wenn das Gesetz in Art. 369 ZGB von den eigenen Angelegen­
heiten spricht, so müssen demnach die Angelegenheiten der Familie 
auch schon darin �ingeschlossen sein. Die familienrechtlichen Ange­
legenheiten sind somit in der juristischen Voraussetzung des Art. 369 

r) Sternberg: Entmündigungsr'echt S. 18 : •Die Rücksichtnahme auf die Familie ent-
springt dem römischen Recht•.  · 

z) Naef S. u .  
3) Vgl. dazu unsere liederliche Scheidungspraxis zum Art. 14z, ZGB. 
4) .Vgl. oben über den Begriff der tigenen Angelegenheiten S. 70 f. 



ZGB schon enthalten und durch sie auch geschützt. Dass man auch in 
der Literatur und Praxis dieser Auffassung ist, geht daraus hervor, 
dass nach allgemeiner Anschauung der Vormund auch für das Wohl 
der Familie des Bevormundeten zu sorgen hat5 ) .  

Die Formulierung der juristischen Voraussetzungen des Art. 370 
ZGB ist eine andere. Hier ist nicht von eigenen Angelegenheiten die 
Rede. Statt dessen heisst es hier, dass diejenigen moralisch minder­
wertigen Personen zu entmündigen seien, die «sich oder ihre Fa��lie 
der Gefahr eines Notstandes oder der Verarmung» aussetzen. Hatte 
man in dieser Formulierung nicht ausdrücklich auf die Interessen 
der Familie Bezug genommen, so wären die Angelegenhei�en .?er 
Familie durch den Art. 370 ZGB nicht erfasst worden. Damit hatte 
in Art. 370 ZGB der vormundschaftliche Schutz gegenüber Art. 369 
ZGB eine Einschränkung erfahren, die jedoch durch nichts gerecht­
fertigt gewesen wäre. Aus dieser Überlegung herat�s musste ;"lan dann 
eben auch die Vernachlässigung familienrechtlicher Pfhchten als 
Entmündigungsvoraussetzung in den Art. 370 aufnehmen. Damit 
wurde eine Angleichung an die juristischen Voraussetzungen des Art. 
369 ZGB erzielt. 

Eine andere Frage ist dann allerdings die, ob allein die Ver­
nachlässigung der familienrechtlichen Pflic�ten eine �ntmü�digu�g 
nach Art. 369 ZGB zu begriinden vermöge. D1e Entschetdung uber d1e 
Frage der Unfähigkeit erfordert - wie wir gesehen haben - immer 
eine sämtliche An"ele"enheiten der Person umfassende Betrach­
tungs ) .  Eine Unfähigk�it i� Sinne von Art. 369 �.arf ' beka��tlich 
nur angenommen werden, 'Venn sie sich auf den grossten Te1l Ihrer 
lebenswichtigen Angelegenheiten bezieht. Zu bejahen wäre de�halb 
unsere Frage, wenn anzunehmen wäre, dass die familienrechthcl�en 
Pflichten im konkreten Wall für die geisteskranke Person den gross­
ten Teil ihrer Angelegenheiten ausmachten. Dass sich dieser Fall 
praktisch verwirklichen kann, ist nicht unwahrscheinlich. 
-·-Anders im Art. 370 ZGB. Nach klarer Gesetzesvorschrift kann 

hier entmündigt werden, wenn der moralisch Minderwertige allein 
das Wohl der Familie in erheblichem Masse vernachlässigt, ohne für 
sich selbst fürsorgebedürftig zu sein. Gegenüber Art. 369 ZGB unter­
scheidet sich demnach der Art. 370 ZGB bezüglich seiner juristischen 
Voraussetzungen dadurch, dass bei diesem die Vernachlässigung der 
familienrechtlichen Pflichten eine selbständige Entmündigungsvor­
aussetzung bildet, während bei jenem die Pflichtvergessenheit gegen­
über der Familie höchstens eine unselbständige Voraussetzung dar­
stellt. Unselbständig, weil sie nur zusammen mit .den sämtlichen, die 
Person angehenden Angelegenheiten von Bedeutung ist. 

Damit hat der Familienschutz in Art. 370 ZGB gegenüber Art. 369 
ZGB eine verstärkte Wirkung erfahren. Dieser ist aber meines Er­
achtens dadurch gerechtfertigt, dass erfahrungsgernäss von dieser 

5) Oettli : Die persönliche Fürsorge S. 97, 10� 105, 12 1 .  Glattfelder 85.  Vgl. BGE 14, 
Nr. 24, S. 68 . 

6) Sternberg : Entmündigungsrecht S. 1 7 .  Vgl. oben S. 73 f. 
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Pflichtvergessenheit moralisch Minderwertiger gerade die Familie 
am meisten betroffen wird7 ) .  

II. Der entmündigungsrechtliche Begriff der Familie 

Nach Art. 370 ZGB soll also entmündigt werden, wer seine Familie 
der Gefahr· eines Notstandes aussetzt. Der Zweck dieser Bestimmung 
ist offensichtlich. Man will verhindern, dass die Familie sich nicht 
mehr aus eigenen Mitteln erhalten kann. Man kann deshalb auch sa­
gen, dass durch die Entmündigung der unterstützungspflichtige, mo­
ralisch Minderwertige daran gehindert werden soll, einen Zustand 
herbeizuführen, indem er nicht mehr in der Lage ist, für seine Unter­
stützungspflicht aufzukommen. 

Demzufolge muss auch der entmündigungsrechtliche Begriff der 
Familie jene Ausdehnung aufweisen, dass darin alle unterstützungs­
berechtigten Verwandten eingeschlossen sind. Dass dabei der Kreis 
nicht weiter ge:wgen werden darf, als gerade um die von Re(<hts wegen 
unterstützungsberechtigten Verwandten, ergibt sich aus dem Prinzip 
der persönlichen Freiheit. Wollte man den entmündigungsrechtlichen 
Bf'griff der Familie weiter ausdehnen, so würde das zu einer uner­
träglichen Einengung der persönlichen Freiheit führenB ) .  

Als unterstützungsberechtigte Verwandte erklärt das Gesetz : den 
Ehegatten ( 160 ZGB ) ; dann aber auch sämtliche Blutsverwandte in 
auf- und absteigender Linie (328 ZGB) ; ferner auch die Geschwister, 
wenn die besonderen Voraussetzungen gegeben sind (328, 329 ZGB ) .  

Ob die Familienglieder in häuslicher Gemeinschaft leben oder 
nicht, ist entmündigungsrechtlich von keiner Bedeutung, denn die 
gesetzliche Pflicht zur Leistung von Unterhaltsbeiträgen ist ja nicht 
von dem Erfordernis abhängig, dass die unterstützungsberechtigten 
Familienmitglieder in häuslicher Gemeinschaft zusammenleben. 

7) Dies, trifft vor allem flir den Alkoholiker zu : Vgl. Binder : Alkoholiker S. 7 ·  
Weygrand� : Erkennung S. 2 3 3 .  

8) ebenso Friedrich u8/1 19 .  



C. Die in Art. 369 ZGB und Art. 370 ZGB gleicherweise 
vorkommende juristische Voraussetzung der Gefähr­
dung der Sicherheit anderer. 

§ 14. Die Entmündigung zum Schutze Dritter. 
Was nun die weitere Entmündigungsvoraussetzung des Schutzes 

vor Gefährdung der Sicherheit Dritter anbelangt, so kommt diese 
Bestimmung in den beiden Entmündigungsartikeln von Art. 369 ZGB 
und Art. 370 ZGB in textlicher Hinsicht unverändert vor. Es'kömien 
a�so �owohl die Geisteskranken wie die moralisch Minderwertigen, 
diC die Sicherheit anderer gefährden, entmündigt werden. 

I. Die Stellung und Bedeutung dieser Bestimmung in der 

Entmündigungsordnung 

Die Bestimmung, wonach auch entmündirrt werden muss, wer die 
. Sicl·erheit anderer gefährdet, ist in der Lit�ratur mehr kritisiert!.) 
als geloht 2) worden. Zu Recht hat man immer wieder geltend ge­
macht, dass· man mit der Aufnahme dieser Bestimmung ins Gesetz 
von dem sonst das Vormundschaftsrecht beherrschenden Prinzip der 
Fiirsorge abgewichen sei. Bedeutet nämlich die V e�;wirklichung des 
fürsorgerischen Grundsatzes das Einstehen der Kollektivität für den 
Einzelnen in seinem unmittelbaren Interesse3 ) ,  so erweist sich der 
Schutz der Sicherheit -Dritter vor Gefährdung gerade als die .Negation 
dieses Prinzips. Hier verteidigt sich die Gesellschaft gegen das un-
soziale V erhalten eines Einzelnen. . 

Egger 4') hat zwar diese beiden Grundsätze miteinander vermischen 
wollen, indem er erklärte, dass, wer die Sicherheit anderer gefährde, 
damit gleichzeitig auch seine eigenen materiellen und immateriellen 
Interessen in Gefahr setze, womit denn auch die Unfähigkeit zur Er­
ledigung seiner eigenen Angelegenheiten dargetan .sei. Darauf er­
widert N aef 5 ) ,  dass, wenn dies der Fall wäre, man ja aus der Voraus­
setzung der Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten 
entmündigen könnte. · 

Die Ansicht von Egger hat man dann mit dem Einwand zu ver­
teidigen gesucht, dass sich der Interdizend durch seine gefährdenden 
Handlungen · schwerer Verantwortlichkeit aussetze6) .  Dieses Argu­
ment' ist deshalb nicht stichhaltig, weil die Entmünd�gung weder die 
zivilrechtliche Deliktshaftung, noch die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit des Bevormundeten aufhebt. Entmündigungshedürfti,rkeit 
und Urteilsunfähigkeit bzw. Unzurechnungsfähigkeit sind ja keines-

t ) F.riedrich 86 ff. Rittmeyer 36 ff, 78, 94· Zipkes 103 . Naef 83 ff., insbes. 1 0 1  fL 
Schaefer in jur.-psych. Grzfr. Bd l, Heft 5-7, S. 7· Glaser in Prot. d. Exp. K. Bd. li,S.9. 

2) Müller zz.  Botschaft d. BR zum BG ent. d. Schweiz ZGB vom 28. 5 ·  1904 S. -4fi. 
3) Eug. Huber : Über soziale Gesinnung S. 2.3, 38  f. Rittmeyer t6.  
4) Egger Komm. Art. 369 N. 56. Gleicher Meinung BGE 73 I 45 f. Andeter 

Meinung : Urteil d. Zifrch. ObGer vom 8. 7· 1 942 . In BIZR 42., Nr. 24, 74. 
5) Naef 86 und dortige Anm. 2. 

. 

6) Vgl. BGE 73 I 146. Rixen 8o. Friedrich 88. 

wegs identische Begi-iffe7) .  Allerdings wird bei den· wegen Geistes­
krankheit Entmündigten wohl meist eine Urteilsunfähigkeit hzw. eine 
vermindert� oder völlige Unzurechnunp;sfähigkeit vorliegenS) .  Anders 
dagegen hm den wegen moralischer Minderwertigkeit Entmündigten. 
Als Schuldfähige9 ) ,  d. h. als in der Regel urteilsfähige hzw. zurech­
nungsfähige· Menschen können sie auch zivil- wie strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden. Hieran zeigt sich besonders schön 
die Bedeutungslosigkeit dieses Einwandes. 

überblicken wir die obigen Ausführungen, so ergibt sich, dass die 
Fälle von Entmündigung wegen eigener Hilfsbedürftigkeit von den­
jenigen wegen Gefährdung der Sicherheit Dritter scharf zu trennen 
sind. Die Entmündigung wegen Gefährdung Dritter ist immer dort 
ausgeschlossen, «wo die Gefährdung der Sicherheit anderer in eitler 
Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten besteht» 10) , 
da in diesem Fall der Interdizend eben schutzbedürftig ist und des­
hal_h g�mäss der entsprechenden Voraussetzung wegen subjekti·1er und 
objektiver Fürsorgebedürftigkeit zu entmündigen ist. Nur wo ein 
solches Zusammentreffen der eigenen mit den Fremdinteressen 
fehltll ) ,  kann eine Entmündigung zum Schutze der Sicherheit Drit­
ter in Frage kommen. AndernfalJs, d. h. nach Auslegung von Egger, 
würde ja diese Bestimmung eine Tautologie mit derjenigen hetr. die 
Entmündif!;ung aus Fürsorgegründen enthalten1 2 ) .  

Diese Auslegung allein bringt eine klare Abgrenzung der beiden 
Personenkategorien mit sich. Doch wird dadurch die Entmündigungs­
massnahme eindeutig zu einer Sich�r_h�it�mnssnl!.h.m��§�E!!!'I:P�It. Auf 
der anderen Seite bewirkt unsere Interpretation aber auch, dass der 
Kreis der wegen Gefährdung von Dritten zu entmündif!;enden Per­
sonen, verglichen mit demjenigen, der sich bei einer Auslegunf!; nach 
Egger ergehen würde, ein wesentlich kleinerer ist. Diese Folge ist uns 
aber sehr willkommen, denn da es sich ohnehin um eine dem Vor· 
mundschaftswesen zweckfremde Bestimmung handelt, so ist eine mög-
lichst einengende Interpretation am Platz. · 

' 11. Die Intensität der Gefährdung 

Da das Gesetz selbst nichts darüber aussagt, was unter der Gefähr­
dung der Sicherheit anderer zu verstehen sei, so wird es unsere 
nächste Aufgabe sein, die hier vorkommenden Begriffe zu um­
schreiben. 

Hinsichtlich der Intensität der Gefährdung, die eine solche Sicher­
heitsmassnahme nötig macht, ist man sich im allgemeinen einig. Rich­
tig hat man sich fiir die Bestimmung des Grades der Intensität unserer 
obigen Feststellung, dass hier eine restriktive Auslegung am Platze 
sei, zur Richtschnur gemacht. Nach dieser allgemeinen Auffassung 

· 7) Naef 86. 
8) Staudinger Komm, § 6 N. 41. . 
9) ygt • .  Mez�er, in Grzf�. d .. N.- und SL. Heft u4, S. u :  •Zurechnungsfähigkeit 

1st v1elmehr Schuldfah1gke1t.• •Zurechnungsfähig sind die, denen man aus ihrem 
Tun einen Vorwurf zu machen berechtigt ist• . 

10) Naef 86. 
n ) Naef 86. 
n) Naef :16. 
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darf nicht schon heim Vorliegen einer entfernten Möglichkeit einer 
Gefahr zur Entmündigung geschritten werden .. Damit wäre ja den 
Anmassungen interessierter Verwandter Tür und Tor geöffnet. Erst 
wenn die Gefährdung eine so ernstliche ist1 3 ) ,  dass mit der Wahr­
scheinlichkeit der Realisierung eines Übels gerechnet werden muss, 
kann die Anordnung dieser Sicherheitsmassnahme als gerechtfertigt 
angesehen werden. Dagegen ist nicht Gemeingefährlichkeit verlangt. 
Ernstliche Bedrohung der Sicherheit eines Einzelnen genü�t. 

III. Die zu schützenden Rechtsgüter 

Keine einheitliche Meinung besteht darüber, was unter dem Aus­
druck : Sicherheit anderer zu verstehen sei. Mit andern Worten : 
welches die zu schützenden Rechtsgüter seien. Mehrheitlich trifft man 
die Ansicht, dass sich dieser Schutz auf die wichtigsten Güter unseres 
Rechtslehens zu beschränken habe. Diese sind Leih und Lehen, also 
die körperliche Integrität, mithin Güter, deren Verletzung einen nicht 
wieder gutzumachenden Schaden bedeuten. Als entmündigungsbe­
dürftig im Sinne dieser Bestimmung müssen daher angesehen werden 
Geisteskranke und moralisch Minderwertige, die zu den die persön­
liche Sicherheit gefährdenden Verbrechen, wie Brandstiftun�, Spreng­
stoffdelikte, Sittlichkeitsdelikte usw., hinneigen 1 4 ) .  

J edoch fehlt es nicht a n  Stimmenl5 ) ,  die auch das Eigentum zn 
den geschützten Rechtsgütern zählen möchten. Ein so schwerer Ein­
griff in die Persönlichkeit - wie es die Entmündigung darstellt -
lässt sich aber nur rechtferti�en, wenn dieser schwerwiegenden Muss­
nahme ein Rechtsgut gegenübersteht, dessen Schutz eine Notwendig­
keit von equivalentem Gewicht bedeutet. Das trifft aber nach billigem 
Rechtsempfinden nur zu, wenn es sich um eine Gefährdung von 
Rechtsgütern handelt, deren Verletzung ein irreparabler Schaden 
von besonderer Schwere bedeuten würde, wie das bei der Gefährdung 
der körperlichen Integrität stets der Fal1 ist. Hingegen scheint mir die 
Verhängung der Entmündigungsmassnahme dann als ungerechtfer­
tigt, wenn nur der Verlust von Vermögen oder die Verletzung alll!:e­
meiner Rechtsinteresseni ß  auf dem Spiele steht. Hier müssen oie 
repressiven Mittel des Zivilrechts, wie Haftung von Urteilsunfähigen 
(OR 54) und die Haftung des Familienoberhauptes (OR 333 ) ,  ge­
nilgen 17 ) .  

IV. Entmündigung und lnt<'rnierung 

In anderem Zusammenhan�e haben wir fest�estel1t, dass der Ent­
mündignngsbestimmun� zum Schutze Dritter :rleichsam die Bedeu­
tung einer Sicherheitsmassnahme zukomme. Es fra�t sich nnn aber, 
ob allein mit dem Entzug der Handlungsfähigkeit und mit der Unter­
stellung des Mündels unter die Aufsicht eines Vormundes sich der 
angestrebte Zweck der Sicherun� der Gesellschaft vor geisti� Ahnor-
1 3 )  Friedrich 85.  Naef 87. 
14) Kaufmann Komm. Art. 369 N. 27. Naef 87. 
rs )  Müller 49· Egger Komm. Art. 369 N. 57· 
r 6) wie z. B. der Arbeitsfrieden der Behörden, vgl.  dazu Naef 97 tf. 
1 7) Vgl. Naef 89 .  
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men und moralisch Minderwertigen erreichen lasse. In einigen Fällen 
wird man sich mit dem Mittel der Vormundschaft begnügen können. 
So z. B. in den von .Friedrichl 8 )  angeführten Beispielen, eines para­
lytischen Arztes, Apothekers oder Lokomotivführers, wo allein durch 
tlie vormundschaftliche Untersagung der Berufsausübung die Allge­
meinheit vor deren Gefährlichkeit geschützt werden kann. Doch 
werden diese Fälle die verschwindende Minderzahl bilden. Meist 1 
wird man eben die Sicherheit Dritter nur durch die Internierung des 
Entmündigten wirksam schützen können. So sagt auch Wüst l 9 ) ,  dass 
aller Schutz der Gesellschaft vor gefährlichen Individuen, der nicht 
in einem Freiheitsentzug besteht, unvollkommen ist und mehr einen 
Sicherungsversuch als eine Sicherungsmassnahme darstelle. Diese Be­
hauptung bestätigt Rixen2ü ) ,  wenn er sagt, dass die tägliche Erfahrung 
an den Gerichten lehre, dass die Entmündigung allein als Mittel des 
Gesellschaftsschutzes völlig versage. Denn - so fragt er sich - was 
kann es nützen, wenn J'nan einer für Dritte gefährlichen Person die 
rechtliche Fähigkeit zum Handeln entzieht? Die Ursache ihrer Ge­
fährlichkeit liegt ja nicht in dieser rechtlichen Fähigkeit, sondern 1 
in ihren natürlichen, geistigen Anlagen. Diese können aber durch ·� 
den Handlungsfähigkeitsentzug nicht betroffen werden. 

So wird sich denn der Entmündigungszweck des Schutzes der 
Sicherheit aQderer meist nur dadurch verwirklichen lassen, dass man 
die Entmündigung als rechtliche Grundlage zur Unterbringung eines 
gesellschaftsfeindlichen Geisteskranken oder moralisch Minderwerti­
gen in einer Anstalt benützt. Die Sicherung der Gesellschaft besteht 
also in der Regel nicht in der Anordnung der Vormundschaft selbst, 
sondern in der durch sie ermöglichten Anstaltseinweisung. Die ge­
setzlichen Handhaben dazu bieten die Art. 406 und 421 Ziff. 13, wo­
nach der Vormund mit dem Einverständnis der Vormundschaftsbe-
hörde die Internierung des Mündels verfügen kann. -----

V. Die Entmündigung zum Schutze der Sicherheit anderer 
nach Art. 369 ZGB und nach A r:. 370 ZGB 

Bekanntlich kommt die Vorschrift, wonach Personen entmündigt 
werden können, die die Sicherheit anderer gefährden, sowohl in Art. 
369 als auch in Art. 370 ZGB vor. 

Rein rechtlich gesehen, bedeutet sie hier wie dort nichts anderes 
als eine Art sichernder Massnahme. 

In der Meinung des Volkes hat jedoch die gleiche Massnahme 
verschiedene Bedeutung, je nachdem sie auf Grund von Art. 369 ZGB 
oder Art. 370 ZGB angeordnet worden ist. 

Wir haben schon an anderer Stelle auseinandergesetzt, dass und 
weshalb die Entmündigung nach Art. 370 ZGB in der Meinung des 
Volkes eine Strafmassnahme darstelle. Kann nun aber allein schon 
ein Entmündigungsgrund, gebildet aus einer moralisch wertenden und 

r 8) Friedrich 86.  BGE 69 II I 9· Vgl. dazu Naef 92 Anrn. r, wo er darauf hinweist, dass die Untersagung der Berufsausübung oft ebenso gut auf polizeirechtlicher 
Grundlage erfolgen kann. 

19)  Wüst: Die sichernden Massnahmen S. 2 .  
2o) Rixen : Die gemeingefährlichen Geisteskranken im Strafrecht, Beispiel 84 und 1 5 1 .  
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einer juristischen Voraussetzung von rein fürsorgerischer Bedeutung 
im Volk . die Ansicht vom Strafcharakter der Entmündigung auf· 
kommen lassen, um so mehr muss diese Meinung Auftrieb erhalten, 
wenn der moralisch Minderwertige nicht nur entmündigt wird, weil 
er schutzbedürftig ist, sondern wenn ihm mit R.ücksicht auf die Sicher· \ heit anderer die Handlungsfähigkeit entzogen wird. Die Analogie l zum Strafrecht ist hier noch auffallender. Wie dort, wird hier durch 
die Entmündigung in Anbetracht der bedrohten Gesellschaft eine vom 
Volk als übel empfundene Massnahme über einen schuldhaft un· 
sozialen Menschen verhängt. Bedenkt man weiter, dass die Entmündi­
gung wegen Gefährdung der Sicherheit anderer für den Entmündig· 
ten meist Freiheitsentzug bedeutet, so wird uns die volkstümliche 
Meinung noch verständlicher. Denn ob jemand wegen Verletzung der 
Moralordnung oder infolge eines' Vergehens gegen die Strafrechts· 
ordnung seine Freiheit verliert, darauf kommt dem einfachen Bürger 
nicht viel an. Was er sieht, das ist einfach die Tatsache, dass einer 
Person wegen ihres schuldhaften Verhaltens die Freiheit zum Zwecke 
des Gesellschaftsschutzes entzogen wird. 

Anders bei der Entmündigung wegen Gefährdung der Sicherheit 
Dritter auf Grund von Art. 369 ZGB. Natürlich geschieht sie auch hier 

r nur mit Rücksicht auf die Interessen der Gesellschaft. Weil aber bei 
den Geisteskranken die moralische Disqualifikation wegfällt und 
anderseits auch nach volkstümlicher Ansicht nur die gegen eine 
schuldhaft verübte Missetat gerichtete staatliche Reaktion als Strafe 
verstanden wird, so wird auch der Volksmund hier kaum von einer 
Strafe reden. Jedenfalls wird hier der juristisch ungebildete Bürger 
die Bedeutung der Entmündigung wegen Gefährdung der Sicherheit 
Dritter noch eher als eine sichernde Massnahme erkennen können. 
Die Praeventivwirkung 

In ähnlichem Zusammenhange21 ) haben wir schon auf die der 
Strafnorm innewohnende Praeventivwirkung hingewiesen. Gleich· 
zeitig haben wir dann erklärt, dass eine gleiche Wirkung auch von 
denjenigen Normen ausgehe, die an sich keine Strafnormen sind, die 
aber von den Menschen trotzdem als solche aufgefasst werden. 

In den Fällen des Art. 369 ZGB kann aber von einem derartigen 
Praeventiveffekt nicht die Rede sein, denn eine Drohung kann ja nur 
da ihre Wirksamkeit entfalten, wo der menschliche Geist sich da­
durch noch bestimmen lassen kann, d. h. wo die Drohung sich an 
einen Menschen richtet, der nach juristischer Am.chauung noch über 
die nötige Willensfreiheit verfügt. Wo diese aber fehlt und die 
mens

.
chl�chen. Akt� sich v�rwiegend unter �ine� Zwangsursache2� ) 

vollziehen wie bei den Geisteskranken, da Ist die Drohung auch m 

2 I) ·siehe oben S. 87/88. 
22) Der Ausdruck Zwangsursache ist in der Ethik und in der Jurisprudenz ein ge­

läufiges Wort, womit ganz einfach die krankhafte Geistestätigkeit gemeint ist. 
In der Psychologie und in der Psychiatrie hat dieser Ausdruck . keine Existenz­
berechtigung: vgl. die Erklärung dafür oben S. 35/3 6 und sof., vgl. dazu auch Messer : 
Psychologische und ethische Bemerkungen zur unbewussten Fahrlässigkeit, in 
Mschr. f. Krpsych. VIII, 76 (Jahrgang I 9 I rl 1 9 12). 

der Regel vergebens; Deshalb muss der besagte Praeventiveffekt auch 
regelmässig versagen. 

Anders in den Fällen von Art. 370 ZGB. Den moralisch Minder­
wertigen haben wir grundsätzlich ihre Willensfreiheit zuerkannt. 
Deshalb dürfen wir auch annehmen, dass ihnen gegenüber eine solche 
Drohung nicht unwirksam sein kann. 

Eine Drohun()' wird aber um so stärkeren Einfluss auf die Willens­
bildung haben, fe grösser das angedrohte übel ist23 ) .  S�hen W:ir zu, I wie es sich damit im Falle der Entmündigung von morahsch Mmder­
wertigen wegen Gefährdung der Sicherheit anderer verhält. Als übel : 
sind hier zu nennen : Der Entzug einer tatsächlich noch vorhandenen i 
Handlungsfähigkeit24 ) ,  moralische Verurteilung25 ) ,  Freiheitsent­
zug26 ) ,  die ungünstigen öffentlichrechtlichen Wirkungen27 ) und die 
nachteili()'en tatsächlichen Wirkungen der Entmündigung, wie Beein­
trächtigu�g im gesellschaftlichen Ansehen und im wirtschaftlichen 
Fortkommen28 ) .  Man sieht, die übel sind recht mannigfaltig. Ich 
glaube denn auch, dass diese Drohung, richtig angewandt, die tatsäch­
liche Verhängung dieser Massnahme oft überflüssig mac.he� wird. . 

Hinsichtlich der Zulässigkeil dieser Drohung verweise tch auf dte 
obigen Ausführunl_l;en29 ) .  

VI. Kritik 

Die Bestimmung der Entmündigung zum Schutze der Sicherheit 
anderer ist in der Literatur immer wieder kritisiert worden. 

In doumatischer Hinsicht hat man beanstandet, dass diese Vor­
schrift ei�e Aufo-ahe erfülle, die nicht dem Privatrecht zufalle, son· 
tlern in den Auf;abenkreis des öffentlichen Rechts gehöre30 ) .  Diesem 
Einwand kann aber deshalb keine Bedeutung zugemessen werden, 
weil das heutige Vormundschaftsrecht wohl zum grösseren Teil öffent­
liches als privates Recht ist31 ) .  So sagt Naef32 ) : «Wenn man heute 
noch das Vormundschaftsrecht zum Privatrecht zählen muss, so in 
erster Linie, weil ihm als öffentliches Recht die verfassungsmässige 
Grundlaue fehlen würde, weniger, weil es rein formal, gesetzestech­
nisch ge�ehen, als familienrechtliches Institut auftritt, was historisch 
zu erklären ist». 

Aber auch in praktischer Hinsicht hat man die Durchbrechung 
des Fürsorgeprinzips gerügt33 ) .  Hier aber zu Recht. Sie ist dazu ange­
tan Rechtsunsicherheiten zu schaffen. Die Illustration zu dieser Be­
ha�ptung finden wir in den obigen Ausführungen über die zu 

23) Vgl. die strafrechtlichen Normen, wo die _Grö�se des angedrohten Übels nach 
dem Wert des zu schützenden Rechtsgutes steh nchtet. 

24) Oben S. 69. 
25) Oben S. 68. 
26) Oben S. 94 f. 
27) Oben S. ' 9 · 
28) Oben S. 1 9 1f. 
29) Oben S. 88. . . . 
30) Friedrich 87 . Miiller 2 1 .  Naet 1 0 1 .  Hartmann 45· Staudmger Komm. S 6 N. 1 6. 
3 1 )  Zipkes 1 0 1 .  Rittmeyer 34/35· Müller ._ 3 ·  Hartmann 68. 
p,l;' Naef 102. 
33) Naef 1 03. 
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sch��zenden Rechtsgüter ( III ) , wo wir die Meinungsverschiedenhei­ten uber den Umfang der schutzwürdigen Drittinteressen aufgezeigt haben. J e  nachdem man den durch die Entmündi<run<r zu schützenden Kreis . von Rechtsgütern enger oder weiter zieht, 0 ver�ngt oder erwei­tert Sich auch dementsprechend der Kreis der zu entmündigenden Per­s�>ne�. Dar�n sehe� wir, dass eben jede Ausnahme vom Fürsorgeprin­zip die Unsicherheit darüber, welche Personen nun alle zu entmündi­g�n seien, nur vergrössert. Schon aus diesem Grunde empfiehlt sich em Festhalten am fürsorgerischen Grundsatz der Vormundschaft. \. --� eiter h?ben
. 
wir gesehen, dass die Entmündigung selbst kein t�ugl�ches Mittel Ist, �m eine vom Interd�zen

.
den au�gehende Gefahr fur die Gesellschaft wuksam zu bannen. Sie dient meist nur als Mittel \ zum Zweck der 

.
Anstaltsei�weisung. Dieser Umstand trägt aber be­-......sonders dazu bei, das Institut der Vormundschaft beim Bür<rer in Verruf zu bringen. " 

Im Falle der Entmündigung gemäss Art. 370 ZGB tritt diese dis­kriminierende Wirkung noch viel deutlicher hervor weil sie hier die unbeabsichtigte, strafende Nebenfolge noch erheblich verstärkt. Wenn man die Summe der dem Institut der Entmündi<run<r nur abträglichen Wirkungen dieser Bestimmun<r überblickt so 1�uss"man sich wahrhaftig fragen, wieso eine solche V ;rschrift übe
,
rhaupt in den Gesetzestext hat Eingang finden können. .. -·- ·Die . Erklärung dafür liegt in historischen Tatsachen begründet. Zur Zeit des Erl�sses . d�s ZGB waren die kantonalen Verwahrungs­gesetze noch

. 
unemh�tthch und mangelhaft oder fehlten überhaupt. Aher auch die Ausbildung des Massnahmerechts in den alten kanto­nalen Strafgesetzen war nicht genügend für eine wirksame Ver­breche�sbekä�pfu?g. D� a�er nach hundesrechtlicher Kompetenz­ausscheidung fur die Legifenerung auf dem Gebiet des - öffentlich­rechtlichen - Verwahrungsrechtes nur die Kantone zuständio- sind, so hätte ein gesamtschweizerischer Schutz der AU<remeinhe'it vor asozialen Wesen so lange nicht bestanden, als nicht �ämtliche Kan­tone in dieser Materie ihre Gesetze edassen hätten. In der Zwischen­zeit hätten aber diese gefährlichen Menschen ihr Unwesen treiben können, ohne dass man eine rechtliche Handhabe gehabt hätte, geg�n sie ausserstrafrechtlich vorzugehen. 

Aber selbst bei deliktischem Handeln konnte die Gesellschaft zufolge des inangelhaften Massnahmerechts in den kantonalen Straf­gesetzen vor solchen gesell�chaftsgefährlichen ·Indjviduen nicht ge­hörig geschützt werden. Entweder entgingen sie wegen Unzurech­nungsfähigkeit der Strafe überhaupt, oder dann musste man sie nach Ahbüssung der Strafe trotz dem Wissen um ihre Gefährlichkeit wieder auf freien Fuss setzen34 ) .  

. 
Es bestand demnach ein dringendes Bedürfnis nach Massnahmen, die den Schutz der Allgemeinheit gewährleisten konnten. Die Verein­h.eitlic�ung des Zivilrechts bot. durch das Institut der Entmündigung eme Willkommene . Gelegenheit, diesem· unhaltbaren Zustande für 

34) Hafter : Lehrbuch 8. 3 83 . Naef 84. 
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das ganze Gebiet der Schweiz mit einem Schl
.
ag e.in Ende zu setzen. 

Man hat demnach mit dieser Bestimmung eme m unserer Rechts· 
ordnung bestehende Lücke35) ausgefül�t. Nu� ist aber zu s�gen, dass 
ein solcher Lückenbüsser nur solange eme Existenzbere

.
chtigung hat, 

als eine Lücke wirklich noch vorhanden ist. Es fragt sich demn�ch, 
ob heute noch eine Notwendigkeit für die Existenz dieser das Institut 
der Vormundschaft nur diffamierenden Bestimmung bestehe. . Da ist in erster Linie darauf ·aufmerksam zu machen, dass mit dem 
lnkrafttreten des schweizerischen Strafgesetzbuches vom l. J anuar 
1942 eine für das ganze Gebiet der Schweiz einheit.liche Rechtsgrund­
���� fÜr die Anordnung von Schutz- und Sicherheitsmassnahmen vor 
unsozialen Wesen geschaffen worden ist ( vgl. A�t. 14, 42 ff S�GB36) • 

Durch diese strafrechtlichen Massnahmebestimmungen wud n
.
un 

ein grosser Teil geistig Abnormer und Liederli�her. erfasst. E� bleibt 
aber immer noch eine Lücke offen. Bekanntheb ISt das �Irksam­
werden dieser strafrechtlichen Sicherungsmassnahmen an die uner· 
lässliche Voraussetzung gebunden, dass sich die ihrer �n.lage oder 
ihrer Gesinnung nach gesellschaftsfeindliche Person tath

.
ch gegen 

die Strafrechtsordnung vergangen hat37 ) .  Dagegen. geben diese stra_f· 
rechtlichen Massnahmebestimmungen keine Handh

_
a�e, gege� die l i  

nicht straffälligen, gesellschaftsgefährlichen IndiVIduen emzu· ' 
schreiten. · 

Dieses Problem zu lösen, wäre Sache dei· kantonalen Verwaltun�s-
t, WI'e rresa<rt war es zur Zeit des lnkrafttretens des ZGB m gese ze. o o ' 1 S · · z · dieser Hinsicht bei den Kantonen schlecht beste! .t. eit J�ne� eit· 

punkt sind aber J aluzehnte vergangen, und inzwischen sind In den 
, meisten Kantonen die nötigen Verwahrungsgesetze erlassen worden. 

Somit ist auch in uieser Hinsichteme. Gesetzeslücke kaum mehr vor-
handen. 

d h E' r·h Ich bin deshalb mit N aef38 )  der Ansicht, ass �ac m � rur_tg 
der sichernden Massna�1men des Strafrechts und mit de� Weiterhil· 
dun<r der kantonalen Verwahrungsrechte heute der Ze1tpunkt .. ge· 
kom';nen ist da man die Entmündigungsvoraussetzung der Gefahr­
duno- der Si

,
cheTheit Dritter fallen lassen könnt�. Obwohl zu sa.gen 

ist, dass die Anwendu'ngsmöglichkeit dieser Bestmunt�ng noch n�cht 
überall als auf<rehoben betrachtet werden kann, so Ist doch diese 
Vorschrift heut� fast zur Bedeutungslosigkeit herab�esunke�. J�den­
falls vermögen die ihr anhaftenden Nachteile3: ) �Ie Vorte1l

_
e Ihrer 

Aufhebung kaum mehr aufzuwiegen. y on zwei. Losung�n, die zwar 
beide nicht befriedigen, ist aber stets d1e vorzuz1�hen, die m�hr V �r­
teile in sich birgt. Denn wie ein geringeres Gut eme Art von übel Ist, 
so ist ein geringeres übel eine Art von Gut40) . 
35)  Friedrich 87. 

. . · 1 d M h d 6) y 1 Egger Komm . Art. 3 7 0  N. 27.  Liecbt1 :  D1e Sie lern e assna me er �7) v�1: Hafter : Lehrbuch S. 3 M 2 .  . . . _ITrinkerheilanstalt S.  9· 
J8) Naef 1 0 3 / 1 04. Vgl. Binswanger : Forens. Psycl11atne mcht ge1steskran_ker Pers. S. I 53 ·  

) S. 1 b S 7 Vgl in diesem Zusammenhang auch Mezger, 111 Grzfr. d. N-3 9 Je Je o en . 9 . . 
. . . . . . 

. d 11 ·h ftl ' h u . SL Heft I 2 4 :  • Ein bestimmtes sozmles R1s1�0 1st m1t
. 

Je em ge�e sc a .. 1� en 
Dasein untrennbar v�knlipft, und die allgeme111e Rücks�c!1t auf d1e personhebe 
Freiheit du ldet nicht, da<s dieses Risiko voll kommen bese1hgt werde• . 40) Leibnitz : Theodizee, 1. Teil Nr. 8, S. r 8z, 111 Ausg. des KronerverL, Stuttgart 1 949. 
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3· Kapitel 

Die formellen Voraussetzungen 

Die Regelung des Entmündigungsverfahrens ist grundsätzlich 
Sache der Kantone41 ) .  Trotzdem finden sich auch im ZGB einzelne 
Verfahrensvorschriften für die Entmündigung. Diese wurden zum 
Zwecke einer einheitlichen Durchführung des materiellen Rechts 
aufgestellt. Es interessiert uns hier vor allem der Art. 374 ZGB wo 
die Ei?holun? eine_s Gutachtens und die persönliche Anhörung 'vor­
g�schneben smd. Sie sollen eine sorgfältige Feststellung des Entmün­�Igungsgrundes garantieren. Nichtbeobachtung dieser bundesrecht­
liC�en Y e�fahren.svorschrift führt zur Aufhebung der Entmündigung, 
g_�eic?gultig, ob Im konkreten Fall die materiellen Voraussetzungen · 

fur eme Bevormundung vorgelegen hätten oder nicht42 ) .  

I m  besonderen ist zu bemerken, dass auch 'in der Verfahrensvor­
schrift von Art. 374 ZGB die beiden . Entmündigungsmöglichkeiten 
des Art. 36?. ZGB u?d des Art. 370 ZGB streng auseinander gehalten 
�erden .. Wahren� sich �as Gesetz bei der Entmündigung von mora­
hsch Mmderwertigen mit der Anhörung begnügt, erklärt es für den 
�all der Entmündigung von Geisteskranken die Einholung eines ärzt­
hchen Gutachtens als unbedingtes Erfordernis, wogegen die Anhö­
rung des geisteskranken Interdizenden vom An- oder Abraten des 
medizinischen Sachverständigen abhängig gemacht wird. 

Was es mit diesem Unterschied im Verfahren auf sich hat das soll 
in der Folge gezeigt werden. ' 

An dieser Stelle ist einzig noch darauf aufmerksam zu machen 
dass �an fiir d

_
ie Festste!lu�g, ob ein Fall von Art. 370 ZGB vorliegt: 

oft mcht um eme psychiatnsche Begutachtung herumkommen wird. 
Dies deshalb, weil die dauerhaft unmoralische Lebensführung nicht 
selten eben nur Ausdruck einer geistigen Krankheit ist. 

Diese letzte Feststellung bestimmt denn auch die systematische 
Anor�nung der folgenden Auseinandersetzung. Wir werden nämlich 
zu zeigen haben, welche Bedeutung der Begutachtung in den Fällen 
von Art. 369 ZGB einerseits und in den Fällen des Art. 370 ZGB ander­
seits zukommt. Eine gleiche Anordnung der Untersuchung ergibt sich 
auch in Hinsicht auf die Anhörung. 

4•) Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der bundesstaatliehen Kompetenzausscheidung. 
Bestätigung dieses Prinzips in Art. 373 ZGB. 

42) Vgl. BGE 39 H 1 90. BGE 2 Nr. 204. Vgl. in diesem Zusammenhang auch BGE 6I Il 30. 
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§ 15. Die Begutachtung. 

I .  In den Fällen des Art. 369 ZGB 

Nach Art. 374 Abs. 2 darf eine Person nur entmündigt werden, 
wenn die Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in einem «Gutach­
ten von Sachverständigen» festgestellt worden ist. Diese Bestimmung 
bezweckt die gründliche Prüfung des Vorhandenseins des Tatbe­
standsmerkmales geistiger Abnormität. Es sollen damit ·ungerecht-· 
fertigte Entmündigungen vermieden werden. 

Daraus ergibt sich einmal, dass die Begutachtung nicht einem 
x-beliebigen Arzt anvertraut werden darf, sondern einem geschulten. 
Psychiater zu übertragen ist. Nur sein Urteil darf als massgebend be­
tracntet w'erden, soll die Vorschrift von Art. 374 II ZGB nicht zur 
bedeutungslosen Formvorschrift heruntersinken. 

Aus dem dargelegten Schutzzweck des Gutachtens folgt weiter, 
dass eine Begutachtung nur für einen bejahenden, nicht aber fiir 
einen abweisenden Entmündigungsbeschluss notwendig istl ) .  Weiter 
ergibt sich auch daraus, dass die Einwilligung des zu Entmündigen­
den in eine Interdiktion die Notwendigkeit der Einholung eines Gut­
achtens nicht beseitigt2 ) .  

Art. 374 II ZGB spricht von «Gutachten von Sachverständigen». 
Bei grammatikalischer Auslegung des deutschen Gesetzestextes müss­
ten also in jedem Entmündigungsfall mindestens zwei Psychiater 
ihre Meinung über den geistigen Zustand des Interdizenden äussern. 
Eine andere Formulierung enthält der französische Gesetzestext, Statt 
von «Gutachten von Sachverständigen» ist hier von «rapport d'exper­
tise» die Rede. Allgemein hat man nun dem französischen Text den 
Vorzug gegeben, so dass also die entmündigende Behörde auf die Ein­
holung eines zweiten Gutachtens verzichten kann, wenn ihr das erste 
glaubwürdig erscheint 3 ) ,  Natürlich bleibt es der kantonalen Gesetz­
gebung unbenommen, bezüglich der Gutachtenfrage schärfere Be­
stimmungen aufzustellen 4 ) .  

Im Entmündigungsprozess hat das Gutachten die Funktion eines 
Beweismittels. Bestimmung des Beweises ist es, Tatsachen zu Tage 
zu fördern5 ) .  Dient das Gutachten der Erbringung des Beweises, so 
ist damit auch der Aufgabenkreis des Psychiaters umschrieben. Seine 
Begutachtungstätigkeit beschränkt sich demnach auf die Beantwor­
tung von Tatfragen. 

Tatfragen sind bei der Entmündigung. die Fragen nach deni Vor­
handensein einer geistigen StörungS ) ,  nach deren Grad und voraus­
sichtlicher �auer, nach deren Auswirkung auf die · Besorgung der 

t) BGE 61 II 2 1 4. 

2) Kaufmann Komm. Art. 374 N. 3· Naef 1 o7/I o8. 

3 )  BGE 3 9 II 4· 

4) Friedrich I 5 I/, 5'1.· Naef 1 07. 
s) Guldener 283.  

6) Sternberg : Entmündigungsordnung 15.  Naef J I O. Vgl. auch BGE 3 2  II 748/749· 
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eigenen Angelegenheiten des lnterdizenden und schliesslich die Frage 
nach der Gefährlichkeit des zu Entmündigenden gegenüber Dritten. 

· Hier liegt das Tätigkeitsfeld des Sachverständigen. über diese Fragen 
hat er den -.Entinündigungsrichter aufzuklären7 ) ,  damit dieser auf 
Grund dieses Tatsachenmaterials seine rechtlichen Überlegungen an· 
stellen und seine Entscheidung treffen kann. Dabei bleibt auch hier, 
wie bei jeder andern richterlichen Beweisprüfung, dem Richter die 
freie Beweiswürdigung vorbehalten. Verfügt der Richter aber selbst 
nicht uber gründliche Fachkenntnisse auf dem Gebiet der Psychia· 
trie, so ist die richterliche Beweiswürdigung allerdings von fraglichem 
Wert. In der Regel wird der Richter dann eben dem medizinischen 
Gutachten zustimmenB ) .  Wenn ihm aber Zweifel an der Glaubwürdig· 
keit der medizinischen Expertise aufsteigen, so wird ihm, - wenn er 
sich nicht auf die eigenen psychiatrischen Kenntnisse verlassen kann 
- nichts anderes übrig bleiben, als weitere Gutachten einzuholen. 
Von den Gutachten wird er dasjenige seiner Beurteilung zu Grunde 
legen, das ihm am glaubwürdigsten scheint. 
---wenn demnach bezüglich der Tatfragen der Psychiater in der 
Regel das massge,!lende Wort zu sprechen hat, so ist deswegen der 
Entmündigungsentscheid noch hinge nicht in die Hände des Psychia­
ters gelegt - welcher Ansicht man im Volke verschiedentlich begeg· 
net. Es bleiben neben diesen Tatfragen nämlich immer noch eine 
Anzahl weiterer Fragen ·zu beantworten, die sogenannten Rechts· 
fragen. 

· 

Dahin gehören die Fragen, was unter den Angelegenheiten, was 
unter der Schutzbedürftigkeit und unter der Gefährdung der Sicher· 
heit Dritter zu verstehen sei. Ihre Beantwortung steht nur dem Rich­
ter zu und befindet sich ausserhalb des Urteilsbereichs des Psychia­
ters. Ebenso ünzuständig ist der Mediziner dort, wo es darum �ht, 
d_i�)rztlichen Erhebungen juristisch auszuwerten-:-So;mnn- es gilt 
zu p rlifen, ob · die- <Iui:ch die. Geisteskrankheit verursachte Unfähig­
keit den juristischen Tatbestand der Unfähigkeit zur Besorgung der 
eigenen Angelegenheiten erfülle, oder wenn zu beurteilen ist, ob im 
konkreten Fall auch wirklich eine Schutzbedürftigkeit im Sinne des 
Entmündigungsrechts vorliege, oder ob die Gefährdung der Sicher­
heit Dritter die juristisch erforderliche Qualifikation aufweise. Diese 
Fragen sind solche der rechtlichen Begriffsumschreibung und der 
Subsumption. Sie unterstehen allein der Beurteilung durch den 
Richter9 ) ,  

Diese Aufteilung der Aufgabenkreise zwischen Psychiater und 
Richter bildet meines Erachtens aber ein zuverlässiges Mittel, den 
gefürchteten Einfluss des Psychiaters auf den Entmündigungsent· 
scheid auf ein zulässiges Mass zu beschränken. Denn wenn der Ent· 
mündigungsrichter auch nur in den seltensten Fällen ein psychiatri· 
sches Gutachten wird sachverständig und unbefangen würdigen kön-
7) Über die Anforderungen, die an das psychiatrische· Gutachten zu stellen sind vgL 

die vorzüglichen Ausführungen bei Naef I 12 ff. 
�) Vgl. Naef 108, wo er auch auf die psychologische Ursache dieser Erscheinung auf-

merksam macht. · 

9) Vgl .Naef 1 1 1 . Vgl. auch BGE 32  II 74&f749 : Das BGer. hat nur die Rechtsfr . zu prüfen. 
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nen, s o  ist durch diese Aufgabenabgrenzung doch genügend Gewähr 
dafür geschaffen, dass nicht der Psychiater, sondern letztlich doch 
der Richter über die Entmündigung eines Menschen entscheidet. 

2. In den Fällen des Art. 370 ZGB . 
Nach klarer Gesetzesvorschrift ist die Einholung eines Gutach­

tens nur in den Fällen nötig, Ja wegen Geisteskrankheit oder Geistes· 
schwäche entmündigt wird. Hier abet· ausnahmslos. 

Steht dagegen eine Entmündiguug wegen Verschwendung, Trunk· 
sucht, lasterhaften Lebenswandels oder Misswirtschaft in Frage, so 
soll gernäss Art. 374 I ZGB nur entmündigt werden, wenn die zu ent­
mündigende Person vorher angehört worden ist. Von einer Begut­
achtung. ist hier nicht die Rede. Die Mitwirkung des Sachverständigen 
- wie in Art. 369 ZGB -- ist also nicht vorgesehen. Es entscheidet 
der Richter allein, ob die sozialen ÜLelstiin!le verursachenden Voraus­
setzungen des Art. 370, wie Trunksucht, lasterhafter Lebenswandel 
usw., gegeben sind. Die Verschiedenheit in !ler verfahrensrechtlichen 
Behandlung ist meines Erachtens ein weiteres lndi:�: dafür, dass der 
Unterschied :�:wischen den durch den Art. 36Y und den durch den 
Art. 370 betroffenen Menschen in ihrer mora lischen Qualifikation 
zu suchen ist. Der Umstand, dass mau in deu Fällen tles Art. 370 ZGB 
auf die Beiziehung eines Sachverständigen ver:�:ichtet hat, bringt deut­
lich zum Ausdruck, dass es sich bei den verursachenden Voraus­
setzungen des Art. 370 um aso:�:ial sich auswirkende, geistige Erschei­
Ilu�ge_n ... andeln muss, von denen mau glaubt, Jass sie von jedem ver­
nünfti"en Menschen beurteilt werden können. Wie wir aber schon 
früherl O )  festgestellt haben, sind es gerade die moralischen Minder­
wertigkeiten, die zu betuteilen sich jedermann :�:utraut. So finden wir 
also auch in der verfahrensrechtlichen Vorschrift des Art. 374 ZGB 
unsere Ansicht bestätigt, dass der Art. 370 ZGB eben die Fälle mora­
lischer Minderwertigkeit treffeu will. 

Obwohl für eine Entmüudiguug �emäss Art. 370 ZGB keine Be-
. �utachtung vorgeschrieben ist, so wird mau doch in manchen �ällen, 

da eine E ntmündigung aus Art. 370 ZGB eingeleitet worden 1st, um 
eine Begutachtung nicht herumkommen. Wir haben ja obe�l l )  �est­
O"estellt dass Trunksucht, lasterhafter Lebenswandel usw. steh mcht ;elten �uch auf dem Boden geistiger Auomalie entwickeln können. 
Hegt nun aber der Richter an der geistigen Gesundheit des ursprün{!­
lich als moralisch minderwertig taxierten lnterdizenden irgendwel­
chen Zweifel, so wird er eben ein psychiatrisches- Gutachten einholen 
müssen. Stellt der Arzt in seiner Expertise eine geistige Abnormität 
fest, so hat diesfalls die Entmündigung aus Art. 369 und nicht aus 
Art. 370 zu erfolgen, denn dann handelt es sich ja um eine Entmündi­
l!ung eines Geisteskranken. Dementsprechend ist auch von diesem 
Mo�ent an nur noch gernäss den Bestimmungen über die Entmündi­
gung von Geisteskranken zu prozedieren. 

1o) Siehe oben S. 49/5o. 
u) Siehe oben S. 3 6/37. 



.. Dass .eine. Entmündigung gemäss Art. 370 hier ausser Betracht 
fa�lt, ergib.t siCh aber aus dem Begriff der moralischen Minderwertig­
keit, der siCh zusammensetzt aus dem objektiven Moment : der Ver­
letzung de� m�ral�schen Norm und dem subjektiven Moment : der 
Schuldhafttgkelt dieser Verletzung. Nach ethischer und juristischer 
Auffasstmg besteht aber die Eigenart der Geisteskranken o-erade darin ��ss b�i ihnei_J das Moment der Schuld dahinfällt. Wo abe� ein Mensch 
f�r seme sozial verwerfliche Lebensweise infolge Schuldunfähigkeit 
mcht .mehr veran�wortlich gemacht werden kann, ist auch für eine 
morahsche Beurteilung kein Platz mehr. 

Im einzelnen kann noch gesa�t werden, dass die Erstellung eines 
Gutachtens wohl am meisten in den Fällen des lasterhaften Lebens­
wandels nötig sein wird. Die starke Abweichuno- vom normalen Ver­
halten. lässt hier am ehesten eine geistige Störm�g vermuten. 
. Bei. den 'J:.:ri?�e�n wird ein? Be.gutachtung immer dort unumgäng­

lich sem, wo die Trunksucht m em Stadium schwerer o-eistirrer Ver­�ommenheit eingetreten ist. Ein Gutachten ist hier au�h mit Rück­
siCht auf die Heilbehandlung12 )  wünschenswert, denn je nachdem 
da� Gutachten ausfällt, wird man den Trinker entweder einer Trinker­
heilanstalt oder einer Irrenanstalt zur Pfleo-e über()'eben. 

Schliesslich ist hier noch ein Wort zu s:gen iib�r die Ausscheidunrr ��r Aufgabenkreise zwischen Entmündigun(o!;srichter und Psvchiate� 
fur ?en . Fall, da eine Entmündigung wegen moralischer ·Minder­
wer�Igkeit angehoben worden ist, wo aber der Richter wegen seinen 
z.weifeln an der geistigen Gesundheit des Interdizenden die EinholunP' 
e.mes . Gutachtens . für tunl�ch erachtet hat. Grnndsätzlich gilt hin'� 
sichthch der ZWischen Richter und Psychiater vorzunehmenden 
Kompetenzausscheidung (o!;enau dasselbe wie in Art. 369 ZGB. Denn 
auc? hier b�steht ja die Aufgabe des Psychiaters in nichts anderem 
als I� der Forderml"g des Tatsachenmaterials. Wir verweisen deshalb 
auf die entsprechenden obigen Ausführungen 1 3 ) . 

. Hier ist lediglich auf eine Besonderheit aufmerksam zu machen. 
Wu haben oben gesehen, dass zufolge der man••elhaften Kenntnisse 
der Entmündigungsrichter atJf dem Gebiet d;r P�vchiatrie diese 
g.egeniiber den psychiatrischen Gutachten meist: nicht nnbefanrren 
smd u?d sich deshalb bei ihrer Beweiswiirdignng kaum trauen :er­
den, eine v.om Gutachten verschiedene Ansicht zu vertreten. Diese 
Tatsache wukt sich - natürlich vorausgesetzt, dass auch die juristi­
schen Voraussetzungen gegeben sind - dahin aus dass we�n die 
F.��ge.zur_ Di_skussion steht, ob nach Art. 370 ZGB oder 369 ZGB ent­
mun.dig�. we.t:den .soll, praktisch ·der Psychiater hierüber den Ent­
s.�he�d f�llt 14) . Wu stehen hier vor der sehr ähnlichen Situation, wie 
Sie siCh Im Strafprozess bietet, wo. in praxi schliesslich auch die Mei-
1 2) Binder :

�
Aikoholiker S. 14 1f., inshesondere S. 1 7 .  

13 )  S1ehe oben S. r o 1  f. 
· 

14) Vgl. d�zu Birnb�um in �rz
.
fr. d. N- u. SL Heft 64, S. 7, wo über die Frage der �re�.zZI.ehun� ZWis

.
chen ge�stu?;er Gesundheit und Krankheit bei psychopathischen 

ersonhchkelten d1e R:de 1st, V11;l. ebenda S. 74· Zur gleichen Frage vgl. den Auf­�t� vo? .. Bumke : •D1e Grenzfragen der geistigen Gesundheit•, in .Münchner 
mversitatsreden, Heft 1 6, München 19:a9 .  

nung des Psychiaters über die Zurechnungsfähigkeit oder Unzurech­
mmgsfähigkeit des Täters dafür ausschlaggebend ist, ob der Delin­
quent überhaupt oder in welchem Masse er bestraft werden soll. An­
erkennt man diese Ordnung im Strafrecht aber für richtig, dort, wo es 
einmal um Freispruch oder strafweise Internierung geht, so wird man 
gegen diese Regelung im Entmündigungsrecht, wo kaum je soviel auf 
dem Spiele stehen wird wie bei der Strafe, kaum etwas einwenden 
können. Man kann zwar hier wie dort diese Regelung bemängeln. 
Allein der Fehler liegt ja nicht beim Gesetz. Er ist lediglich die Folge 
der natürlichen Beschränktheit menschlichen Geistes oder, wie man 
so sagt, menschlicher Unzulänglichkeit. 

§ 16. Die persönliche Anhörung. 

Die Anhörung hat im Entmündigungsprozess zweierlei Bedeutung. 
Einmal ist sie als Ausfluss des Prinzips des rechtlichen Gehörs als 
Partei_einvernahme anzusehen, als Ausfluss des Prinzips der Erfor­
schung der materiellen Wahrheit, dann aber als Augenschein 1 ) . Diese 
Unterscheidung in ihrer Funktion wollen wir unserer folgenden Dar­
stellung zu Grunde legen. 

I. Die Anhörung ·als Parteieinvernahme 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör «ist ein so allgemein aner­
kannter und wichtiger Grundsatz jedes Prozessverfahrens, dass er, 
wenn er auch nicht ausdrücklich in das Verfassungsrecht Aufnahme 
gefun'den hat, doch als Bestandteil des allgemein verfassungsmässigen 
Prinzips der Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz, das überhaupt 
di:m Schutz der Bürger vor behördlicher Willkür in sich schliesst, 
betrachtet werden muss»2) . Dieses Prinzip hat in Art. 374 ZGB eine 
ausdrückliche Bestätigung gefunden. Danach soll grundsätzlich nie­
mand entmündigt werden, bevor er von der Entmündigungsbehörde 
angehört worden ist. Bei der Durchführung dieses Grundsatzes vom 
rechtlichen Gehör hat sich die Entmündigungsbehörde an strenge 
Regeln zu halten. Sie sind in einem Kreisschreiben des Bundesge­
richts3) niedergelegt. Danach genügt es nicht, dass man dem Inter­
dizenden gegenüber ganz allgemein erklärt, er sei unfähig zur Besor­
gung seiner Angelegenheiten und schutzbedürftig, sondern. verla?gt 
wird eine genaue Begründung des Entmündigungsantrages. Es smd 
ihm alle zur Last gelegten Einzeltatsachen, worauf sich der Entmiin­
dignngsantrag stützt, zu nennen. Nur J:lei einem solchen Verfa�ren, 
da der lnterdizend weiss, wofür er überhaupt den Gegenbeweis zu 

1) Egger Komm. Art. 374 N. z und N. 7· Naef 1 20. 

z) BGE 23, 568.  Friedrich 143 · 
3 )  Kreisschreiben des Bundesgerichts an die kantonalen Regierungen betr. das Ve-;-l 

fahren bei Entmündigungen vom 1 8 .  Mai 1 9 14; in .BGE 40 II 1 82 ff. Vg-1. dazu ' 

.BGE 41 II 654, 3 9  II 5 17, SJZ 3 2, 2 1 8 . Naef 1 2 1 .  Friedrich 146. 

1 05 



erbringen hat, kann er sich gegen die ihm drohende Entmündigung 

wirksam verteidigen. Ferner muss ihm natürlich auch Gelegenheit 

geboten werden, das für den Gegenbeweis nötige Material zu he· 

schaffen. 
Nur wenn im Entmündigungsverfahren diese strengen Anforde· 

rungen an den Grundsatz des rechtlichen Gehörs geknüpft werden, 

vermag die Bestimmung von Art. 374 auch wirklich ihren angestreh· 

ten Schutzzweck zu verwirklichen. 
Was das Bundesgericht hier über d::o;; Verfahren zur Feststellung 

der Voraussetzungen des Art. 369 sagt, gHt in analoger Weise auch 

für die Feststellung der Voraussetzungen des Art. 370 ZGB. Sie hat 

mit ebenso grosser Peinlichkeit zu erfolgen. 
· 

1. In den Fällen des Art. 369 ZGB 

Eine Abweichung von diesem Grundsatz des rechtlichen Gehörs 

stellt der Art. 374 II ZGB auf. Danach hat sich das Gutachten auch 

darüber auszusprechen, ob eiae vorgängige Anhörung des zu Ent· 

mündigenden zulässig oder nicht zulässig sei. Dabei ist aber Unzu· 

Iässigkeit nicht gleichzusetzen mit Zwecklosigkeit. Es ist also nicht 

schon von einer Anhörung abzusehen, weil nach der Ansicht des 

Mediziners der lnterdizend doch stur an seinem Standpunkt fest� 

halten würde und deshalb die Anhörung juristisch als zwecklos er· 

scheinl. Ob eine Anhörung wirklich zwecklos ist, das zeigt sich ja 

jeweilen erst bei der Parteieinvernahme. Eine Interpretation der Vor· 

schrift von Art. 374 H ZGB im Sinne von Zwecklosigkeit würde die 

wahre Bedeutung dieser Bestimmung verkennen. Diese Vorschrift 

ist nämlich nicht im Interesse der Entmündigungshehörde, z. B .  

zwecks Arheitserleichterung, sondern im alleinigen Interesse des ln­

terdizenden aufgestellt. Sie bezweckt die Möglichkeit der Rücksicht· 

nahme auf den Gesundheitszustand des Interdizenden, d. h. man hat 

da�it eine rechtliche Mö!!;lichkeit geschaffen, gesundheitsschädliche 

Aufregungsiustände, wie sie bei gewissen Geisteskranken erfahrungs· 

gernäss anlässlich der Gerichtsverhandlungen aufzutreten pflegen, 

zu verhindern. Die Frage nach der Zulässigkeil ist somit eine rein 

medizinische. Es fragt sich nämlich lediglich, ob vom medizinischen 

Standpunkt aus eine Einvernahme zu verantworten sei. Nur hierüber 

hat sich denn auch das Gutachten auszusprechen. Dabei sind sich 

Mediziner und J uristen einig, dass von der persönlichen -Anhörung 

nur abzusehen sei, wenn davon eine dauernde gesundheitsschädigende 

Wirkung zu erwarten ist. Vom Medizin�r wird diese Lösung deshalb 

befürwortet, weil es vom therapeutischen Standpunkt aus in der Regel . 

besser ist, wenn sich der Patient bei den Verhandlungen aufregt, und 

zwar selbst dann, wenn sich dabei der Gesundheitszustand vorüber· 

gehend verschlimmert, als «wenn er nachträglich erfährt, dass er 

gleichsam hinter seinem Rücken hevormundet»4) worden ist. Vom 

juristischen Standpunkt aus ist diese Lösung geboten, weil .ohne Not 

ein derart bedeutungsvoller Fundamentalsatz unserer Rechtsordnung 

4) Wyrsch zh. Friedrich xso. Naef IZ3·  

· xo6 

n�cht umgangen werden �ollte. Nur die Rücksicht auf die Gesundheit 
emes Menschen rechtfertigt hier die Ausnahme. 

2. In den Fällen des Art. 370 ZGB 
Wie. schon in anderem Zusammenhange erwähnt, schreibt das 

Gesetz m der Verfahrensre()'el von Art 374 I ZGB f" d' . E .. d' 
I. h . 0 • 
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e person IC e er-
. .ass�g . es 

.?
ter Izenden vor. Eine Ausnahme von diesem Prin-

ZI?, wie f
d
�r die

R
Falle von Art. 369, ist hier nicht vorgesehen. Prüfen 
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, , VO Ige IC tlg elt. 
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II. Die Anhörung als Augenschein 
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stellt. Er selbst bildet für · den Richter das W ahrnehmungsobjekt, 
anhand dessen sich dieser von dem Vorhandensein oder Nichtvor­
handensein der für die Entmündigung erheblichen Tatsachen über­
zeugen kann. So qualifiziert sich die Anhörung in der Einvernahme 
als Augenschein als ein Akt der Beweisaufnahme, wobei dem lnter­
dizenden .. als Wahrnehmungsobjekt die Eigenschaft eines sachlichen 
Beweismittels zukommt6) .  

Weiter gilt für das Entmündigungsverfahren anerkanntermassen 
die Offizialmaxime7 ) .  Zwar schreiben die bundesrechtlichen Ver­
fahrensnormen diese · Regelung nicht ausdrücklich vor. Diesen ver­
fahrensrechtlichen Grundsatz hat man aus der imperativen Formu­
lierung der Entmündigungsbestimmungen selbst abgeleitet. Man hat 
nämlich den Ausdruck «Unter Vormundschaft gehört . . .  » als einen 
Befehl an den Richter aufgefasst, der es ihm zur Pflicht macht, den 
Bevormundungsfall von Amtes wegen festzustellen. Eine solche Rege· 
lung ist durchaus �egründet. So sagt EggerB ) ,  dass, wer diesen folge­
schweren EntscheiV. über die Handlungsfähigkeit einer Person zu 
fällen habe, auch die materielle Wahrheit erforschen soll. --

Da nun die Formulierung : «Unter Vormundschaft gehört . . .  » 
sich in gleicher Weise in Art. 369 wie in Art. 370 ZGB findet, ander­
seits . auch bezüglich der rechtlichen Wirkungen zwischen .der Ent­
mündigung nach Art. 369 und Art. 370 ZGB kein Unterschied besteht, 
so muss auch das Prinzip der Offizialmaxime in den Entmündigungs­
fällen beider Artikel in gleicher Weise Geltung haben. 

Aus der Feststellung, dass im Entmündigungsprozess der lnter­
dizend selbst als ein sachliches Beweismittel anzusehen ist, und aus 
dem verfahrensrechtlichen Grundsatz der Offizialmaxime ergibt sich 
die prozessrechtliche Forderung, dass es der Richter möglichst in 
kein:em Fall unterlassen sollte, sich durch einen persönlichen Augen­
schein selbst ein Bild zu machen über die geistige Verfassung des zu 
Entmündigenden. Zugegeben, die materielle Wahrheit kann theore­
tisch auch durch andere Mittel festgestellt werden. Doch wird der per­
sönliche Augenschein stets zu einer gründlichen Urteilsbildung bei­
tragen, denn erfahrungsgernäss vermag sich der Mensch über die 
Eigenschaften eines andern bei einer persönlichen Fühlungnahme 
zufolge der Unmittelbarkeit des Eindruckes am besten eine deutliche 
Vorstellung zu machen. 

1. . In den Fällen des Art. 369 ZGB 
Wo nun aus medizinischen Gründen der Gewährung des rech�­

lichen Gehörs nichts entgegensteht, hat der Richter jedenfalls Ge­
legenheit, diesen Augenschein vorzunehmen. 

Aber auch in den Fällen, da vom Psychiater eine Einvernahme 
als unzulässig erklärt worden ist, sollte die Anhörung als Augenschein 

6) Friedrich 145 ·  
7) Kaufmann Komm. Art. 3 7 3  N .  1 3. Egger Komm. Art. 3 7 3  N .  27, 2 8 ,  3 3 ,  3 7 ·  

Friedrich 143. Naef 1 2 3 .  BGE 3 9  l i  690. Anderer Meinung: Guldener S .  1 20 
Anmerkung 7· 

8)  Egger Komm. Art. 373 N. 3 3 · 
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�öglichst nicht unterbleiben. Gegen diese Forderung wird man auch 
vom medizinischen Standpunkt aus gewiss nichts einwenden können, 
denn bei der Anhörun� als Augenschein fallen ja die Faktoren, die 
einen gesundheitsschädlichen Aufregung�zustand verursachen könn­
ten, und die ja ihrerseits den einzigen Grund für die Unzulässigkeil 
zur Parteieinvernahme bilden, weitgehend dahin. 

Die praktische Durchführung einer solchen Anhörung als Augen­
�chein stellt sich Naef9) folgendermassen vor. Sie hätte in einem 
�wangslosen Frag- und Antwortspiel zwischen dem Sachverständi{.!;en 
und dem lnterdizenden im Beisein des Entmündigungsrichters zu be­
stehen. Die Fragen hätten vor allem Probleme zu berühren, die die 
Angelegenheiten des zu Entmündigenden betreffen. Dabei bliebe das 
Fragerecht des Richters vorbehalten. Die Gefahr, dass durch die 
Fragen des Richters der Interdizend in die befürchtete, gesundheits­
schädliche Aufregung versetzt würde, schätzt Naef deshalb gering, 
weil der Richter ja den lnterdizenden vom Gutachten her kennt und 
deshalb durch seine Fragen die kritischen Gesprächsthemen meiden 

· kann. Doch würde der medizinische Sachverständige am ehesten in 
der Lage sein, durch eine geeignete l<�ra�estellung dem Laien die 
Krankhaftigkeit der Geistestätigkeit des lnterdizenden vor Augen zu 
führen. 

Sinn der Anhörung als Augenschein ist demnach, dem Richter die 
«konkrete Veranschaulichung des Gutachtens»lO )  zu ermöglichen. 
Diese eminent wichti11:e Bedeutung tritt vor allem dort zu Tage, wo 
der lnterdizend ausschlb�sslich sachliches Beweismittel ist, und er 
selbst sich 11:egen eine Entmündigung nicht verteidigen kann. Im In­
teresse der Erforschun11: der materiellen Wahrheit sollte deshalb auf 
die Anhörung als Augenschein, wenn immer möglich, nicht verzichtet 
werden. 

2. In den Fällen des Art. 370 ZGB 
Wenn eine Anhörung zum Zwecke der Parteieinvernahme statt­

findet, hat der Richter ja auch gleichzeiti�?: die Möglichkeit, sich 
durch seine persönlichen Beobachtungen ein Bild über den geistigen 
Zustand des zu Entmündigenden zu · machen. In der Anhörun� als 
Parteieinvernahme ist also die Anhörung als Augenschein inbe�riffen. 
Selbständige Bedeutung erlangt die Anhörung als Augenschein erst, 
wenn eine Parteieinvernahme durch den Psychiater als unzulässig 
bezeichnet worden ist. 

Da es sich aber bei den moralisch Minderwertigen nicht um 
Geistesgestörte handelt, Rücksichtnahme auf die Gesundheit des ln­
terdizenden also nicht nötif!; ist, so hat hier stets eine Parteieinver­
nahme stattzufinden. Das Gesetz schreibt sie denn auch ausdrücklich 
vor. (Art. 374 I) . Demzufolge ist es aber auch ausgeschlossen, dass die 
Anhörung als Augenschein .  bei der Entmündigung von moralisch 
Minderwertigen jemals selbständige Bedeutung erlange. 

9) Naef 124. 
1 0) Naef 1 24. 



Der Vollständigkeit halber ist auch hier noch auf den Fall hinzu· 
weisen, da Trunksucht, lasterhafter• Lehenswandel usw. sich als ein 
Ausfluss geistiger Erkrankung herausstellen. Da es sich diesfalls um 
Geisteskranke handelt, so können wir auch hier nur wieder auf die 
obigen Ausführungen über die Entmündigung von Geisteskranken 
und auf �as i� solchen Fällen zu beobachtende Entmündigungsver· 
fahren hmwe1senl l ) .  Dort kann dann allerdings die Anhörung als 
Augenschein wieder selbständige Bedeutung erhalten. 

'/ ) Siehe oben S. I03/ Io4, Io7 .. 
I 1 0  

4 ·  Kapitel 

Die Aufhebung der Entmündigung 

I. Allgemeines 

Wie die Entmündigung, so ist auch deren Aufhebung ein konstitu­
tiver Staatsaktl). Die Vormundschaft hört also nicht eo ipso mit dem 
Dahinfall des Entmündigungsgrundes auf, sondern findet erst mit der 
Rechtswirksamkeit 2 )  des Aufhebungsbeschlusses ihr Ende. 

Gemäss Art. 433 II ZGB ist die zuständige Behörde zur Aufhebung 
dieser Massmihme «verpflichtet, sobald ein Grund zur Bevormun· 
dung nicht mehr besteht». Denn wie die Entmündigung nur ange· 
ordnet werden darf, wenn einer der im Gesetze vorgesehenen Gründe 
vorliegt, so ist für sie auch nur solange Raum vorhanden, als der Ent· 
mündigungsgrund noch besteht 3 ) .  Besondere Erwähnung verdient 
hier jener Fall, da zwar der verursachende Grund weggefallen ist, 
inzwischen aber neue Entmündigungsgründe entstanden sind. Hier 
wird eben eine Umwandlung der Entmündigung stattfinden · 
müssen 4 ) .  Allerdings muss auch hier die Festeilung des neuen Ent· 
mündigungsgrundes wiederum im gesetzlichen Verfahren geschehen. 

Der Umstand, dass ein Entmündigungsgrund erst durch das Zu­
sammentreffen mehrerer Voraussetzungen gebildet wird, ergibt nun 
für die Aufhebung der Entmündigung, dass sie immer vorzunehmen 
ist, sobald eine dem Entmündigungsgrund zugehörige Voraussetzung 
dahinfällt. Die Entmündigungsmassnahme hat also sowohl dann auf· 
gehoben zu werden, wenn die psychiatrische Voraussetzung hzw. die 
moralisch wertende Voraussetzung, als auch .dann, wenn eine der 
juristischen Voraussetzungen weggefallen ist. 

Aus die�en Ausführungen geht hervor, da.ss es sich bei der Auf­
hebung im Grunde genommen um nichts anderes als um die Umkeh· 
rung des Entmündigungsfalles handelt. 

I) Vgl. oben S. I3 ff. 
z) Friedrich 63/64 : •Der Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginnes bestimmt sich in Er­

mangelung bundesrechtlicher Vorschriften wiederum nach Grundsätzen des kanto­
nälen Rechts• .  

3 )  Dem nachträglichen Dahinfallen des Entmündigungsgrundes ist der Fall gleichzu­
stellen, wo ein gesetzlicher Grund zur Bevormundung überhaupt nie bestanden 
hat. Vgl. BGE 43 II 752, 7 8  II 7 und dort zit. Entscheiqe. 

4) BGE 35 I 97 : •Zuzugeben ist, dass eine Vormundschaft nach Erlöschen des ur­
sprünglichen Bevogtigungsgrundes, gestützt auf einen neuen Entmündigungsgrund 
fortgeführt werden kann, und dass es daher nicht nötig ist, zuerst die Aufhebung 
der alten und erst nachher die Verhängung der neuen Vormundschaft zu verfügen. 
Allein e:s ist kllr, dass durch dicec Vermeidung einer unnützen Formalität d�g 
Recht des zu Bevormundenden, sich über den ihm gegenüber angerufenen Be­
vogtigungsgrund auszusprechen, nicht geschmälert werden kann•. Ebenso BGE zo, 
29· zz, 34-· 29 I 3 I .  
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II. Besonderheiten 
Besondere Erwähnung verdienen hier lediglich die formellen Vor· 

aussetzungen der Aufhebung. Im Interesse einer gründlichen 5) und 
einheitlichen 6) Durchführung des materiellen Rechts hat nämlich 
der Bundesgesetzgeber, wie für die Entmündigung selbst, so auch für 
deren Aufhebung gewisse minimale Formvorschriften erlassen. Wenn 
wir hier diese das Verfahren regelnden Bestimmungen etwas genauer 
unter die Lupe nehmen, so tun wir das, weil wir in ihnen unsere An­
sicht von der oben erörterten Verschiedenheit zwischen den Entmün­
digungsgründen des Art. 369 ZGB und denen des Art. 370 ZGB 
wiederum bestätigt finden. 
I. Die formelle Voraussetzung bei der Aufhebung der Entmündigung 

über einen Geisteskranken gernäss Art. 436 ZGB 
Gernäss Art. 436 ZGB darf die Aufhebung einer wegen Geistes­

krankheit oder Geist�sschwäche angeordneten Vormundschaft nur 
erfolgen, «nachdem das Gutachten von Sachverständigen eingeholt 
und festgestellt ist, dass der Bevormundungsgrund nicht mehr he­
steht». Diese Bestimmung bildet gleichsam das Pendant 7 )  zu der­
jenigen von Art. 374 II ZGB. Wie es fiir eine Entmündigung nötig ist, · 
dass die Geisteskrankheit psychiatrisch festgesteHt ist, so hat auch 
bei der Aufhebung die eingetretene Heilung durch den Sachverständi­
gen nachgewiesen zu werden. Dabei dient das Gutachten - wie im 
Entmündigungsprozess, so auch bei der Aufhebung · - als Beweis­
mittel. 
2. Die formelle Voraussetzung bei der Aufhebung der Entmündigung 

iiber einen wegen moralischer Minderwertigkeit Bevormundeten 
gemäss Art. 437 ZGB 
Unter dem Marginale «Verfahren» findet sich mit Hinsicht auf 

die wegen moralischer Minderwertigkeit Entmiindigten in Art. 437 
ZGB folgende Regelung :  «Aufhebung einer wegen Verschwendung, 
Trunksucht, lasterhaften Lehenswandels oder wegen der Art und 
Weise ihrer Vermögensverwaltung angeordneten Vormundschaft darf 
der Bevormundete nur dann beantragen, wenn er seii mindestens 
einem Jahr B)mit Hinsicht auf den Bevormundungsgrund nicht mehr 
Anlass zu Beschwerden 9) gegeben hat». 

s) Friedrich 6 1 .  

6 )  Naef ' 3 ' ·  

-7 )  Vgl. deshalb obige Ausführungen und Anmerkungen auf S .  r o r  ff, insbesondere 
BGE 6 r l1 2 r 3/zr4.  

8) Soll der beschwerdelose Ablauf dieser Frist beweisen, dass eine moralische 
Schwäche wirklich nicht mehr besteht, so darf in dieser Frist der Anstaltsaufent­
halt nicht einberechnet werden (Gleicher Meinung: Egger Komm. Art. 437 N. 6. 
SJZ 33,  88 Nr. sz.  Gegenteilige Ansicht : Verw. Z. bl. z6, I Z6). Denn solange eine 
Person in einer Anstalt versorgt ist, steht sie unter anstaltlichem Zwang. Ein 
während der Internierung gutes Verhalten beweist aber erst, dass die Person unter 
dem Druck der Anstaltsordnung zu · einer geordneten Lebensführung fähig ist. Be­
kanntlich ittt es aber viel leichter, unter t..lcn1 Einfluss äusseren Zwangs eine be­
stimmte Lebensweise einzuhalten, als eine solche aus freiem Willen zu befolgen. 
Es ist daher fraglich, ob die gleiche Person, die sich in der Anstalt durch ein ge-

1 1 2 

Bei einem Vergleich des Ar.t. 436 mit dem Art. 437 fällt uns auf, 
dass in den beiden Artikeln verschiedene Materien behandelt sind. 
Die Bestimmung von AJ;t. 436 ordnet das Verfahren zur Erbringung 
des Nachweises für den Wegfall der psychiatrischen Entmündigungs­
voraussetzung. Dagegen regelt Art. 437 die Antragsbefugnis des Be­
vormundeten zur Aufhebung 10 ) .  

Die Vorschrift von 437 ZGB ist i n  ihrer systematischen Eingliede­
rung offensichtlich deplaziert. Als eine das Antragsrecht regelnde 
Bestimmung gehörte sie eigentlich derjenigen des Art. 433 II ZGB 
zugeordnet 1 1 ) .  Wenn sie heute unter den Verfahrensvorschriften figu­
riert, so ist das historisch zu erklären. Im VE 12 ) war von einem An­
tragsrecht noch . keine Rede. Damals diente diese Vorschrift - wie 
Art. 436 ZGB - allein der Feststellung der Abwesenheit einer mora· 
lischen Minderwertigkeit, indem sie jede Aufhebung, gleichgültig von 
welcher Seite der Aufhebungsantrag erfolgte, von einer gutbestande­
nen Bewährungsfrist abhängig machte. über die Bedeutung der }Je­
währungsfrist als Mittel zur Feststellung der Abwesenheit moralischer 
Minderwertigkeit wird noch im Folgenden zu handeln sein. 

Nach der heu_te geltenden Regelung ist das Abwarten der Bewäh­
rungsfrist nur noch für den Fall gefordert, dass der Entmündigte 
selbst den Antrag um Aufhebung stellt. Geht das Aufhebungsbegehren 
jedoch von Dritter Seite oder von den Behörden aus, so besteht keine 
zeitliche Bindung. Weitere bundesrechtliche Verfahrenshestimmun· 
gen für den Fall der Aufhebung der Entmündigung über moralisch 
Minderwertige bestehen aber nicht. Es kann deshalb der Richter nach 
Bundesrecht eine ihm nicht mehr gerechtfertigt scheinende Vormund­
schaft über einen nach Art. 370 Entmündigten jederzeit aufheben, 
vorausgesetzt, dass der Antrag nicht vom Bevormundeten selbst aus-
gegangen ist. . 

Da ferner auch bei der Aufhebung die Mitwirkung eines Sachver· 
ständigen nicht vorgeschrieben ist, so ist auch hier dem Richter -
wie bei der Entmündigung selbst - die selbständige Priifung sämt· 
licher für die Aufhebung erforderlichen Voraussetzungen überlassen. 

ordnetes Leben ausgezeichnet hat, ihre geregelte Lebensweise beibehalten wird, 
wenn dieser llussere Zwang dahinfällt. Da aber nach Aufhebung der Vormund­
schaft die Person wieder vollkommen auf sich selbst gestellt ist, so muss sie dann 
auch fahig sein, aus eigener Kr�ft sich �oralisch z� yerhalten •

. 
Die einjährige �e­

währungsfrist kann deshalb nur smnvoll sem, wenn ste m der Wetse angewandt wtrd, 
dass sie darüber Auskunft gibt, ob der betreffende Mensch wirklich fähig sei, aus 
eigenem Willen einen unserer Moral gernässen Lebenswandel zu fuhren. D�ahalb 
darf die Bewährungsfrist eben erst nach der Entlassung aus der Anstalt begmnen. 

9) Da ftir den Aufhebungsentscheid - _abgesehen. von d�n juristis_che� V�rau_s­setzungen - allein das Nichtbestehen emer mor�hechen Mmderwe�1g�e1t wtchttg 
ist, so kann auch nichts darauf ankommen, ob eme Beschwe�de �tr�hch erhoben 
worden ist oder nicht (ebenso BGE 39 II 5 13). Massgebend 1st emztg, dass eben 
kein Grund zur Beschwerde während dieser Zeit bestanden hat (vgl. Kaufmann 
Komm. Art. 43 7 N. 6 ). Das festzustellen, gehört zu den Aufgaben der aufhebenden 
Behörde im Aufhebungsprozess. 

xo) Kaufmann Komm. Art. 437 N. 14. 
u) Kaufmann Komm. Art. 43 7 N. '4· 

n) VE 1900 Art. 466, S. xo8, ebenso VE 1896 Art. 466, S. u8. 
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Gleich wie im Falle der Aufhebung der Vormundschaft über 
Geisteskranke ist somit auch hier die Regelung des Aufhebungsver­
fahrens grundsätzlich dem entsprechenden V erfahren bei der Ent­
mündigung nachgebildet : Ist die Vormundschaft über einen Geistes­
kranken aufzuheben, so ist die Einholung eines ärztlichen Gutachtens 
unbedingtes formelles Erfordernis. Steht dagegen die Aufhebung 
einer Vormundschaft über einen moralisch Minderwertigen in Frage, 
so ist dem Richter die Prüfung des materiellen Sachverhalts ohne 
irgendwelche Bindung an formelle Voraussetzungen 1 3 ) überlassen. 
Somit erweist sich auch bei den formellen Voraussetzungen, dass die 
Aufhebung der Entmündigung im Grunde genommen nur eine Um­
kehrung des Entmündigungsfalles ist. 

3. Das Feststellungsverfahren bei moralischer Minderwertigkeit und 
die Bestimmung von Art. 437 ZGB über die Antragsbefugnis des 
Bevormundeten 
Wenn somit der Richter grundsätzlich jederzeit eine über einen 

moralisch Minderwertigen verhängte Vormundschaft aufheben kann, 
so kann er das aber auch nur tun, wenn er sich selbst von der Ab­
wesenheit des Entmündigungsgrundes überzeugt hat. Es fragt sich 
demnach, woran der Richter das Aufhören der moralischen Minder­
wertigkeit erkennen kann. 

Wir haben schon in anderem Zusammenhang auf die Schwierig· 
keit in der Feststellung der moralischen Minderwertigkeit hinge­
wiesen. Ihr Bestand oder Nichtbestand hängt ja nach allgemeiner 
ethischer Auffassung einzig von der dem Individuum zurnutbaren 
Willensanstrengung ab, ein unserel' bürgerlichen Moral gemässes 
Leben zu führen. Ein solcher Willensentschluss ist aber ein rein inner­
licher Vorgang und während der ersten Zeit seines Besteheus von 
aussen nicht erkennbar. Was diesen Entschluss und den Willen an 
seinem Festhalten äusserlich erkennen lässt, ist nur ein während 
längerer Zeit anständiges Benehmen 14 ) . Das ist die einzige Möglich­
keit des wegen moralischer Minderwertigkeit Entmündigten, die voll­
zogene sittliche Reinigung zu beweisen 15 ) . 

Diesem Umstand hat das Gesetz in Art. 437 ZGB durch die Anord­
nung einer Bewährungsfrist Rechnung getragen. Doch sieht diese 
Bestimmung - sie ist ja eine die Antragsbefugnis des Bevormundeten 
regelnde Norm - eine Bewährungsfrist nur für den Fall vor, dass 
der Antrag vom Entmündigten selbst gestellt wird. In Anbetracht der 
Tatsache aber, dass die erfolgreich durchgestandene Probezeit die 
einzige Beweismöglichkeit für die Abwesenheit moralischer Minder­
wertigkeit darstellt, wird man aber doch nicht darum herumkommen, 

1 3 )  Wir sprechen hier nur von den bundesrechtlichen Vorschriften. Natürlich steht es 
der kantonalen Gesetzgebung frei, in dieser Materie besondere Bestimmungen zu 
erlassen. 

14) Das aber ist gerade die Umkehrung des lasterhaften Lebenswandels . . .  der an­
dauernd schuldhaft gegen die Moral verstossenden Lebensweise. 

15) Vgl. dazu BGE 78 li 1 0 .  Was hier zur Aufhebung der Entmündigung auf eigenes 
Begehren gesagt ist, gilt fur die Aufhebung gemäss Art. 43 7 ZGB analog, soweit 
der Antrag nicht von seiten des Mündels erfolgt ist. 
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auch in allen übrigen Fällen von Aufhebung der Vormundschaft über 
moralisch Minderwertige den Ablauf einer Bewährungsfrist abzuwar­
ten. Da nun aber die in Art. 437 ZGB genannte Frist von einem Jahr 
eher für zu kurz als für zu lang bemessen 16 )  angesehen wird, sollte 
man auch in den Fällen, da der Antrag um Aufhebung nicht vom Be­
vormundeten selbst ausgegangen ist, nicht unter die einjährige Be­
währungsfrist gehen. Es zeigt sich somit, dass die ursprüngliche Fas­
sung dieser Bestimmung - wie sie sich noch in VE Art. 466 fand -
ihren guten Sinn hatte. 

Indem nun aber das Gesetz in Art. 437 ZGB die Aufhebun�?; einer 
gernäss Art. 370 ZGB verhängten Vormundschaft von einer gut be­
standenen Probezeit abhängig macht, gibt es 'wiederum zu erkennen, 
dass .es mit der Entmündigungsmassnahme von Art. 370 ZGB eben 
gerade die moralisch Minderwertigen treffen will. Denn Bewährung 
im ethischen und damit auch juristischen Sinne bedeutet Beweis der 
Standhaftigkeit im sittlichen Betragen. Bewährung ist also das Er­
bringen des Nachweises für die sittliche Reinigung, für die V erwirk­
lichung der zurnutbaren Willensanstrengung und nicht etwa für die 
Genesung von einer Krankheit. 

So zeigt sich auch in der Bestimmung über die Bewährungsfrist 
wieder die verschiedenartige Natur der Entmündigungsgründe des 
Art. 369 ZGB und des Art. 370 ZGB, die aufzuzeigen der eigentliche 
Zweck dieser Arbeit war. 

r 6) Egger Komm. Art. 437 N. 5· Vgl. auch VE Art. 466, wo noch die zweijährige Be­
währungsfrist vorgesehen ist. 


